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Ulrich Lohmar

Die Produktivkraft Wissenschaft 
als publizistisches Problem

Seit Jahren ist es in der Bundesrepublik und 
überhaupt in den größeren Industriestaaten 
unumstritten, daß die Wissenschaft zur ent-
scheidenden Produktivkraft unserer Industrie-
gesellschaft geworden ist. Genauer gesagt: Der 
Kreislauf von naturwissenschaftlicher For-
schung, technologischer Entwicklung und öko-
nomischer Anwendung samt deren gesell-
schaftlichen Folgen bestimmt das Gesicht un-
serer Welt weithin. Wie schnell sich Wissen-
schaft in gesellschaftliche Wirkung umsetzt, 
mögen drei Beispiele zeigen: Die Kernenergie, 
das Fernsehen und die Elektronische Daten-
verarbeitung. Alle drei Faktoren kamen vor 
etwa 15 Jahren in Deutschland gerade auf, und 
heute sind sie zu bestimmenden wirtschaft-
liehen und gesellschaftlichen Tatbeständen mit 
weitreichenden sozialen Folgen geworden. 
Auch die Sozialwissenschaft hat in der Form 
der Meinungsforschung einen größeren Ein-
fluß auf Marktbeeinflussung und auf politi-
sche Zielbestimmung gewonnen. Andere und 
neuere Sozialtechniken erlauben es, die Ge-
sellschaft technokratischer zu gestalten, wenn 
man diese Techniken nicht in gesellschaftliche 
Zielvorgaben einfügt. Demgegenüber ist die 
organisatorische und bewußtseinsmäßige Ver-
fassung der Gesellschaft in Deutschland hinter 
ihrer eigenen Basisentwicklung als Ausdruck 
der Produktivkraft Wissenschaft zurückgeblie-
ben. Zwar versucht man, mit der Demokrati-
sierung von Teilbereichen der Bildung und 
Forschung einen kooperativen Arbeitsstil zu 
praktizieren, der in den USA längst selbstver-
ständlich und erfolgreich erprobt wurde. 
Gleichzeitig aber hält die Wissenschaft an 
einem Autonomieverständnis fest, daß in sei-
ner Undifferenziertheit an der Tatsache vor-
beigeht, wieweit unsere Wissenschaft eben 
unabsehbare gesellschaftliche Konsequenzen 
aus ihrer Forschung, aber auch aus der Art 
und den Inhalten ihrer Ausbildung hervor-
bringt. Aus einem beginnenden politischen 
Selbstverständnis der Wissenschaft sind noch 
keine angemessenen organisatorischen Reprä-
sentations- und Entscheidungsformen der Wis-
senschaft als Institution entwickelt worden. 
Andererseits ist die Wissenschaft nicht nur 
durch ihre gesellschaftlichen Ergebnisse sicht-
bar und wirksam, sondern zugleich ist sie ver-
kettet mit Wirtschaft und Staat durch vielfäl-

tige Formen der Finanzierung und der Ziel-
bestimmung, vor allem in der Forschungspo-
litik. Ein transparentes, an gemeinsam erarbei-
teten politischen Zielen orientiertes Zusam-
menwirken von Wissenschaft, Wirtschaft und 
Staat gibt es kaum in Ansätzen, weil Selbst-
verständnis, Führungsstil und innere Struktur 
der drei Bereiche Staat, Wirtschaft und Wis-
senschaft noch zu unterschiedlich sind und zu-
dem nur in Teilbereichen aufeinander abge-
stimmt werden. In der staatlichen Administra-
tion setzt sich der Gedanke der Leistungsver-
waltung gegenüber einer überkommenen Vor-
stellung von der Hoheitsverwaltung erst all-
mählich durch. Hierarchisches Denken und eine 
beträchtliche Immobilität des Beamtenrechtes 
sind die wesentlichen Barrieren auf dem Weg

zu einer demokratischen Leistungsverwaltung. 
In der Wissenschaft ist die alte Hierarchie 
zwar formal demokratisiert worden, aber die 
verschiedenen Gruppen an den Hochschulen 
haben noch nicht zu einem wirksamen Koope-
rationsstil gefunden. In der Wirtschaft schließ-
lich ringen autokratische und patriarchalische 
Führungsvorstellungen mit modernen, partner-
schaftlichen und kooperativen Auffassungen. 
Die Konservativen auf den Ebenen des Staa-
tes, der Wissenschaft und der Wirtschaft ge-
hen nach wie vor von dem Irrtum aus, als ob 
Demokratisierung und Effektivität einander 
ausschließen müßten. Daß dies keineswegs der 
Fall ist, sondern daß beide einander bedingen, 
setzt sich als Einsicht und Erfahrung erst all-
mählich durch. Die drängenden Aufgaben des 
Tages, vor denen Politiker, Unternehmer und 
Wissenschaftler stehen, verstellen vielfach die 
Einsicht in die sachliche Vordringlichkeit eines 
neuen Kooperationsverständnisses und -gefü-
ges zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und 
Staat. So ist die Produktivkraft Wissenschaft 
zwar zum entscheidenden Hebel der Gesell-
schaft und in weiten Maßen auch der Politik 
geworden, aber einen neuen Standort in 
Selbstverständnis und Struktur unserer Gesell-



schäft hat diese Produktivkraft noch nicht ge-
funden.

Man sollte meinen, daß wenigstens die Publi-
zistik auf diesen Tatbestand seit langem ver-
nehmlich aufmerksam gemacht hätte. Dies ist 
jedoch keineswegs der Fall. Es gibt zwar eine 
Wissenschaftspublizistik in der Bundesrepu-

blik Deutschland, aber sie ist eher ein Reflex 
auf die geschilderte Situation im Spannungs-
feld von Wissenschaft, Wirtschaft und Staat 
als daß sie von sich aus mehr Klarheit in die-
ses Beziehungsgeflecht gebracht und präzisere 
Möglichkeiten der Situationsbestimmung und 
-entwicklung aufgezeigt hätte. Diese Problema-
tik soll im einzelnen untersucht werden.

1. Die populärwissenschaftliche Information über Technik 
und Forschung im Fernsehen

Das Fernsehen als das neueste und zugleich 
wirksamste Medium der öffentlichen Mei-
nungsbildung hat die größten, aber auch 
schwierigsten Möglichkeiten, die Wissenschaft 
transparent, öffentlich verständlich und damit 
in gewisser Weise kontrollierbar zu machen. 
Die Mittel, deren sich die Wissenschaft zur 
Mitteilung ihrer Probleme und Ereignisse her-
kömmlich bedient, sind das Wort und die For-
mel. Das Fernsehen ist jedoch ein Medium, das 
vorwiegend mit der optischen Darstellung ar-
beitet. Dies erleichtert zwar die Präsentation 
mancher exemplarischer Vorgänge, erschwert 
aber aus zeitlichen, technischen und kommuni-
kativen Gründen die Wiedergabe und Ver-
mittlung wissenschaftlicher Aussagen in ihrem 
wesenseigenen Zusammenhang. Zudem be-
dingt die Konkurrenz zwischen dem Ersten 
und Zweiten Fernsehen in der Bundesrepublik, 
daß beide Fernsehanstalten möglichst hohe Zu-
schauerzahlen aufweisen möchten. Darin liegt 
eine Versuchung zur Anpassung an die Ver-
ständnismöglichkeiten der großen Zahl, oder 
— positiv ausgedrückt — die Notwendigkeit, 
schwierige wissenschaftliche oder technische 
Sachverhalte auf eine Weise zu vereinfachen, 
daß sie verständlich werden, ohne falsch zu 
sein. In dieser Schwierigkeit entschied sich die 
Wissenschaftspublizistik des Fernsehens für die 
populärwissenschaftliche Darstellung. Sie hat 
ganz sicher wesentlich dazu beigetragen, daß 
viele Bürger unseres Landes mehr als aus 
anderen Quellen über Probleme und Möglich-
keiten der Wissenschaft erfahren haben. Doch 
das Fernsehen ist dabei immer in dem Zwie-
spalt, einerseits Ergebnisse oder Chancen der 
Wissenschaft für den Mann auf der Straße auf-
zeigen zu müssen, andererseits aber einen kri-
tischen Beitrag zu inhaltlichen oder methodi-
schen Problemen der Forschung oder Lehre 
selbst leisten zu wollen. Für die eine Absicht 
bietet sich die wissenschaftliche Reportage, 
für das andere Vorhaben das analytische Ge-
spräch an. Beide Formen hat das Fernsehen 
entwickelt, aber abgesehen von einigen Sen-
dungen vor allem Rüdiger Proskes ist es 
selbst den Wissenschaftsjournalisten kaum 

einmal gelungen, in die guten Sendezeiten 
des Fernsehens zu kommen. Meist werden sol-
che Sendungen nach 21.30 Uhr ausgestrahlt, zu 
einer Zeit also, in der zwar intellektuelle 
Nachtarbeiter, nicht aber der normale Konsu-
ment des Fernsehens vor dem Bildschirm sit-
zen kann oder mag. Zudem lassen sich sowohl 
die wissenschaftliche Sprache als auch die wis-
senschaftliche Formel nur mit Schwierigkeiten 
optisch so einfangen und wiedergeben, daß sie 
allgemein begreifbar werden. Dies bedeutet 
nicht nur in der Aussage auf populärwissen-
schaftlichem Niveau bleiben zu müssen, son-
dern auch in der Auswahl der Gegenstände dei 
Darstellung meist auf die Arbeitskulissen del 
Wissenschaft ausweichen zu müssen. Im Zu 
sammenhang mit der Neigung der Fernseh 
Intendanten, Sendungen mit größerer Hörer 
zahl in die besten Sendezeiten zu rücken, führ 
dies zu dem Ergebnis, daß nur ohnehin infor 
mierte und teilweise auch kritische Minder 
helfen voh den Wissenschaftssendungen de: 
Fernsehens erreicht werden. Dadurch wird die 
Informationskluft zwischen den einzelner 
Gruppen der Fernsehzuschauer und damit de 
Bürger im Ergebnis vergrößert, während e: 
doch im Hinblick auf eine demokratische Fun 
dierung der Meinungsbildung zur Produktiv 
kraft Wissenschaft in ihrem gesellschaftlicher 
Verwertungszusammenhang gerade auf der 
gegenteiligen Effekt ankommen müßte. Und di 
sich nicht nur die Fernseh-Intendanten, son 
dem auch die Politiker in der optischen Rang 
folge ihrer Ziele nach Meinungsmehrheitei 
richten, hat das Fernsehen bis heute leider kei 
nen nennenswerten Beitrag dazu leisten kön 
nen, die Wissenschaft in die Spitzengruppe de 
Themen zu bringen, auf die der Mann auf de 
Straße anzusprechen ist, von denen er rede 
und von woher auf diese Weise auch der Po 
litiker veranlaßt werden könnte, sich vorran 
gig mit dem Thema Wissenschaft zu befasse: 
— eben weil er in Bürgerversammlungen dai 
auf kaum angesprochen würde. Der Wider 
Spruch zwischen gesellschaftlicher Wirksam 
keit und publizistischem Interesse hinsichtlic 
der Wissenschaft ist somit für die vorwiegen 



populärwissenschaftliche Darstellung im Fern-
sehen nicht aufgehoben worden. Die populär-
wissenschaftliche Form der Darbietung hat 
nicht zu einer Popularisierung des Themas 
Wissenschaft geführt, weil die Entscheidungs-

kriterien über den zeitlichen Rang der Sen-
dungen, die Schwierigkeit der Übersetzung 
von Wissenschaft in aufnehmbare Informatio-
nen und der fehlende Rückkopplungseffekt 
zur Politik hin dies erschweren.

2. Das wissenschaftliche Feature im Hörfunk
Besser als im Fernsehen ist die Wissenschafts-
publizistik in den Hörfunkprogrammen plaziert 
worden. Das hängt einmal damit zusammen, 
daß sich der Hörfunk wie die Wissenschaft des 
Wortes bedient, um sich verständlich zu ma-
chen. Die Formelsprache der Naturwissen-
schaft, der modernen Sozialwissenschaft und 
der Technik finden hingegen auch hier kaum 
einen publizistischen Eingang. Zweitens aber 
steht in den Hörfunkprogrammen mehr Zeit 
zur Verfügung, um ein komplexes Problem auf 
angemessene Weise zu behandeln. Und drit-
tens führt die relative wechselseitige Unabhän-
gigkeit der verschiedenen westdeutschen 
Rundfunkanstalten dazu, daß insgesamt mehr 
Sendezeit für die Wissenschaft im Hörfunk zur 
Verfügung steht als im Fernsehen, relativ und 
absolut gesehen. Auch hier beobachten wir 
zwar wie beim Fernsehen die Neigung, Wis-
senschaftssendungen auf die späten Abend-
stunden zu legen, aber Kommentare zu diesem 
Themenkreis hört man hin und wieder auch zu 
Zeiten, wo viele Hörer ihr Gerät eingeschaltet 
haben. Das gilt vor allem für die populären 
Magazinsendungen zur Morgen- und Mittags-
zeit.
In den Hörfunkredaktionen findet man auch 
mehr sachkundige Journalisten, die sich mit 
dem Thema Wissenschaft befassen. Häufig sind 
sie nicht fest angestellt, sondern arbeiten als 
freie Mitarbeiter für diese oder jene Rund-
funkanstalt mit. So haben nicht wenige Wis-
senschaftler eine unmittelbare Gelegenheit, 
sich des Mediums Hörfunk zu bedienen, direkt 
über ihre Arbeit zu berichten oder über Pro-
bleme mit anderen zu diskutieren. Der Durch-
bruch zum Frühschoppen Werner Höfers ist 
der Wissenschaftspublizistik dennoch auch im 
Hörfunk noch nicht gelungen. Die Dritten Pro-
gramme öffnen hier wie beim Fernsehen der 
Wissenschaft eher ihre Möglichkeiten als die 
Konsumenten-Programme der normalen Wel-
lenbereiche. Die Wirkung auf große Hörer-
kreise ist gleichwohl begrenzt, denn einmal 
bevorzugt der normale Informationskonsument 
das Fernsehen gegenüber dem Hörfunk, und 
zum anderen wird durch zeitliche Bevorzugung 
der Abendstunden auch beim Hörfunk eine 
Schicht angesprochen, die zu solchen Zeiten 
eben den Rundfunk hört. Die publizistische 
Funktion des Hörfunks ist also im Grund die 

gleiche wie die des Fernsehens: Sie vertieft 
die Kluft zwischen ohnehin Informierten und 
eigentlich zu Informierenden, abgesehen von 
den eingeblendeten Kurzkommentaren und 
Statements in den Magazinsendungen, die 
eine beträchtliche Breitenwirkung haben.
Der Hörfunk bevorzugt für die Berichterstat-
tung über Wissenschaftsthemen die journali-
stische Form des Features, also eine Mischung 
von Reportage, Erzählung und Kommentar. 
Daneben kommt der wissenschaftliche Vortrag 
hier und da zur Geltung. Manche Rundfunk-
anstalten sind in den vergangenen Jahren so 
weit gegangen, ganze Programmfolgen einer 
bestimmten wissenschaftlichen Thematik zu 
widmen und sie nachher auch einem inter-
essierten Leserpublikum gedruckt zugänglich 
zu machen. Insoweit übernahm der Hörfunk 
teilweise die Funktion wissenschaftlicher Pe-
riodica bzw. Zeitschriften. Der Aufbau einer 
Funkuniversität — wie auch einer Fernseh-
universität — ist gleichwohl über Anfänge 
nicht hinausgekommen, wenn man von Expe-
rimenten des WDR etwa in der Mathematik, 
vom Bildungsfernsehen des Bayerischen Fern-
sehens und einigen anderen Ansätzen absieht. 
Hier aber läge ebenso wie für das Fernsehen 
die große Chance auch des Hörfunks: Die wis-
senschaftliche Information im Zusammenhang 
mit Ausbildungsgängen und -chancen dem Hö-
rer oder Zuschauer ins Haus zu liefern und da-
mit die ungleiche Verteilung stationärer Bil-
dungseinrichtungen — vor allem im Hochschul-
und Fortbildungsbereich — mit ausgleichen zu 
helfen. Das Stad/Landgefälle könnte auf diese 
Weise mit überwunden werden. Das britische 
Experiment einer Fernsehuniversität verdient 
aus solchen Erwägungen die Aufmerksamkeit 
unserer Rundfunk- und Fernsehanstalten. Be-
trächtliche organisatorische Schwierigkeiten 
liegen in der Bundesrepublik dabei sicherlich in 
unserer föderalistischen Grundstruktur, die 
eher zu einer Parzellierung als zu einer Koope-
ration im Wissenschaftsbereich geführt hat, 
und in der schwerfälligen Organisation des 
Funk- und Fernsehbereichs, die ihrerseits ja 
ähnliche strukturelle Ursachen und Koopera-
tionsmängel hat wie das Wissenschafts- und 
Bildungssystem im ganzen, soweit es sich um 
seine verfassungsrechtliche Zuordnung han-
delt



3. Experteninformation oder feuilletonistische Verfremdung 
der Wissenschaft in der Tagespresse

Noch deutlicher als beim Fernsehen oder Funk 
sind die Grenzen der Wissenschaftspublizistik 
in der Tagespresse markiert. Bedient sich das 
Fernsehen immerhin der wenigen Publizisten, 
die sowohl von den Problemen der Wissen-
schaft etwas verstehen als auch das Medium 
abschätzen und nutzen können, und ist diese 
Situation beim Hörfunk um einiges besser, so 
blieb bislang auch in der überregionalen 
Tagespresse die Wissenschaft eine Aufgabe 
von wenigen Experten in den Redaktionen. 
In vielen Fällen ordnete man die Wissenschaft 
und die Technik einfach dem Feuilleton zu, 
weil man davon ausging, daß Wissenschaft ja 
irgendwo vor allem mit Kultur etwas zu tun 
haben müsse. Die Qualität der Wissenschaft 
als gesellschaftliche Produktivkraft ist dabei 
kaum in ihrer ganzen Bedeutung gesehen wor-
den, soweit es sich um die Zuordnung der Wis-
senschaftspublizistik in den Redaktionen han-
delt. Eigene Redaktionsbereiche für Wissen-
schaft und Forschung unterhalten nur über-
regionale Tageszeitungen, und selbst ihnen 
gelingt es kaum einmal, ihre Berichte oder 
Analysen jeweils in den relevanten politi-
schen oder wirtschaftlichen Teil ihrer Zeitung 
zu bringen. Im besten Fall hat man eine Sparte 
Wissenschaft und Technik, die Integration der 
Thematik in die Struktur der Tageszeitungen 
ist nicht gelungen und wird nur selten über-
haupt angestrebt

Die Wissenschaftsjournalisten der Tages-
presse greifen überdies häufig auf die wissen-
schaftlichen Informationsdienste zurück, deren 
Sprache der jeweiligen wissenschaftlichen 
Fachwelt nähersteht als dem Zeitungsleser 
einer Tageszeitung. Einen „Redaktionsdolmet-
scher* zur Übersetzung wissenschaftlicher 
Sachverhalte und Probleme in die Sprache des 
normalen Zeitungslesers gibt es bei den wis-
senschaftlichen Diensten ebensowenig wie in 
den Tageszeitungen. Ein Versuch der dpa, 
einen eigenen Wissenschaftsdienst herauszu-
bringen, blieb in Anfängen stecken, und so 
finden sich Informationen über die Wissen-
schaft in der Tagespresse eben weiterhin meist 
im Feuilleton oder am Rande der Nachrichten-
teile der Zeitungen wieder. Besonders in der 
Plazierung und im Anteil an der Nachrichten-

übermittlung rangieren die Wissenschaftsinfor-
mationen ziemlich am Schluß der Berichterstat-
tung. Die wissenschaftlichen Experteninforma-
tionen sind dabei meist für den Leser schwer 
verständlich, oder sie werden andererseits so 
vereinfacht wiedergegeben, daß die Nachricht 
zum Gag verdünnt und damit verfälscht wird. 
Der Herzspezialist Barnard beispielsweise hat 
mit seiner Heirat mehr Headlines gemacht als 
mit seiner eigentlichen wissenschaftlichen Ar-
beit, und von solchen auf Personen basieren-
den „Informationen* abgesehen findet man in 
der Tagespresse bestenfalls Kongreßberichte 
über Ärztetagungen und ähnliches. Die sprach-
liche Barriere von der Wissenschaft zum Leser 
der Tageszeitung hin wird nicht überwunden, 
und die gesellschaftliche Bedeutung der Wis-
senschaft im ganzen wird nur am Rande sicht-
bar, weil die Wissenschaftspublizistik in der 
Tagespresse nebenher behandelt wird.

Man muß sich in diesem Zusammenhang klar-
machen, daß zwei Drittel der deutschen Zei-
tungen Regionalzeitungen sind. Bei ihnen ist 
die Informationschance über Wissenschaft 
noch ungleich geringer als bei der überregio-
nalen Presse, denn sie müssen sich noch ein-
deutiger als die große Presse an die Lesebe-
dürfnisse der Abonnenten anpassen oder an 
das, was sie dafür halten. Auf diese Weise re-
produziert der Großteil der Tagespresse durch 
Nachrichten und Kommentare vor allem die 
Meinungen, die im Leserkreis ohnehin vorhan-
den sind. Innovative, die tatsächlichen Le-
bensverhältnisse des einzelnen Bürgers und 
sein Bewußtsein formende neue Tatbestände, 
die fast alle aus der modernen Wissenschaft 
hervorgehen oder mit ihr Zusammenhängen, 
dringen nicht durch und haben keine Chance, 
die Schallmauer der taktischen Kalkulation auf 
das vordergründige Augenmerk des regiona-
len Zeitungslesers zu durchbrechen. Infolge-
dessen kann man, nimmt man die wissenschaft-
lichen Dienste zugunsten der Tagespresse, de-
ren eigene wissenschaftliche Mitarbeiter und 
die überregionalen Wissenschaftspublizisten 
zusammen, kaum mehr als drei Dutzend Wis-
senschaftsjournalisten in der Bundesrepublik 
aufzählen, die in der Tagespresse der Wis-
senschaft einen Raum schaffen möchten.



4. Die Parzellierung der wissenschaftlichen Zeitschriften

Bei der Analyse der wissenschaftlichen Zeit-
schriften muß man zwischen deren qualitati-
ver und deren Breitenwirkung unterscheiden. 
In fachlicher Hinsicht gibt es eine große Zahl 
von Zeitschriftenpublikationen, die dem jewei-
ligen beruflichen Informationsbedürfnis unter-
schiedlicher akademischer Berufsbereiche 
Rechnung tragen. Ihre Zahl geht in die hunder-
te, und sie erreichen insgesamt auch auflagen-
mäßig eine nennenswerte Größenordnung. Das 
gemeinsame Merkmal aller dieser Fachzeit-
schriften ist jedoch zugleich, daß sie eine inte-
grative, fächerübergreifende Wirkung in der 
Wissenschaftspublizistik weder anstreben 
noch erreichen. Gerade ihre weitgehende 
Spezialisierung macht ihren jeweiligen Markt-
wert und -erfolg aus. In der ökonomischen 
Grundlage sind diese Fachzeitschriften Weitge-
hend auf Anzeigen der jeweiligen Hinter-
grundindustrien angewiesen.
Neben den wissenschaftlichen Fachzeitschrif-
ten gibt es die Gruppe der wissenschaftlichen 
Informationsdienste, die teilweise auch sehr 
spezialisiert sind, die hin und wieder aber 
auch übergreifende Informationen über das 
wissenschaftliche Leben bringen. Davon gibt 
es in der Bundesrepublik aber kaum mehr als 
ein halbes Dutzend. Und drittens schließlich 
gibt es einige allgemein gehaltene wissen-
schaftspolitische Zeitschriften, die einen mehr 
oder minder großen, im ganzen aber kaum 
signifikanten Leserkreis erreichen. Soweit sie 
auf dem Markt einigermaßen Fuß fassen, ha-
ben sie das dem Magazincharakter ihrer Auf-
machung, der auf konkrete Lebensprobleme 
des Bürgers abgestellten Auswahl von Infor-
mationen und einem populärwissenschaft-
lichen Niveau zu danken. Große, fächerüber-
greifende Wissenschaftsdebatten werden in 
keiner Zeitschrift in Deutschland geführt, we-
der unter Wissenschaftlern noch gar unter 
Beteiligung von Wirtschaftlern oder Politi-
kern. So ist insgesamt die wissenschaftliche 
Zeitschriftenpublizistik fachlich oft gut, 
manchmal ausgezeichnet, weil hochspeziali-
siert, andererseits aber ohne integrativen 
wissenschaftsinternen oder gesellschaftlichen 
Informationswert. Die Rückkopplung mit der 

öffentlichen Meinung geschieht durch die 
wissenschaftlichen Zeitschriften in noch 
geringerem Maße als durch das Fernsehen 
oder dürch den Hörfunk, während ihre Wir-
kungsmöglichkeiten gegenüber der Tages-
presse verhältnismäßig hoch zu veranschla-
gen sind.

Die illustrierte Zeitschriftenpresse, in der Re-
gel Wöchentlich erscheinend, hat sich des The-
mas Wissenschaft nur gelegentlich, beispiels-
weise bei den Mondlandungen, angenommen, 
Weil der normale Illustriertenleser offenbar 
auf andere Weise nicht anzusprechen ist. Es 
gibt nur eine einzige, dafür aber bemerkens-
werte Ausnahme. Der „Stern" veranstaltet seit 
einigen Jahren regelmäßig den Wettbewerb 
„Jugend forscht". Daß darin an junge Leute 
ausgesprochene Angebot zu einer originellen 
wissenschaftlichen, vor allem naturwissen-
schaftlichen Mitarbeit im Rahmen eines Lei-
stungswettbewerbs hat über die Jahre hinweg 
einige tausend begabte junge Menschen zu 
einem forschenden Engagement bewogen, wo-
bei die ausgesetzten Preise wahrscheinlich 
nicht die Ursache, sondern allenfalls der aktu-
elle Anlaß für ihre Mitarbeit waren. Man mag 
es als einen Schönheitsfehler ansehen, daß die-
se großartige Aktion, die über die Information 
hinaus zu einem qualitativen Rückkopplungs-
effekt geführt hat, ausschließlich mit dem 
Image großer Unternehmen verbunden wor-
den ist. Aber es bleibt festzuhalten, daß ein 
solcher Vorstoß über die oberflächliche 
Information hinaus nur von einer einzigen Illu-
strierten gewagt wurde, während FUnk und 
Fernsehen sich ihrer Möglichkeiten in diesem 
Rahmen bisher nicht bedient haben und die 
staatlichen Behörden sich auf Grußworte be-
schränken. Die Aktion „Jugend forscht" zeigt 
jedoch in ihren erkennbaren Grenzen, daß es 
durchaus Wege gibt, Wissenschaftspublizistik 
mit der Entwicklung neuer Möglichkeiten 
aktiven wissenschaftlichen Interesses zu ver-
binden und zugleich die Kluft zwischen dem 
gesellschaftlichen Gewicht der Produktiv-
kraft Wissenschaft und ihrer öffentlichen Be-
trachtung allmählich zu schließen.

5. Der Bewußtseinsrückstand der Öffentlichkeit gegenüber 
der Produktivkraft Wissenschaft

Die wirksamen Medien der öffentlichen Mei-
nungsbildung in der Bundesrepublik haben es, 
aufs Ganze gesehen, bislang nicht vermocht, 
den Bewußtseinsrückstand der Öffentlichkeit 

gegenüber der Produktivkraft Wissenschaft zu 
überwinden. Dies ist nur in Ansätzen auf der 
Ebene der Information, kaum aber auf der 
Ebene einer kritischen gesellschaftlichen Re-



flexion und noch weniger hinsichtlich der Ent-
wicklung eines wissenschaftlichen Enga-
gements geschehen. Die Ursachen dieses Tat-
bestandes sind bei der Darstellung der Wir-
kungsweise und des Wirkungsgrades der vier 
wesentlichen Medien deutlich geworden, ihre 
Folgen liegen auf der Hand.
Die erste und wichtigste Konsequenz dieses 
Bewußtseinsrückstandes ist, daß durch das 
Fehlen eines breiten öffentlichen Echos auf die 
Wissenschaft auch die Politik nur schwer da-
zu zu bewegen ist, diesem Bereich das Maß an 
effektiver Aufmerksamkeit zuzuwenden, das 
er verdient. Aus den Grundsatzerklärungen 
politischer Parteien, Bildung und Wissen-
schaft seien das innenpolitische Thema Nr. 1, 
sind bisher keine angemessenen Konsequen-
zen gezogen worden.
Die zweite Folge liegt darin, daß die Vor-
gänge in der wissenschaftlichen Forschung, 
auch in der Ausbildung, sich einer inhalt-
lichen Transparenz gegenüber der nicht-
wissenschaftlichen Öffentlichkeit entziehen. 
Denn Wissenschaft besteht ja nicht nur aus 
ihren methodischen Dimensionen, sondern sie 
entsteht zuvor aus den Motivationen für 
wissenschaftliche Arbeit, die über Ziele und 
Schwerpunkte in der Wissenschaft entschei-
den. Man kann jedoch eine gesellschaftspoli-
tische Orientierung solcher Zielbestimmungen 
nicht durchsetzen, solange eine wirksame 
Rückkopplung mit der öffentlichen Meinung 
und damit mit der Mehrheit der Politiker nicht 
erreicht wird. Der Mann auf der Straße nimmt 
die Wissenschaft heute vor allem in dem Be-
reich wahr, wo er sie trotz ihrer mangelnden 
informatorischen Rückkopplung unmittelbar 
spürt: In der Medizin. Aber die Fremdheit der 
Wissenschaft ihm gegenüber wird dadurch 
nicht auf gehoben, zumal der Transformator 
der medizinischen Wissenschaft, der Arzt, dem 
normalen Bürger ohnehin mit der „Autorität“ 
des weißen Kittels und der medizinischen 
Fremdsprache begegnet
Die dritte Folge der Struktur und des Funk-
tionierens unserer Wissenschaftspublizistik 
liegt in der wachsenden Spezialisierung 
wissenschaftlicher Informationen unter den je-

weiligen Fachleuten einerseits und dem größer 
werdenden Abstand hinsichtlich des Infor-
mationsstandes zwischen jeweils fachlich 
informierten Minderheiten und der Mehrheit 
der Bürger, die keinen unmittelbaren, jeweils 
fachlichen Zugang zu irgendeinem Wissen-
schaftsbereich haben.

Die politische Führung der Bundesrepublik in 
Bund und Ländern hat nicht nur im Hinblick 
auf eine begründete gesellschaftspolitische 
Zielsetzung für die Wissenschaft und hinsicht-
lich der erforderlichen finanziellen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zu spät und zu zö-
gernd reagiert, sondern auch zu wenig getan, 
um die Wissenschaftspublizistik nachhaltig zu 
fördern. So ist das einzige wissenschaftspoli-
tische Dokument der Bundesregierung, der seit 
einigen Jahren in regelmäßigem Abstand er-
scheinende Forschungsbericht, auf einen klei-
nen Kreis von Empfängern und einen noch 
kleineren Kreis kritischer Leser beschränkt 
geblieben. Hans Leussink hat dies einmal mit 
dem Bonmot gekennzeichnet, er wisse nur drei 
Leute, die den Forschungsbericht mit Sicher-
heit lesen würden: Der Schlußredakteur des 
Berichts in seinem Ministerium, der Minister 
für Bildung und Wissenschaft und der Vor-
sitzende des Bundestagsausschusses für Bil-
dung und Wissenschaft. Mit dem Anfang 1972 
veröffentlichten Bundesbericht Forschung IV 
machte die Regierung nun zum ersten Mal den 
Versuch, wenigstens der inhaltlichen Struktur 
ihres Reports einen erkennbaren gesellschafts-
politischen Aussagewert zu geben, indem sie 
die Fragen nach dem gesellschaftlichen 
Nutzen großer Forschungsprojekte und nach 
ihrer Rangordnung aufnimmt. Eine neue Stra-
tegie zur Aufschließung einer kritischen, zu-
nächst wissenschaftsinternen Meinungsbil-
dung zur Forschungspolitik der Bundesre-
gierung war mit der Vorlage des neuen 
Forschungsberichts noch nicht verbunden. Im 
Gegensatz zum Bildungsbericht der Bundesre-
gierung, wo die Einleitung einer relativ brei-
ten und qualifizierten öffentlichen Diskussion 
gelungen ist, bleibt die Forschungspolitik im 
Gehege der Experten befangen und gefan-
gen.

6. Der Dualismus von Zivilisation und Kultur, Technik und Geist

Das Erscheinungsbild der Wissenschaft in der 
ihr zugewandten Publizistik und in der öffent-
lichen Meinung ist natürlich nicht lediglich 
aus der wirtschaftlichen oder politischen 
Markteinschätzung der Wissenschaft als The-
ma zu erklären. Es hängt, speziell in Deutsch-

land, mit dem gespannten Begriffsverständnis 
von Zivilisation und Kultur, von Technik und 
Geist zusammen. Die Mehrheit unserer Gym-
nasien reproduziert immer noch ein wissen-
schaftliches Weltverständnis, das die Geistes-
wissenschaften als eigentliche Wissenschaf-



ten sieht und die Naturwissenschaften, gar die 
Technik, lediglich als eine Art Erfüllungs-
gehilfen für ökonomische, zivilisatorische Ent-
wicklungen sieht und abwertet. Eine integra-
tive Übersetzung wechselseitiger Art ist nur in 
Teilbereichen der Soziologie gelungen und 
bleibt auf wenige Wissenschaftler beschränkt. 
Dies gilt auch für die Mehrheit der Universi-
täten, wo der traditionelle Gegensatz ver-
meintlich kulturell orientierter Geisteswissen-
schaften und zivilisatorisch orientierter Natur-
wissenschaften immer noch den normalen Be-
wußtseinsstand widerspiegelt. Man sollte mei-
nen, daß es eine moderne Sozialwissenschaft, 
daß es einen Karl Marx überhaupt nicht ge-
geben habe, wenn man sich diesen Sachver-
halt vor Augen führt. Die dieser Grundhal-
tung entgegenwirkende, gesellschaftspolitisch 
offene Betrachtungsweise z. B. der Bundesassi-
stentenkonferenz hat sich mittlerweile vieler-
orts wieder zu einem ökonomischen Deter-
minismus verengt, der das komplexe Geflecht 
geistes- und naturwissenschaftlicher Dimen-
sionen in seiner gesellschaftlichen Bedeu-
tung nur unzureichend reflektiert. Helmut 
Schelskys schon Jahre zurückliegender Vor-
schlag, die für die Entwicklung der Gesell-
schaft wesentlichen Wissenschaften unter dem 
neuen Begriff der Handlungswissenschaften 
zusammenzufassen und damit eine gesell-
schaftsorientierte Brücke zwischen Geistes-
und Naturwissenschaften zu schlagen, hat 
keine wissenschaftliche Breitenwirkung erlan-
gen können.

Man kann aus all dem die für die Soziologie 
seit langem bekannte Beobachtung ablesen, 
daß die Anpassung des Bewußtseins an das 
Sein mit zeitlichen Verzögerungen großen 
Ausmaßes verbunden ist. Dieser time lag' geht 
zu Lasten sowohl einer Demokratisierung der 
Wissenschaft als auch ihrer Unterstützung 
durch den Staat und ihrer gesellschaftspoli-
tischen Einbindung. Professor Ganzhort, der 
Präsident der Deutschen Physikalischen 
Gesellschaft, hat auf dem letzten Kongreß der 
Physiker auf dieses Dilemma hingewiesen und 
gefordert, daß sich die deutschen Forscher zu 
einem Forschungsparlament zusammenfinden 
sollten, um auf diese Weise einen eigenen 
Beitrag zur gesellschaftlichen Aufschließung 
der Wissenschaft und zur wissenschaftlichen 

Erschließung des Bewußtseins der Gesell-
schaft zu leisten. Daß dieser Aufruf von einem 
Mann kam, der aus der industriellen Praxis 
und zugleich als Naturwissenschaftler die 
gegenwärtigen Bewußtseinsspannungen aus 
eigener Anschauung kennt und abschätzen 
kann, ist sicher kein Zufall. Leider haben die 
großen deutschen Forschungsinstitutionen wie 
die Max-Planck-Gesellschaft und die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft bisher keinen 
beachtlichen Versuch unternommen, um die 
gesellschaftspolitische Relevanz der For-
schung im ganzen einer größeren Öffentlich-
keit einsehbar und damit bewußt zu machen. 
Sie verharrten bei dem dualistischen, Natur-
und Geisteswissenschaft getrennt sehenden 
Verständnis, bei einer vermeintlichen Auto-
nomie der Wissenschaft gegenüber der Gesell-
schaft, die hinsichtlich des wissenschaftlichen 
Arbeitsstils und der wissenschaftlichen 
Methodik, auch in der Freiheit der Themen-
wahl für Lehre und Forschung, durchaus ihren 
fundamentalen Sinn hat, aber die Frage nach 
einem integrativen Wissenschaftsverständnis 
vor sich her schiebt und die andere Frage nach 
der Zuordnung von Wissenschaft Und Gesell-
schaft in plakativen Kongreßreden in der Sache 
umgeht. Eine unmittelbare, aber in ihrer Wir-
kung wesentliche Dimension dieser Situation 
ist die Tatsache, daß Wir in den Parlamenten 
der Bundesrepublik, auch in der staatlichen 
Administration, nur wenige Naturwissenschaft-
ler und Techniker finden. Umgekehrt ist es 
kaum vorstellbar, daß aktive Politiker den 
Weg in das Forschungsmanagement finden 
könnten. Die einzige Schaltstelle von Wissen-
schaft, Wirtschaft und Staat ist heute, aller-
dings auch in sehr engen Grenzen, die Wirt-
schaft, weil sie von einem unmittelbar ein-
sichtigen Verwertungszusammenhang der Pro-
duktivkraft Wissenschaft ausgeht und damit 
die komplexen, aufeinander nicht präzise 
bezogenen Formen natur- und geisteswissen-
schaftlichen Bewußtseins scheinbar aufhebt. 
Wenn es aber zutrifft, daß die Produktivkraft 
Wissenschaft heute die entscheidende Basis-
größe unserer gesellschaftlichen Entwicklung 
ist, dann ist ein adäquates Selbstverständnis 
dieser unserer Gesellschaft nicht mehr von 
einer traditionell auf einem Scheingegensatz 
beruhenden Kluft zwischen Kultur und Zivi-
lisation her zu gewinnen.



7. Der personale Aspekt des Dilemmas: 
Experten, Intellektuelle, Ideologen

Wenn man unter einem Intellektuellen einen 
kreativen Menschen versteht, der sich um Ein-
sicht in komplexe Zusammenhänge bemüht, 
und den Experten als spezialisierten Fach-
mann sieht, dann stehen beide Gruppen dem 
Beziehungsgeflecht von Wissenschaft, Wissen-
schaftspublizistik, Staat und Wirtschaft ein-
ander in diesen jeweiligen Institutionen 
gegenüber. Das entspricht hinsichtlich der Ex-
perten der Arbeitsteilung in der Wissen-
schaft, der hierarchischen Zergliederung der 
staatlichen Administration und in der Wirt-
schaft den spezialisierten Marktfeldern. Natür-
lich muß es nicht so sein, daß der Experte 
keinen intellektuellen Zugang zu seinem 
spezialisierten Arbeitsbereich oder zu dessen 
großräumiger Einordnung hat, aber im Regel-
fall bleibt er in seinem beruflichen Spektrum 
befangen. Die Gruppe der Intellektuellen hin-
gegen konzentriert sich in der Wissenschafts-
publizistik, vor allem im Fernsehen und im 
Hörfunk. Ihnen geht oft die Übersicht über 
wichtige Details der wissenschaftlichen For-
schung ab, sie sind eine Art wissenschaftliche 
Laienspielgruppe. Die Experten in der Admini-
stration und in der Wissenschaft werfen den 
intellektuellen Publizisten sachliche Halbbil-
dung vor, die Intellektuellen halten ihrerseits 
den Experten deren Beschränktheit und 
mangelnde Reflexionsfähigkeit vor. Eine 
Schnittstelle liegt in diesem Bezugsfeld nicht 
in der Wirtschaft, sondern in der Wissen-
schaft. An den Hochschulen, vor allem unter 
jüngeren Wissenschaftlern, findet man Ex-
perten des einen oder anderen Faches, die zu-
gleich die Fähigkeit zur intellektuellen und 
gesellschaftlichen Reflexion entwickelt haben. 
Aber sie verharren bei der nur kritischen Ana-
lyse der Tatbestände: Oberflächlichkeit von 
Wissenschaftspublizisten und Spezialisierung 
der wissenschaftlichen Experten, oder führen 
beides einfach auf den „kapitalistischen" Cha-
rakter unserer Gesellschaft zurück. Ein Blick 
in das Bezugsgeflecht von wissenschaftlichen 
Experten und Intellektuellen in kommunisti-
schen Gesellschaften würde sie rasch eines bes-
seren belehren können. Dort gibt es zwar die-
sen Dualismus von Intellektuellen und Exper-
ten nicht, aber keineswegs deshalb, weil er 
von der Klassenlage oder vom Bewußtsein her 
überwunden wäre, sondern weil es eine relativ 
unabhängige Funktion von Intellektuellen in 

kommunistischen Gesellschaften nicht gibt. In-
soweit verharren die wenigen Wissenschaftler 
bei uns, die zugleich Experten und Intellek-
tuelle sind, nicht nur in einer einseitigen kriti-
schen, analytischen Position, sondern sie haben 
auch keine methodischen oder instrumentellen 
Vorschläge entwickelt, um den Graben zwi-
schen Experten und Intellektuellen bei der Prä-
zisierung eines gesellschaftlichen Selbstver-
ständnisses der Produktivkraft Wissenschaft 
zu überwinden und etwa neue soziale Rollen 
wie einen wissenschaftspolitischen Dolmet-
scher oder einen Kommunikationsingenieur zu 
entwickeln. So halten die Intellektuellen die 
Experten für Technokraten, die ohne gesell-
schaftliche Zielvorgabe und ohne kritische Re-
flexion an einer Steigerung der Effektivität 
schlechthin, als Selbstzweck, interessiert 
seien, und die Experten wehren diesen Vor-
wurf mit dem Gegenargument ab, die Intellek-
tuellen wüßten ja meist gar nicht, wovon sie 
konkret sprächen. Die simple antikapitalisti-
sche Orientierung von Wissenschaftlern an 
der Schnittstelle zwischen Experten und 
Intellektuellen führt weder die Experten unter 
den „Machern" noch die Intellektuellen unter 
den „Merkern" zur einer neuen Stufe 
komplexer Einsicht in mögliche Bewertungen 
und Alternativen bei der Einfügung der Pro-
duktivkraft Wissenschaft in einen gesell-
schaftlichen Kontext, sondern fordert sie 
allenfalls zu einem ideologischen Bekenntnis 
heraus: „Progressiv" oder „konservativ“ zu sein 
und zu reagieren. Daß diese ideologischen 
Bekenntnisse dabei sehr leicht zu neuen Leer-
formeln gerinnen können, eben weil ihnen die 
analytische und gestalterische Komplexität 
abgeht, verlieren dabei die meisten aus dem 
Blick. Insoweit führen die wenigen, die Fach-
‘wissen mit intellektueller Zusammenschau 
verbinden, die „feindlichen Brüder“ der Exper-
ten und Intellektuellen kaum zusammen, son-
dern sie trennen sie zusätzlich zu ihrem unter-
schiedlichen Denk- und Arbeitsansatz außer-
dem noch hinsichtlich der von ihnen geforder-
ten ideologischen Grundsatzentscheidung. Die 
beruflich und habituell vorgeprägte Frontstel-
lung zwischen Experten und Intellektuellen 
wird auf diese Weise ideologisch verfestigt 
und einer pragmatischen Annäherung weithin 
entzogen. Das Dilemma wird nicht aufgehoben, 
sondern stabilisiert und verschärft.



8. Die Fachsprachen der Wissenschaft als Barriere
für die Wissenschaftspublizistik

Der Versuch, eine internationale sprachliche 
Verständigung zwischen Völkern und Men-
schen mittels der Kunstsprache Esperanto zu 
entwickeln, ist bekannt, ebenso sein Scheitern. 
Ähnlich wäre das Resultat, wenn man es un-
ternehmen würde, die spezialisierten Fach-
sprachen der Wissenschaft und eine Art wis-
senschaftliches Esperanto auf einen gemein-
samen, mittleren Nenner des Verständnisses 
zu bringen. Gegenüber der Aufgabe, Wissen-
schaft als gesellschaftliche Produktivkraft öf-
fentlich transparent zu machen, erweist sich 
die babylonische Sprachverwirrung in der 
Wissenschaft als ein schwer zu überwindendes 
Hindernis. Es ist ja nicht nur so, daß Biologen 
einen Nationalökonomen, Juristen einen Che-
miker und Soziologen einen Mediziner kaum 
noch verstehen können. Allen diesen wissen-
schaftlichen Disziplinen ist wiederum gemein-
sam, daß sie vom wissenschaftlichen Laien alle 
miteinander nicht mehr verstanden und des-
halb auch nicht eingeordnet werden können.

Die Reform-Linke an unseren Hochschulen 
hat sich manches Mal fragen müssen, warum 
die Bedeutung reformatorischer Entwicklungen 
in Hochschulsystemen von der außeruniver-
sitären Umwelt mißverstanden oder gar nicht 
begriffen wird. Die Erklärung ist einfach: 
Aus einer Kombination von Wissenschafts-
chinesisch der Politologen, der Soziologen, 
der Pädagogen und der Ökonomen ent-
stand ein Reformsuaheli, das außer den Betei-
ligten kein Mensch mehr begreift und deshalb 
auch in seiner möglichen sachlichen Tragfähig-
keit für andere Bereiche der Gesellschaft 
außerhalb der Hochschulen nicht abschätzen 
kann. Diejenigen, die auf der staatlichen 
Ebene Wissenschaft und Politik betreiben, 
kennen dieses Dilemma und können ihm zu-
gleich nicht entgehen. Wollen sie sich gegen-
über den „Hochschulchinesen' verständlich 
machen, müssen sie deren Sprache sprechen, 
denn sonst fehlt ihnen dort jede Chance 
einer Überzeugungsmöglichkeit. Andererseits 
versteht die Mehrheit der Parlamentarier in 
den Ländern und im Bund aber eben diese 
Sprache nicht mehr, so daß die Wissenschafts-
politiker dort in die Gefahr geraten, ihren 
Kollegen etwas von böhmischen Dörfern zu er-
zählen. Kompromisse in der Sprache sind da-
bei kaum möglich, wenngleich sie in der Sache 
oft zu verwirklichen wären. Die Handlungsfä-
higkeit der Wissenschaftspolitiken reduziert 
sich deshalb in der Politik auf das Maß an 
allgemeinem politischen Vertrauen, das sie in 
ihren Fraktionen oder Administrationen ge-

nießen, und sofern dieses Vertrauen vorhan-
den ist, fehlt doch wiederum die sachliche 
Verbindung zu ihrem speziellen politischen 
Arbeitsfeld.

Man kann dieser die Wirkungsmöglichkeit der 
Wissenschaftspolitik und damit indirekt auch 
der Wissenschaftspublizistik einschränkenden 
Gefahr nur entgehen, wenn man die Diskus-
sionen um den gesellschaftlichen Nutzen der 
Wissenschaft als Produktivkraft sozusagen aus 
der wissenschaftsinternen Debatte herauslöst 
und sie in allgemein verständlichen Alter-
nativen zur Meinungsbildung und Entschei-
dung stellt. Denn es ist sehr wohl über die 
gesellschaftliche Zweckmäßigkeit der Welt-
raumforschung einerseits und der medizini-
schen Forschung andererseits, über Gründe 
und Gegengründe für ein demokratisches Aus-
bildungssystem bzw. für ein ständiges Aus-
bildungssystem zu diskutieren und zu entschei-
den, ohne sich auf den nicht mehr verständ-
lichen Meinungsstreit der beteiligten Experten, 
Intellektuellen und Ideologen einzulassen.

Weiterhin brauchen wir in diesem Zusammen-
hang neue gesellschaftliche Service-Gruppen, 
die die Übersetzung von jeweils voneinander 
getrennten Begriffssprachen leisten und deren 
Übertragung in den Raum der Politik und 
der Wirtschaft hinein übernehmen können. 
Dafür jedoch benötigen solche Gruppen klare 
inhaltliche Vorgaben für den Ansatz Ihrer 
sprachspezifischen Analysen und Übersetzun-
gen. Das Berufsbild eines wissenschaftspoliti-
schen Dolmetschers und eines Kommunika-
tionsingenieurs zu entwickeln und in der Pra-
xis zu erproben, ist erforderlich. Der Informa-
tiker ist nur eine technokratische Vorstufe da-
zu.

Drittens kann uns, wie vergleichende Sprach-
und Begriffsuntersuchungen zeigen, die elek-
tronische Datenverarbeitung bei der Lösung 
dieses Problems helfen. Es ist möglich, ge-
meinsame Bezugsfragen und Auskünfte aus 
voneinander getrennten wissenschaftlichen In-
formationsmengen zu destillieren — aber 
wiederum nur, wenn Techniker, Mathemati-
ker, Linguisten u.s.w. dabei Zusammenwirken. 
Die Überwindung der Wissenschaftssprachen 
als Barriere gegenüber der gesellschaftlichen 
Transparenz wissenschaftlicher Prozesse ist 
also keine Frage des guten oder schlechten 
Willens, sondern ein Problem der analytischen 
Einsicht in die hier liegenden Schwierigkeiten, 
der Entwicklung angemessener Verhaltens-
weisen und Kommunikationsformen.



9. Die Demokratisierung der Wissenschaftspublizistik

Demokratisierung ist ein Schlagwort, das zu 
progressiven Bekenntnissen oder konservati-
ven Vorbehalten herausfordert. Dies muß nicht 
so sein, wenn man Demokratisierung an in-
haltliche strukturelle Maßstäbe wie gleiche 
Chance, Transparenz, Kontrolle, Partizipation, 
Mandat auf Zeit, Minderheitenschutz bindet. 
Nur auf diese Weise lassen sich allgemeine 
Postulate der demokratischen Gesellschaft wie 
Freiheit und Gleichheit genauer beschreiben, 
und dies ist wiederum die einzige Möglich-
keit, um einer ideologischen Verengung des 
Begriffs der Demokratisierung durch emotio-
nal eingetrübte Verhaltensweisen zu entge-
hen.
Legt man die genannten Maßstäbe an die Wis-
senschaftspublizistik an, so bietet sich von 
dem vorhandenen Spezialistentum und dem zu 
entwickelnden allgemeinen gesellschaftlichen 
Informationsstand der am Wissenschaftsprozeß 
im weiteren Sinn Beteiligten her eine demo-
kratisierte wissenschaftliche Öffentlichkeit als 
Meinungs- und Entscheidungsrahmen an. Wir 
meinen damit nicht nur Forumgespräche im 
Fernsehen oder im Hörfunk, Umfragen in der 
Tagespresse oder Fachbeiträge in Zeitschriften. 
Worum es geht, ist ein Kommunikationssy-
stem, das die am Wissenschaftsprozeß Betei-
ligten in der Art eines kommunikativen Rohr-
postsystems miteinander in Verbindung brin-
gen kann. Dies kann geschehen z. B. durch die 
Einrichtung von Hochschul- und Forschungs-
parlamenten auf den jeweiligen Ebenen der 
Gesellschaft, es kann gefördert werden durch 
industrielle Forschungsgremien, die über den 
unmittelbaren ökonomischen Verwertungszu-
sammenhang der Wissenschaft hinaus fragen 
und denken. Dies kann angeregt werden durch 
die klare Zuordnung der Wissenschaftspolitik 
zur allgemeinen Gesellschaftspolitik auf der 
staatlichen Ebene, wobei die Kriterien für 
mögliche Rangordnungen der Ziele und Mittel 
operationalisiert ünd transparent gemacht wer-
den müßten. Warum beispielsweise kann die 
Bundesregierung nicht einen Wettbewerb ver-
anstalten, der Wissenschaftler gleich welcher 
Fachrichtungen dazu auffordert, sich zu den 
Fragen der technologischen Prioritäten der 
Großforschung, zur Demokratisierung der For-
schungseinrichtungen oder zur konkreten 
Strukturierung einer kritischen Öffentlichkeit 
zu äußern? Sicher wäre damit die Gefahr ver-
bunden, daß in der Bewertung einzelner Ar-

beiten die politischen Präferenzen der Regie-
rung durchschimmern könnten. Aber dem kann 
man entgehen, in dem man die sehr allgemeine 
Frage nach der gesellschaftlichen Relevanz 
von Vorschlägen voranstellt und im übrigen 
die eingehenden Arbeiten in der Bewertung 
bindet an die wissenschaftlichen Kriterien der 
Logik, der empirischen Erfahrung und des ex-
perimentellen Nachweises. Auf solche Weise 
würde zugleich eine kritische und pragmati-
sche Verhaltensweise gefördert — gegenüber 
konservativer Verharrung einerseits und 
ideologischer Selbstgerechtigkeit andererseits. 
Warum, um ein zweites Beispiel zu nennen, 
sollte die Regierung nicht dazu auffordern, 
Stiftungen mannigfacher Art zu fördern, die 
sich in jeweils unterschiedlichen, aber insge-
samt bedeutsamen Forschungen mit einzelnen 
Problemen der gesellschaftlichen Zuordnung 
der Produktivkraft Wissenschaft befassen? 
Dies alles zu unterlassen, heißt doch entweder, 
die Konzentration möglicher Ideen bei den 
heute entscheidenden Gruppen zu vermuten, 
oder einfach nicht darauf zu vertrauen, daß in 
unserer Gesellschaft ein vielfach ungenutztes 
Potential an Ideen vorhanden ist. Für die eine 
Vermutung lassen sich ebensowenig überzeu-
gende Gründe anführen wie für die andere. 
Für den Mangel an Phantasie und Initiative in 
dieser Hinsicht ist die geradezu sträfliche Ver-
nachlässigung der sozialwissenschaftlichen For-
schung durch die Regierungen der Länder und 
des Bundes nur ein Indiz, aber ein kennzeich-
nendes.

Und warum sollte es schließlich unmöglich 
sein, die gesamte Wissenschaftspublizistik 
vom Fernsehen über den Hörfunk, von der 
Fachpresse bis zur Tagespresse für einen sol-
chen Wettbewerb und für die Entwicklung des 
Stiftungsgedankens zu gewinnen? Niemand 
hat bisher einen ernsthaften Versuch dazu ge-
macht, das sicherlich begrenzte Informations-
potential in der Wissenschaftspublizistik für 
solche Vorhaben zu engagieren. Genau dies 
aber wären gangbare Wege, um durch ein grö-
ßeres Maß an Transparenz auch den anderen 
Kriterien für eine Demokratisierung in der 
Handhabung der Produktivkraft Wissenschaft 
Geltung Zu verschaffen, ohne dabei das ge-
sellschaftlich Sinnvolle und das wissenschaft-
lich Mögliche dem Zufall einer allgemeinen 
staatbürgerliehen Plauderei auszusetzen.



10. Die Wissenschaftspublizistik im Multimediamarkt

Wir sind in der Untersuchung der Wissen-
schaftspublizistik ausgegangen von den bisher 
dominierenden Medien des Fernsehens, des 
Hörfunks, der Zeitschriften und der Tages-
presse. Sie alle werden ihre Bedeutung auch in 
Zukunft behalten, und sie werden gewiß wirk-
samer sein können, wenn man sie in einen 
kooperativen und präzisen Kontext zu den 
Dimensionen der Produktivkraft Wissenschaft 
bringt. Aber nicht nur bei der Aufgabe der 
wissenschaftspolitischen Übersetzung und 
Transformation kann etwa die elektronische 
Datenverarbeitung hilfreich sein. Sie bietet 
neue Möglichkeiten der Information in den 
weiten Bereichen der Schulen und Hochschu-
len, in der Erwachsenenbildung, in der inhalt-
lichen Gestaltung der Möglichkeiten eines Bil-
dungsurlaubs. Unproblematisch ist die Einbe-
ziehung der programmierten Instruktion schon 
heute in den Bereichen, wo es um die Vermitt-
lung feststehender Fakten geht, die man nicht 
so oder anders sehen oder bewerten kann. Das 
trifft für weite Teile der Naturwissenschaft, 
der Ingenieurwissenschaften und der Technik 
zu. Komplexer ist die Aufgabenstellung hin-
gegen in dem Feld von Informationen, die zu 
einer gesellschaftlichen, d. h. im Kern politisch 
alternativen Meinungsbildung und Entschei-
dung Anlaß geben. Hier muß sehr darauf ge-
achtet werden, daß keine inhaltlich einseitige 
Programmierung erfolgt, aber auch dies ist 
kein technisches, sondern ein politisches Pro-
blem, das mit dem Selbstverständnis einer 
offenen Gesellschaft zusammenhängt.

Der Einsatz gespeicherter Fernsehaufnahmen 
und -Sendungen wird uns ein weiteres tech-
nisches Hilfsmittel an die Hand geben. Die 
Programme einer Fernsehuniversität beispiels-
weise sind nicht nur zu ergänzen durch Diskus-
sionsgruppen, Tutorengespräche und Eigen-
studium, sondern sie müßten konservierbar 
gemacht werden können, der jederzeitige 
Rückgriff auf ausgestrahlte Informationen muß 
möglich sein.

Dem relativ beziehungslosen Nebeneinander 
der wissenschaftlichen Fachbereiche, des Staa-
tes, der Wirtschaft und der Wissenschaft, der 
Intellektuellen und der Experten entspricht 
nun wiederum das unverbundene Nebeneinan-
der verschiedener technischer Kommunika-
tionsmittel. Und genauso, wie ein Verbund 
auf der Ebene des Verständnisses, der Infor-
mationen, der Umsetzung geschaffen werden 
muß, so ist auch ein Verbund der technischen 
Hilfsmittel in der Kommunikation denkbar und 
nötig. Die hier und da aufflammende Polemik 

gegen Gefahren der technischen Manipulation 
und der ökonomischen Konzentration in die-
sem Kooperationsbereich geht an der eigent-
lichen Problemstellung, aber auch an den ge-
gebenen Tatbeständen im Kem vorbei: Nicht 
die Technik manipuliert die Bürger, sondern 
allenfalls deren Verwertung ohne demokrati-
sierte Kommunikationsformen und ohne einen 
inhaltlich klaren gesellschaftlichen Kontext. 
Nicht die ökonomische Konzentration in der 
Herstellung technischer Hilfsmittel ist das 
Problem für die Wissenschaftspublizistik in 
einer demokratischen Gesellschaft, sondern der 
mögliche Anspruch wirtschaftlicher Produzen-
ten auf die inhaltliche Programmierung solcher 
Medien. Gerade hier aber hat sich die en-
gagierte Industrie in der Bundesrepublik bis-
lang große Zurückhaltung auferlegt. Wenn wir 
bisher nicht zu einem inhaltlich demokratisier-
ten Multimedienkonzept z. B. in der Wissen-
schaftspublizistik gekommen sind, so deswe-
gen, weil die Länder, der Bund und die Rund-
funkanstalten sich darauf nicht einigen konn-
ten und überdies die Wissenschaftspresse als 
wichtiger Partner außer Betracht gelassen 
wurde. Ganz zu schweigen von dem Versäum-
nis, den Herstellern technischer Medien klar 
zu sagen, von welchen nicht nur inhaltlichen, 
sondern auch didaktischen und methodischen 
Erfordernissen sie sich bei der Entwicklung 
und Produktion ihrer technischen Instrumen-
tarien leiten lassen müssen. Es geht ja aber 
schlecht an, die Industrie für einen Mangel 
verantwortlich zu machen, den der Staat und 
die Gesellschaft zu vertreten haben. Demokra-
tisch legimitierte und kontrollierte Institutio-
nen müssen die inhaltlichen und didaktischen 
Vorgaben für die Herstellung der technischen 
Hilfsmittel bereitstellen und insoweit auch 
die Darstellung der Probleme, die mit der 
Produktivkraft Wissenschaft verbunden sind, 
vorab präzisieren — die Industrie muß nach 
diesen Maßen produzieren, und da sie bisher 
keinen anderen Anspruch erhoben hat, muß es 
hier auch nicht zu vermeidbaren Spannungen 
kommen. Die inhaltliche und didaktische Er-
schließung des Multimediamarktes und sei-
ner vielfältigen, miteinander verschränkten 
Kommunikationsmittel ist eine Aufgabe, die 
im Vorfeld der industriellen Produktion be-
dacht und gelöst werden muß. Denn die Wirt-
schaft wird nur dann in die Versuchung kom-
men, die Politik und die Gesellschaft inhalt-
lich zu programmieren, wenn beide ihrerseits 
darauf verzichten oder sich als unfähig erwei-
sen, das notwendige inhaltliche Koordinaten-
system rechtzeitig mit Daten zu füllen.



11. Gesellschaftspolitische Ansätze der Wissenschaftspublizistik
Unabhängig davon, daß die Diskussion und 
Entwicklung von gesellschaftspolitischen 
Schwerpunkten der Wissenschaftspolitik einem 
offenen und effektiveren Kommunikationssy-
stem im Rahmen einer kritischen Öffentlichkeit 
stärker als heute anvertraut werden muß, kann 
die Wissenschaftspublizistik das ihre dazu tup, 
um diesen Prozeß rascher in Gang zu bringen. 
Denn Politik und Publizistik stehen in einer 
Wechselwirkung zueinander, und es hat wenig 
Zweck, wenn der eine Partner auf den anderen 
wartet und sich dann darüber mokiert, daß 
nichts passiert. Gegenüber der Wissenschafts-
politik hat die Wissenschaftspublizistik auch 
in ihren heute gegebenen Grenzen eine grö-
ßere Entfaltungsmöglichkeit, die Chance einer 
dynamischen Flexibilität und Kommunikation 
zu nutzen. Sie sollte diese Möglichkeiten aus-
schöpfen, ohne dabei auf Vorgaben eines zu-
gleich oft noch selbstgefälligen und zugleich 
verunsicherten Wissenschaftssystems oder auf 
eine in wesentlichen Bereichen vorwiegend 
vordergründig ökonomisch orientierte Wirt-
schaft und eine noch hierarchisch strukturierte 
staatliche Administration zu warten. Natürlich 
interessiert Publizisten, vor allem Intellek-
tuelle das, was sie denken und schreiben, 
nicht vorwiegend unter dem Gesichtspunkt 
der unmittelbaren oder auch nur mittelbaren 
Wirksamkeit. Sie schreiben darüber oder sen-
den das, was sie interessiert, was sie persön-
lich bewegt, worauf sie mehr oder minder zu-
fällig stoßen, was ihnen Spaß macht. Das än-
dern zu wollen, wäre in einer offenen Gesell-
schaft nicht nur ein vergebliches Unterfangen, 
sondern oft töricht.

Aber niemand hindert die Wissenschaftspubli-
zistik daran, aus dem Schatten ihrer begrenz-
ten Wirksamkeit herauszutreten, eine engere 
Kooperation verschiedener Medien anzustre-
ben und auf diese Weise eine größere Stoß-
kraft ihrer Argumentation zu entwickeln. Dies 
wiederum hängt ab von dem Maß an Ver-
ständnis, das die Publizisten in diesem Bereich 
dem Charakter der Wissenschaft als entschei-
dender Preduktivkraft der Gesellschaft ent-
gegenbringen, yon ihrer Einsicht in die inte-
grativen Zusammenhänge und die außerwis-
senschaftlichen Dimensionen dessen, worüber 
sie berichten oder was sie kommentieren. Die 
Reflexion ihrer eigenen Position nicht nur in-
nerhalb des Marktes der Publizistik, sondern 
im gesellschaftlichen Spannungsfeld der Wis-
senschaftspublizistik ist ein erster, aber uner-
läßlicher Schritt zu einer solchen größeren 
Wirksamkeit. Engere Kommunikation der ver-
schiedenen Medien wäre dann eine nahelie-

gende Folgerung. Warum sollte es nicht eine 
bundesweite Konferenz aller Wissenschafts-
journalisten geben, ganz gleich, welchen Me-
diums sie sich in der Publizistik bedienen? 
Warum sollte es den Wissenschaftspublizisten 
schwerer fallen, sich ähnlich wie die Schrift-
steller zu organisieren und Gehör zu ver-
schaffen?
Die Grundfrage des gesellschaftlichen Verwer-
tungszusammenhangs der Produktivkraft Wis-
senschaft erlaubt und erfordert dann eine Spe-
zialisierung der Grundthematik auf die Pro-
blemstellungen, die einer Demokratisierung 
und größeren Effektivität der Wissenschaft 
zugleich entgegenstehen. Denn beides, Demo-
kratisierung und Wirksamkeit sind nur dann 
Gegensätze, wenn man sie in einem traditio-
nellen Zusammenhang sieht. Bindet man die 
Demokratisierung an klare strukturelle Krite-
rien, löst map den Leistungsbegriff von der Er-
wartung einer intellektuellen Anpassung und 
von einer überkommenen hierarchischen Un-
terordnung, dann sind Demokratisierung und 
Leistung komplementäre Anforderungen un-
serer Gesellschaft, nicht einander ausschlie-
ßende Zielvorgaben. Von da aus gesehen, ist 
die Überwindung des Bewußtseinsrückstandes 
der Öffentlichkeit gegenüber der Wissenschaft 
nicht ein formales und erst recht kein zweck-
freies Problem, sondern eine definierbare ge-
sellschaftliche Aufgabe, die auch den Stellen-
wert der Wissenschaftspublizistik verändert. 
Experten und Intellektuelle in einen neuen 
komplexen und inhaltlich klaren Gesprächszu-
sammenhang zu bringen, den Dualismus von 
Zivilisation und Kultur, von Geist und Tech-
nik überwinden zu helfen, das Hindernis der 
Sprachverwirrung zu überwinden, dies alles 
sind Bedingungen für ein besseres Verständnis 
der Wissenschaft als Produktivkraft der Ge-
sellschaft und zugleich für die Wirksamkeit der 
Wissenschaftspublizistik, die dem der jeweili-
gen Sache verbundenen Experten ebenso nahe-
liegen muß wie dem distanzierten und reflek-
tierenden Intellektuellen. Gesellschaftspoliti-
sche Schwerpunkte in der Wissenschaftspolitik 
auszumachen, ist deshalb keine Frage nach 
dem möglichen Vorher und Nachher im Detail, 
sondern sie setzt an bei dem übergreifenden 
Problem, welche Voraussetzungen für eine 
Entscheidung über Prioritäten und der Rang-
ordnungen zunächst im ganzen geschaffen wer-
den müssen, Dies sollte für die Wissenschafts-
publizistik nicht nur eine interessante Aufgabe 
sein, sondern dieses Vorhaben fordert die 
Phantasie, das Wissen, das berufliche Können 
und zugleich den Durchsetzungswillen glei-
chermaßen heraus.



12. Die Wissenschaft und ihre gesellschaftliche Verwertung

Ein technologischer Verbund der Kommuni-
kationsmittel in der Wissenschaftspublizistik 
und eine präzise, auf einsehbarem und ratio-
nalem Selbstverständnis beruhende Koopera-
tion der Partner Staat, Wissenschaft und Wirt-
schaft in der Wissenschaftspolitik schließt eine 
der Sache nach unabhängige Wissenschafts-
publizistik nicht aus, sondern als notwendige 
Voraussetzung geradezu ein. Mit dem Plä-
doyer für einen technologischen Verbund und 
für eine sachliche Kooperation, die auf Demo-
kratisierung und zugleich auf Effektivität zielt, 
spricht man sich keineswegs für eine Inan-
spruchnahme der Wissenschaft im Sinne einer 
eindeutigen, inhaltlich einseitig vorgeprägten 
Wissenschaft durch die Gesellschaft aus. Es 
geht nicht darum, erlaubte und nicht erlaubte 
Meinungen wissenschaftlicher oder politischer 
Art zu wollen, .Richtiges“ oder „Falsches“ ge-
genüberzustellen, „objektives“ Bewußtsein ge-
gen „subjektive“ Selbstentfremdung zu set-
zen, sondern um die ganze andere Frage, wie 
ein prinzipiell notwendig offenes System der 
Kommunikation aller Beteiligten zu sich selbst 
finden kann, sowohl in einem demokratischen 
Selbstverständnis als auch in seiner koopera-
tiven Leistungsdimension. Dies ist das Pro-
blem, das aus dem im Grunde zufälligen Kon-
text taktischer Erwägungen und Konstellatio-
nen herausgelöst werden muß und in strategi-
sche Dimensionen einmünden sollte. Die Ame-
rikaner sind zu ihren Weltraumexperimenten 
lediglich durch den Sputnik-Schock veranlaßt 
worden, ohne vorher die gesellschaftlichen 
Alternativen im Hinblick auf andere mögliche 
gesellschaftliche Verwendungsschwerpunkte 
der Produktivkraft Wissenschaft durchdacht zu 
haben, und wir sind in der Bundesrepublik 
Deutschland hinter dem Schlagwort der Bil-
dungskatastrophe hergelaufen, ohne uns Re-
chenschaft über den gesellschaftlichen Stellen-
wert der vielfältigen Reformprojekte zu ge-
ben. Beide Beispiele verraten den Mangel an 
gesellschaftlicher Strategie, und darin wieder-
um kann man den Mangel an rational begrün-
deter gesellschaftlicher Zuordnung der Produk-
tivkraft Wissenschaft ablesen.
Für ausschließlich profitorientierte oder einsei-
tig ideologische gesellschaftliche Systeme ist 
dies kein komplexes Problem, das einsehbar 
wäre. Solche Systeme entscheiden sich im 
einen Fall für den unmittelbaren und vorder-
gründigen ökonomischen Nutzen, im anderen 
Fall für den vermuteten Stellenwert des Ein-

satzes der Wissenschaft zugunsten einer Ver-
stärkung machtpolitischer Positionen und einer 
Verfestigung ideologischer Glaubensprämis-
sen. Ein direkter Zuwachs von machtpolitischer 
Potenz ist im einen wie im anderen Fall die 
Folge, aber die Frage nach dem durch die 
Bürger selbst bedachten und mitzuentschei-
denden Nutzen der Wissenschaft bleibt unge-
stellt und nicht beantwortet. Auf Demokrati-
sierung hin tendierende gesellschaftliche Sy-
steme, die in dem sachlich möglichen und von 
der Mehrheit gewollten gesellschaftlichen Nut-
zen der Wissenschaft als nichttechnokratische 
und nichtideologische Vorfrage zur Debatte 
stellen und der Entscheidung anheimgeben 
müssen, können sich mit einer verkürzten öko-
nomischen oder ideologischen Beantwortung 
dieses Problems nicht zufriedengeben. Damit 
konfrontiert die Produktivkraft Wissenschaft 
demokratische Gesellschaften mit einem 
neuen, ungewohnten Niveau des Selbstver-
ständnisses, der Kommunikation, des Engage-
ments und der politischen Transformation. Daß 
die Produktivkraft Wissenschaft dabei dem Be-
wußtsein um Jahre, manchmal um Jahrzehnte 
voraus ist, erschwert die Bewältigung der Auf-
gabe, macht sie aber gleichwohl nicht über-
flüssig. Was wir konkret tun, ist unserem ge-
meinsamen Wissensstand vielfach weit voraus, 
und dieser Bewußtseinsstand wiederum setzt 
sich nur zögernd in gesellschaftliches, reflek-
tiertes Denken und noch langsamer in ein an-
gemessenes gesellschaftliches Verhalten um.

Den Weg von dem objektiv gegebenen Fort-
schritt der Produktivkraft Wissenschaft zum 
gesellschaftlichen Verhalten über die beiden 
Zwischenstufen zu rationalisieren, im doppel-
ten Sinn des Wortes, ist eine entscheidende 
Aufgabe von Menschen, die es unternehmen 
wollen, die Gestaltung unserer Gesellschaft 
rational zu profilieren und denjenigen, die in 
dieser Gesellschaft leben, gleichzeitig die 
Chance zu vermitteln, mit sich selber und mit 
dem Fortschritt der gesellschaftlichen Ordnung 
und ihrer Möglichkeiten im Einklang zu sein. 
Wir haben es hier, um es mit Karl Marx zu 
sagen, mit dem in unserer Zeit sachlich über-
wiegenden Aspekt der Frage nach der Selbst-
entfremdung oder der Selbstverwirklichung 
von Menschen in einer technischen Zivilisation 
zu tun, die den Menschen beständig vorauszu-
eilen droht. Wir müssen uns sozusagen selbst 
einholen.



Jutta-Barbara Lange-Quassowski

Curriculumreform und „New Social Studies" in den USA

Materialien für den politischen und 
in der Sekundarstufe

sozialwissenschaftlichen Unterricht

I. Zielsetzung

Die Entwicklung des Sozialkundeunterrichts in 
der Bundesrepublik steht in teilweise enger 
Beziehung zu dem amerikanischen Social-Stu-
dies-Unterricht. Die Aufnahme sozialkund-
lieber Themen in deutsche Lehrpläne wurde 
nach dem Zweiten Weltkrieg in dem Re-educa-
tion-Programm der amerikanischen Besat-
zungsmacht nicht nur 

1

gefordert, sondern auf 
ihre Initiative hin forciert und in der inhalt-
lichen Ausgestaltung beeinflußt ).

Hier wie dort werden jedoch die Ergebnisse 
des sozialkundlichen politisch orientierten Un-
terrichts mittlerweile in Frage gestellt. Ziel-
vorstellungen, Inhalte und Methoden unter-
liegen der Kritik und Überprüfung. In den 
USA ist die Neubestimmung, vor allem der In-
halte und Methoden, weiter vorangeschritten 
als bei uns. Gemä

2

ß der Empfehlung des Bil-
dungsrates, „Curriculumforschung in den USA 
durch eine wissenschaftliche, kontrollierte 
Übernahme von Curricula für die deutschen 
Verhältnisse nutzbar zu machen" ), lautet 
die Fragestellung dieses Aufsatzes, wieweit 
uns die Curriculumforschung und die Entwick-
lung neuer Lehrmaterialien Anhaltspunkte für 
eine wissenschaftlich kontrollierte Übernahme 
bieten kann oder aber inwieweit in der Bun-
desrepublik neue, eigene Wege beschritten 
werden müssen, um durch den Unterricht die 
Emanzipation des Menschen zu fördern und 
die Demokratisierung der Gesellschaft voran-
zutreiben und um einen Menschen zu erziehen, 

der bereit und fähig ist, sich für diese beiden 
Ziele aktiv zu engagieren.
Mit diesem Ziel werden zunächst die gesell-
schaftlichen Voraussetzungen untersucht, die 
die Curriculumentwicklung von wahrhaft ame-
rikanischen Ausmaßen veranlaßt und bestimmt 
haben.
Ausgehend von dieser Analyse wird nach der 
Praxis des traditionellen, noch heute weitver-
breiteten Social-Studies-Unterricht gefragt 
und nach den politischen Einstellungen und 
Verhaltensweisen, die er bewirkt hat. Sie sind 
durch die politische Sozialisationsforschung 
bekannt und z. T. auf ihre Bedingungsfakto-
ren hin aufgeschlüsselt worden. Die Ergeb-
nisse dieser Forschung sind für die neuesten 
Curriculummodelle von entscheidender Bedeu-
tung und werden daher vor der Darstellung 
der „New Social Studies" beleuchtet. Nach 
einer knappen Schilderung der allgemeinen 
Charakteristika der Curriculumreform wer-
den zwei verschiedene Social-Studies-Projekte 
im Detail überprüft, indem nach dem Demo-
kratieverständnis ihrer Autoren gefragt wird, 
die Unterrichtsziele sowie Struktur, Methoden 
und didaktische Implikationen aufgezeigt, die 
behandelten Themen genannt und an Beispie-
len verdeutlicht werden. Der Aufsatz endet mit 
der Bewertung der beiden Projekte und einer 
Stellungnahme zur Möglichkeit der Übertra-
gung dieser beiden Modelle in die Bundesrepu-
blik.

II. Die Curriculumreform und ihre

Curriculumforschung und -entwicklung sind 
nur verständlich, wenn die jeweils konkreten 
gesellschaftlichen und politischen Bedingungen

1) Karl-Ernst Bungenstab, Umerziehung zur Demo-
kratie? Re-eduction-Politik im Bildungswesen der 
US-Zone 1945—49, Düsseldorf 1970, S. 89, 108, 148.
2) Deutscher Bildungsrat, Strukturplan für das Bil-
dungswesen, Stuttgart 1970, S. 139.

gesellschaftlichen Vorbedingungen

des betreffenden Landes analysiert worden
sind. Meist bieten gravierende Änderungen in
diesen Bedingungen erst den Anlaß für solch
umvrälzende Neuerungen des Curriculums,
wie sie uns hier beschäftigen. Zwar analysie-
ren leider nicht alle Curriculumforscher diese
gesellschaftlichen Voraussetzungen. Aber sie
haben alle ein bestimmtes — wenn auch z. T.



unreflektiertes — Vorverständnis der Gege-
benheiten und Probleme ihrer Zeit, das unwei-
gerlich in ihre Arbeit einfließt.
Die amerikanischen Bemühungen um die Revi-
sion eines unzureichenden Ausbildungssystems 
sind bis auf die Jahre nach dem Zweiten Welt-
krieg zurückzuführen, wurden jedoch erst Ende 
der fünfziger Jahre schlagartig sichtbar. Der 
nach dem Zweiten Weltkrieg sich beschleuni-
gende technische Fortschritt, die rapide Zu-
nahme des Wissens, die immer komplexer wer-
denden wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
politischen Zusammenhänge bildeten den 
ersten entscheidenden Anstoß. Der Sputnik-
schock weckte die Angst vor der wissenschaft-
lichen und militärischen Übermacht der Sowjet-
union und führte das Problem veralteter Lehr-
pläne und eines unzulänglichen Unterrichts der 
ganzen Nation vor Augen und stellte ihr 
Selbstbewußtsein in Frage.
Daraufhin wurde 1958 der „National Defense 
Education Act" (NDEA) verabschiedet, der die 
Curriculumrevision mathematisch-naturwis-
senschaftlicher Fächer auf nationaler Ebene in 
Gang brachte — im Sinne der frühen Forderun-
gen aus Wirtschaftskreisen und gemäß der 
außenpolitischen Motivierung!
Der oben beschriebene gesellschaftliche Wand-
lungsprozeß führte jedoch in den Vereinigten 
Staaten zu zwei gegensätzlichen Forderungen 
hinsichtlich der Curriculumentwicklung. Aus 
der Tradition des amerikanischen Erziehungs-
systems werden sie verständlich. Der Anspruch 
an das Erziehungssystem lautete traditionell: 
gleiche Chancen für alle, darum gleiche Erzie-
hung in einer Gesamtschule, keine Begabten-
auslese und -förderung in speziellen Bildungs-
einrichtungen. Die eine Behauptung, die nun 
Ansatzpunkt für eine neue Curriculumentwick-
lung wurde, heißt: „Die Gesamtschule ist 
gleichmacherisch, große Begabungen verküm-
mern. Wir brauchen eine spezielle Begabten-
förderung, um genügend Führungskräfte zu ha-
ben, die den erhöhten Anforderungen der 
hochtechnisierten Welt gewachsen sind." Die 
andere Forderung geht vom genauen Gegen-
teil aus: .Soziale Gegensätze werden während 
der Schul- und Ausbildungszeit verstärkt; wer 
in dieser Gesellschaft erfolgreich sein will, 
muß nicht nur die High School absolvieren, 
sondern auch das College, was — um nur 
einen Punkt zu nennen — auch heute noch mit 
erheblichen Kosten verbunden ist. Den bishe-
rigen Erziehungsbemühungen ist es nicht nur 
nicht gelungen, die Benachteiligung der sozio-
ökonomisch schlechter Gestellten zu vermin-
dern, sondern Kinder aus diesen Familien wer-
den in der Regel auch in unseren amerikani-
schen Schulen erneut benachteiligt und anders 

erzogen als mittelständische Kinder. Infolge-
dessen liegt ein großes Begabtenreservoir 
brach, das mobilisiert werden muß. Denn die 
immer komplizierter werdende Welt ist nicht 
durch bessere Führungskräfte gestaltbar, son-
dern nur, wenn jeder einzelne sich in ihr be-
währt. Werden die Anstrengungen für mehr 
gleiche Chancen nicht gewaltig erhöht, so wird 
die Kluft zwischen arm und reich noch größer. 
Und damit wachsen auch die Probleme unserer 
amerikanischen Gesellschaft ins Unendliche." 
Von dieser Seite werden daher nicht nur Head-
Start-Programme (Starthilfeprogramme) gefor-
dert, die schon vor Schuleintritt die Benach-
teiligung von Unterschicht-Kindern ausglei-
chen sollen, sondern inzwischen auch kompen-
satorische Programme begleitend zum regulä-
ren Unterricht, weil sich die gezielte vorschu-
lische Förderung allein als unzureichend er-
wiesen hat.
Das leitet über zum entscheidenden zweiten 
Komplex, der eine grundlegende Curriculum-
revision, im besonderen auch der Social Stu-
dies, notwendig erscheinen ließ. Vor allem in 
den sechziger Jahren sind die eminent großen 
innenpolitischen Konflikte und Antagonismen 
der amerikanischen Gesellschaft zum Aus-
bruch gekommen und ins Bewußtsein getreten. 
Die Erkenntnis, daß man Rassen- und Armuts-
probleme nicht mehr vertuschen kann, daß sie 
nicht nur durch Regierungsprogramme zu lö-
sen sind und daß sie sogar eine Gefahr für die 
Stabilität der amerikanischen Demokratie dar-
stellen können, ist gewachsen. Deutlich gewor-
den ist darüber hinaus, vor allem auch durch 
den Vietnamkrieg, daß besonders die junge 
Generation die zutage tretenden Mißstände 
und Fehlentwicklungen an dem historischen 
hohen Anspruch der amerikanischen Gesell-
schäft und den Versprechungen d

3
er Verfas-

sung, mit denen sie groß wurde, mißt ).
Es ist die erste Generation 4) — soweit sie aus 
dem Mittelstand kommt —, die fern von Ent-
behrungen und wirtschaftlicher Not unter Le-
bensumständen aufwächst, die von manchen 
sogar als „Uberflußgesellschaft" bezeichnet 
werden, in einer Gesellschaft, von der der Ein-
druck besteht, daß sie die notwendigen Mittel 
und Voraussetzungen hat, Elend und Unter-
drückung zumindest im eigenen Lande abzu-
schaffen. Es ist eine Mittelstandsgeneration,

3) So ist z. B. im November 1971 ein ganzes Heft der 
„Official journal of ‘he National Council for the 
Social Studies“ Social Education als Special Issue 
dem Thema: „Teaching United States History in a 
Turbulent Present" gewidmet (Vol. 35, No. 7).
4) Daniel Pell and Irving Kristol, Confrontation, 
The Student Rebellion and the Universities, New 
York, London 1968; Lewis S. Feuer, The Conflict of 
Generations, New York, London 1969. 



die im Gegensatz zu früheren Generationen in 
ihrer breiten Masse einerseits Zeit und Muße 
zu ausführlichem Studium hat und daher über 
sehr viel mehr Sachwissen verfügt, eine Ge-
neration, die — keiner äußeren Bedrohung der 
Nation ausgesetzt — sich den inneren Pro-
blemen zuwenden kann und ein großes Ver-
antwortungsgefühl dafür entwickelt hat, die 
andererseits durch die verlängerte Ausbil-
dungszeit und das sich dadurch erhöhende 
Durchschnittsalter von Führungskräften keine 
Möglichkeit hat, die von ihr erkannten Auf-
gaben an verantwortlicher Stelle wahrzuneh-
men und zu ihrer Bewältigung beizutragen. 
Das hat zu zusätzlichen innenpolitischen Span-
nungen geführt, die sich u. a. in Studenten-
revolten äußern.

Für die Curriculumforscher war auch dies ein 
unübersehbarer Hinweis, der es sinnvoll er-
scheinen ließ, den Schülern anspruchsvolle 
Unterrichtsprogramme anzubieten, die ihnen in 
ihren Fragen an die Gesellschaft und den Fra-
gen nach Wegen und Möglichkeiten, diese Ge-
sellschaft zu verbessern, helfen. Für die Po-
litiker mögen diese verschiedenen innenpoli-
tischen Probleme eher ein Hinweis gewesen 
sein, die Dinge wieder „in den Griff zu be-
kommen" und die amerikanische Demokratie 
auch nach innen zu „verteidigen", denn 1964 
wurde der NDEA auf die Fächer Englisch und 
Social Studies ausgedehnt, und 1965 wurde er 
durch den Elementary and Secondary Educa-
tion Act (ESEA) ergänzt. Enthielt der NDEA 
vor allem die Forderung nach einer speziellen 
Begabtenförderung und nach einer wissen-
schaftlichen Orientierung des Unterrichts, wo-
durch die Motivation zu selbständigem For-
schen und divergentem Vorgehen geweckt 
werden sollte (zunächst, wie schon erwähnt, 
nur für die mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Fächer gedacht), so sollte der ESEA be-
sonders die sozial Benachteiligten fördern, um 
vorhandene „Bildungsreserven" ausfindig zu 
machen und auszuschöpfen. Damit sollte auch 
der zunehmenden Arbeitslosigkeit entgegen-
gewirkt werden, die aufgrund von immer häu-
figer vorzeitig abgebrochener Schulbildung 
und der erhöhten Anforderungen an die Qua-
lifikationen der Arbeitskräfte entstand.

Um die Frage nach den Zielen der Curriculum-
reform im ganzen beantworten zu können, 
müßte eine detaillierte Analyse des Gesetz-
gebungsprozesses, der diesbezüglichen Kam-
pagnen und Einflußnahmen und der Geldgeber 
unternommen werden, eine Analyse, die hier 
nicht geleistet werden kann. Die beiden Ex-
treme, um die es bei einer Beantwortung ge-
hen würde, sind, ob es sich um eine ökono-
misch ausgerichtete „technokratische Reform" 

handelt oder ob es letztlich um eine Struktur-
reform der Gesellschaft unter dem Gesichts-
punkt der Emanzipation geht5). Gleich wie 
die Antwort auf die Frage nach den Intentio-
nen ausfallen würde, Tatsache ist, daß eine 
Vielzahl von Initiatoren auf mehreren Ebe-
nen eine vielfältige Curriculumrevision in 
Gang gebracht hat, die zur Zeit noch schwer 
überschaubar und deren Abschluß noch nicht 
absehbar ist, geschweige denn deren Auswir-
kungen. In nationalen Kommissionen, in ein-
zelnen Schulen und in Projekten werden Über-
legungen dazu angestellt. Neue Materialien 
werden vor allem von sogenannten Social-Stu-
dies-Projekten entwickelt, die aus den unter-
schiedlichsten Quellen finanziert werden. Es 
gibt davon mehr al
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s hundert, die meistens 
über mehrere Jahre laufen. Zwölf solcher Pro-
jekte werden vom Office of Education finan-
ziell unterstützt, so auch die beiden weiter 
unten besprochenen ).

5) Diese Curriculumreform wird von den Frankfur-
ter Heften wohl etwas verkürzt als „moralisch-
ethische" bezeichnet; so: Gert Raeithel, Neuere Re-
formbestrebunaen im amerikanischen Erziehungs-
wesen, in: Frankfurter Hefte, 26. Jg., Heft 4, 1971, 
S. 281—287, S. 256.
6) Sid Lester, David Bond and Gary Knox, A Direc-
tory of Research and Curriculum Development Pro-
jects in Social Studies Education. Mimeographed. 
Corte Madera, Calif.: Marin Social Studies Project, 
1969; Norris M. Sanders and Marlin L. Tanck, A 
Critical Appraisal of Twenty-Six National Social 
Studies Projects, in: Social Education, Vol. 34, 
No. 4 (April 1970), S. 383—449; Mary Jane Turner, 
Materials for Civics, Government and Problems of 
Democracy: Political Science in the New Social 
Studies, Boulder, Colorado 1971.
7) Benjamin Cox and Byron G Massialas (eds.), So-
cial Studies in the United States: A Critical 
Appraisal, New York 1967; Byron G. Massialas, 
Education and the Political System, Menlo-Park, 
Calif., London 1969, S. 59—70; als deutsche Dar-
stellung siehe: Robert Multhoff, Social Studies und 
Gemeinschaftskunde als didaktisches Problem, in: 
Internationales Jahrbuch für Geschichts- und Geo-
graphieunterricht, Bd. XI, Braunschweig 1967, 
S. 5—25.

Der Erstellung neuer Social-Studies-Modelle 
ging jedoch in den USA die Analyse des tra-
ditionellen Social-Studies-Unterrichts und die 
Begutachtung des mit seiner Hilfe geformten 
Staatsbürgers voraus. Seit 
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1916, als die letzte 
umfassende Reform vorgenommen wurde, hat 
sich an dem Unterricht neueren Untersuchun-
gen ) zufolge nicht viel geändert. Die neuen 
Curriculum-Materialien sind noch nicht auf 
breiter Front in die Schule vorgedrungen. All-
gemein geübte Praxis des Unterrichts ist bis 
heute, einen Staatsbürger zu erziehen, der 
überzeugt ist, daß die USA die freiheitlichste 
aller Verfassungen haben und den besten aller 
Präsidenten, daß weiterhin „the American 
Way of Life" die einzig richtige Entscheidung *



darüber ist, wie man dieses Leben zu leben 
hat. Derlei ethnozentrische Tendenzen 8) wer-
den auch durch Textbuchanalysen bestätigt. 
Andere Staaten werden oft als minderwertig 
oder als Agressoren dargestellt. Darüber hin-
aus hat sich gezeigt, daß „die amerikanischen 
Ideale“, die den Kindern in diesem Jahrhun-
dert im Social-Studies-Unterricht vermittelt 
worden sind und zum Teil noch werden, nicht 
identisch mit den Leitvorstellungen der ameri-
kanischen Verfassung sind.
Die Perspektive, unter der „die amerikanischen 
Ideale" indoktriniert wurden, hat sich als 
White, Anglo-Saxon, Protestant (WASP) erwie-
sen, d. h. Minderheiten im eigenen Land wur-
den bzw. werden negiert, die ihnen durch die 
Verfassung garantierten Rechte werden nicht 
anerkannt, denn der Social-Studies- und der 
Englisch-Unterricht dienten Anfang und Mitte 
dieses Jahrhunderts vor allem der Assimila-
tion und Integration der großen Zahl ost- und 
südeuropäischer Einwanderer. Beide Fächer 
waren Hauptansatzpunkt für Amerikanisie-
rung und Homogenisierung der Immigranten, 
um sie zu loyalen, angepaßten amerikanischen 
Staatsbürgern zu machen, die die gegebene 
Ordnung und Herrschaft unbefragt akzeptie-
ren. Den harmonistischen Gesellschaftsvorstel-
lungen, die den Kindern vermittelt werden, 
entspricht die Tabuisierung von Interessen und 
Konflikten. Versuche, die Schüler zu eigenem 
kritischen Urteil oder gar zu selbständiger 
Wertbildung anzuhalten, werden nicht unter-
nommen. Im Gegenteil, der Unterricht soll eher 
den Eindruck erwecken, daß „die amerikani-
schen Ideale“ und die Verfassungsgarantien, 
die sie auswendig lernen müssen, im täglichen 
Leben Realität sind. Der Unterricht dient daher 
der Verschleierung der amerikanischen Wirk-
lichkeit und der Betonung von Pflichten und 
Verantwortlichkeiten der Staatsbürger.
Methodisch zeichnet sich der traditionelle Un-
terricht in erster Linie durch die Vermittlung 
historischer und verfassungsrechtlicher Fak-
ten in chronologischer Folge aus. Die Darstel-
lungen haben rein deskriptiven Charakter. Die 
nicht problematisierte Darstellung der Gesell-
schaft und der Politik wird unterstützt durch 
den Aufbau des Unterrichts, der vom Prinzip 
des „expanding environment Curriculums" 
ausgehend bei der Familie als einer kleinen, 
überschaubaren Einheit anfängt und dann den 
Horizont des Kindes über die engere Umge-
bung bis hin zu nationalen und internationalen 
Fragen ausdehnt. Da weder Konflikte noch gar 
antagonistische Gegensätze in die üblichen

8) Byron G. Massialas, American Government: We 
are the Greatestl, in: Cox, Massialas, s. Anm. 7., 
S. 178 f. '

Vorstellungen über die Familie hineinpassen, 
das familiäre Miteinander-Füreinander-Schema 
jedoch Ausgangspunkt des Unterrichts ist, wer-
den grundlegende gesellschaftliche Problem-
bereiche ausgeklammert. Der Unterrichtsstil 
ist weitgehend lehrerzentriert. Der Lehrer be-
stimmt, was wie gemacht wird und ob die 
Schüler es gut oder schlecht gemacht haben.
Um den Erfolg und die Auswirkungen dieses 
Unterrichts festzustellen, sind innerhalb der 
letzten zehn Jah
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re, in denen die Sozialisations-
forschung in den Vereinigten Staaten sehr an 
Bedeutung gewonnen hat, vielfältige Unter-
suchungen zum Verlauf des politischen Sozia-
lisationsprozesses unternommen worden ).
Unter politischer Sozialisation wird „alles po-
litische Lernen“ verstanden, „formales wie 
zwangloses, vorsätzliches wie ungeplantes, zu 
jeder Zeit, e
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in Leben lang, eingeschlossen nicht 
nur ausdrücklich politisches Lernen, sondern 
ebenso nominell nicht politisches Lernen, das 
jedoch politisches Verhalten beeinflußt, wie 
z. B. Lernen von politisch relevanten sozialen 
Einstellungen und Erwerb von politisch rele-
vanten Persönlichkeitsmerkmalen" ) (Über-
setzung d. Verf.).
Folgende Forschungsergebnisse über den poli-
sehen Sozialisationsprozeß gelten als weitge-
hend gesichert:
1. Der frühkindlichen politischen Sozialisation 
kommt eine enorm große Bedeutung zu. Sie 
vollzieht sich fast ausschließlich auf emotiona-
ler Basis, da Kenntnisse noch nicht vorhanden 
sind. Sie wird in den USA in erster Linie durch 
die als demokratisch geltende Familienatmo-
sphäre geprägt. Bei Eintritt in die Schule ist 
die politische Orientierung der Kinder bereits 
weit entwickelt.
2. Als Ergebnis dieses frühkindlichen Soziali-
sationsprozesses ist eine positive Einstellung 
zum herrschenden politischen System der Ver-
einigten Staaten und besonders zum Präsiden-
ten, in dem sich das System symbolisiert, fest-
zustellen.
3. Dieser insgesamt das System befürwortende 
Eindruck bleibt im Normalfall im großen und 
ganzen als der primäre und affektiv abgesi-
cherte für die Mehrzahl der amerikanischen
9) Gabriel A. Almond, Sidney Verba, The Civic 
Culture: Political Attitudcs and Democracy in Five 
Nations, Princeton, N. J. 1963; Urie Bronfenbrenner, 
Socialization and Social Class through Time and 
Space. Social Structure and Personality: A Case-
bock, New York 1961; Fred I. Greenstein, Children 
and Politics, New Haven, Conn. 1965; Robert D. 
Hess and Judith V. Torney, The Development of 
Political Attitudes in Children, Chicago 1967.
10) Fred I. Greenstein, Political Socialization, in: 
International Encyclopedia of the Social Sciences, 
New York 1967 (Mimeo, S. 1).



Bürger ihr Leben lang bestimmend und bildet 
auch für den Erwachsenen die Grundlage der 
generellen Neigung, die amerikanischen po-
litischen Institutionen als legitim anzuerken-
nen.
4. Der Zusammenhang zwischen der jeweiligen 
sozioökonomischen Lage und den Ergebnissen 
des politischen Sozialisationsprozesses ist ein 
sehr enger. So ist die insgesamt positive Ein-
stellung — genauer untersucht — in den ver-
schiedenen Schichten durch sehr unterschied-
liche Charakteristika gekennzeichnet: Ange-
hörige der Mittel- und Oberschicht kennen 
nicht nur die Pflichten eines demokratischen 
Staatsbürgers, sondern auch die Rechte, von 
denen sie relativ viel Gebrauch machen, da sie 
ihre eigene politische Effektivität und damit 
ihren Einfluß (bzw. den ihrer Schicht) positiv 
einschätzen. Ihre Teilnahme am politischen 
Geschehen, ausgedrückt durch Interesse, Wahl-
beteiligung, Mitgliedschaft in politischen Grup-
pierungen, Finanzierung politischer Kandi-
daten bis hin zu eigener Kandidatur, ist daher 
relativ groß. Ihre politische Haltung und ihr 
politisches Verhalten sind gekennzeichnet 
durch Liberalität und Toleranz gegenüber An-
dersdenkenden.
Mit abnehmendem sozioökonomischen Status 
steigt dagegen autoritäres Verhalten, Engstir-
nigkeit und Intoleranz gegenüber politischem 
und sozialem Nonkonformismus und ethischer 
Verschiedenheit. Diese Verhaltensformen kor-
relieren mit der verminderten Fähigkeit, feind-
selige Impulse zu kontrollieren. Sie gehen ein-
her mit abnehmender Bereitschaft, am politi-
schen Prozeß teilzunehmen, da der eigene Ein-
fluß ohnehin gering eingeschätzt wird und die 
Fremdheit gegenüber politischen Institutionen 
relativ groß ist. Betont werden ersatzweise in 
zunehmendem Maße „law and Order", Gesetz, 
politische Ordnung und Unterordnung und die 
Notwendigkeit politischer Führung. Im Nor-
malfall drücken sich diese Verhaltensformen 
der Arbeiter- und Unterschicht in Desinteresse, 
Passivität, niedriger Wahlbeteiligung und 
allenfalls noch in politischem Zynismus aus. 
Die positive Einstellung zum System insge-
samt ist dadurch jedoch nicht gefährdet, die 
Stabilität des Systems keineswegs in Frage ge-
stellt. Dies gilt jedoch nur, solange keine 
außergewöhnlichen Gefahren von Innen oder 
Außen drohen. Ist das jedoch der Fall (wie 
z. B. durch zunehmende Rassenprobleme), so 
neigt der Großteil der konservativen Gruppe 
mehr und mehr zum Ruf nach dem starken 
Mann, so daß einerseits von daher Gefahr für 
die Demokratie und ihre Institutionen droht, 
während andererseits in der untersten Unter-
schicht aufgrund der negativen Einschätzung 

ihrer eigenen politischen Macht und aufgrund 
ihrer Hoffnungslosigkeit und ihres Elends 
politische Entfremdung und Zynismus in Re-
bellion und revolutionäres Verhalten Umschlä-
gen können.

Um zu erklären, wie es zu solch schidit-
spezifisch unterschiedlichen Sozialisationspro-
zessen kommt, sind multifaktoriale Bedin-
gungsanalysen unternommen worden.

Man hat festgestellt, daß folgende Faktoren 
besonders stark zum politischen wie auch zum 
allgemeinen Sozialisationsprozeß beitragen:

1. Die familiäre Atmosphäre: autoritäre oder
demokratische Eltern-Kind-Beziehungen, Er-
ziehungspraktiken und die Art und Weise, 
wie sich die Eltern selbst innerhalb der Gesell-
schaft einstufen, welche Meinung sie von den
Möglichkeiten eigener Einflußnahme auf ge-
sellschaftliche und politische Prozesse haben;

2. die Schulatmosphäre: hierarchische Schul-
ordnung oder Partizipationsmöglichkeiten, die
Erwartungen, die an die Schüler gestellt wer-
den bzw. die Einschätzung und Einstufung der
Kinder durch die Lehrer, Unterrichtsmethoden
und Inhalt, die Art der besuchten Bildungsein-
richtung und die sich daraus ergebende Länge
der Ausbildung;

3. die Sex-Orientierung: unterschiedliche Be-
handlung von Jungen und Mädchen. Die Un-
tersuchungen haben in beiden Bereichen (Fa-
milie und Schule) frappante schichtspezifische 
Unterschiede ergeben, die jeweils für das fe-
minine Geschlecht in bezug auf politische So-
zialisation negativer ausfallen als für das mas-
kuline.

Nach Meinung einiger Sozialisationsforschei
haben sie aber auch gezeigt, daß das Kind im
industrialisierten Zeitalter (im Gegensatz zum
agrarischen) früh genug dem alleinigen Einfluf 
der Familie entzogen wird, so daß Chancer
bestehen, den politischen Sozialisationspro-
zeß abweichend von familiären Einstellunger
und Meinungen zu steuern, wenn genügend
starke andersartige Einflußnahmen und Prä-
gungen erfolgen.

Einige Wissenschaftler (Hess, Torney) meinen 
daß schon die Grundschule ihren Einfluß den
der Familie erfolgreich entgegensetzen könne 
Andere setzen ihre Hoffnungen eher auf die
Zeit der Pubertät. Es ist bekannt, daß Jugend 
liehe in der Pubertätszeit überkommene Tradi 
tionen erstmals in Frage stellen und teilweise
beginnen, skeptisch zu werden. Entsprochene
hat die politische Sozialisationsforschung her 
ausgefunden, daß Siebt- und Achtklässle: 



einen langsamen Prozeß politischer „de-ideali-
zation" durchmachen. Beispielsweise differen-
zieren sie zwischen Amt und Person des 
Präsidenten, wenn sie Unzulänglichkeiten fest-
stellen; sie beginnen, den Abgrund zwischen 
politischen Idealvorstellungen, die ihnen bei-
gebracht worden sind, und der politischen und 
gesellschaftlichen Realität zu entdecken.
Der harmonisierende Unterricht, wie er oben 
dargestellt wurde, wird daher in der Regel als 
extrem langweilig empfunden. Auch haben 
wissens 11chaftliche Untersuchungen ) gezeigt, 
daß er zu dem schon vorher vorhandenen 
Wissen kaum noch etwas hinzufügt. Eine Aus-
nahme bilden hier die Kinder der untersten 
Unterschicht. Spezifische Analysen haben je-
doch ergeben, daß der Unterricht, den Unter-
schicht-Kinder genießen, stärker als der durch-
schnittliche Unterricht auf die Pflichten des 
Staatsbürgers ausgerichtet ist, d. h., daß er 
„law and Order" besonders betont und dadurch 
nicht dazu beiträgt, diesen Schichten auch ihre 
Rechte und vor allem deren Praktizierung 
näherzubringen. Zynismus und Entfremdung 
werden in diesem Fall durch den Unterricht 
regelrecht gefördert. Aber auch im normalen 
Durchschnittsunterricht wird wegen der offen-
sichtlichen Diskrepanzen zwischen der ins Be-
wußtsein rückenden Realität und dem in der

Schule dargebotenen Idealbild oft der Grund-
stein für Desinteresse und Passivität gelegt
Zu der hier dargestellten Sozialisationsfor-
schung — von der ausgehend Curriculum-
entwickler vor allem die festgestellten un-
demokratischen Erziehungspraktiken des ame-
rikanischen Schulsystems und des Social-Stu-
dies-Unterrichts im besonderen verurteilen 12 ) 
— muß kritisch angemerkt werden, daß diese 
Forschung, soweit sie von den Curriculum-
entwicklern rezipiert worden ist, einen ent-
scheidenden Bedingungsfaktor, wenn nicht 
den entscheidenden, völlig außer acht läßt, 
nämlich die schichtspezifischen Arbeitsplatz-
bedingungen. Die geschilderten unterschied-
lichen Einstellungen und Haltungen der beiden 
einander gegenübergestellten Schichten kön-
nen nicht erklärt werden ohne eine Analyse 
der andersartigen Bedingungen, unter denen 
die beiden Schichten arbeiten. Ohne den Be-
zug zu einer solchen Analyse müssen die Qua-
lifizierungen der politischen Haltungen der 
Mittelschicht beispielsweise als liberal und to-
lerant oberflächlich und affirmativ erscheinen. 
Ausgehend von dieser Feststellung muß die 
Frage nach der Gesellschaftsanalyse und den 
Zielen der Curriculumreform im ganzen, die 
damit verknüpft werden müssen, erneut kri-
tisch angemeldet werden.

III. Die „New Social Studies" und ihre Lehrmaterialien

Der NDEA hat der gesamten Revision so 
etwas wie einen charakteristischen Rahmen ge-
geben. Das Wesen dieser Reform insgesamt ist 
eine Verwissenschaftlichung des Unterrichts. 
Trotz einer Vielfalt von Theorien wie auch 
des Vorgehens und der Materialien gibt es 
eine Reihe von Gemeinsamkeiten, die „the 
New Social Studies“ auszeichnen und die sie 
von den traditionellen Social Studies ab-
heben. Die meisten Projekte verfolgen eine 
ganze Reihe von speziellen Lernzielen. Sie be-
nutzen dazu Themen und Methoden aus meh-
reren sozialwissenschaftlichen Fächern, wie 
Anthropologie, Soziologie, Politologie, Sozial-
Psychologie, Ökonomie usw. Geschichte und 
Geographie sind nur noch Fächer unter vielen; 
sie dominieren nicht mehr. Viele Projekte be-
mühen sich dabei um einen integrierten inter-
disziplinären Zugang. Der größere Teil ver-
sucht, dem Schüler wichtige wissenschaftliche 
Grundbegriffe (Konzepte) und Generalisierun-
gen nahezubringen und ihn so mit Strukturen 
der Sozialwissenschaft vertraut zu machen.

1) Kenneth P. Langton, Political Socialization, New 
York 1969, S. 92—119.

Andere Projekte stellen demgegenüber die un-
mittelbare Lösung von Problemen und Konflik-
ten in den Vordergrund. Fast alle Projekte be-
rufen sich darauf, Methoden der wissenschaft-
lichen Analyse (discovery + inquiry) anzu-
wenden. Das Vorgehen ist daher meist induk-
tiv. Anhand von exemplarischen Fällen soll der 
Student lernen, zu denken und kreativ zu wer-
den. Der Schüler soll in die Lage versetzt wer-
den, Wertfragen zu identifizieren, zu analysie-
ren und selbst eine Beziehung zu Wertproble-
men zu entwickeln. In viele Curricula ist daher 
mehr Realitätsnähe eingegangen. Konflikte aus 
dem täglichen Leben werden in den Unterricht 
einbezogen, gerade auch Konflikte, die sich aus 
dem Zusammenleben unterschiedlicher Rassen 
und Volksgruppen ergeben. Auch „cross-cul-
tural studies" sind dementsprechend in Mode 
gekommen.
Die Textbücher enthalten nicht mehr Darstel-
lungen und Erzählungen, sondern eher Stati-
stiken und andere Quellen mit verbindendem
12) John J. Patrick, Implications of Political Socia-
lization Research for the Reform of Civic Educa-
tion, in: Social Education, Vol. 33, No. 1 (January 
1969) S. 15—21.



Text, Simulations- und Rollenspiele. Dias, 
Tonbänder und audiovisuelle Materialien er-
gänzen die Textbücher. Die Lehrer werden in 
der Regel durch gesonderte Handbücher, die 
zum Teil Hintergrundwissen bieten und 
auch die gewünschten Antworten der Schüler 
mitteilen, eingeweiht und manchmal zusätzlich 
durch Filme, Bücher und Arbeitsgemeinschaf-
ten auf die neuen Unterrichtsmethoden vorbe-
reitet, Die Materialien sind didaktisch aufbe-
reitet und werden z. T. mehrfach in Schulen ge-
testet und im Anschluß revidiert, bevor sie 
veröffentlicht werden.
Obwohl die Social Studies älter sind als das 
20. Jahrhundert, ist immer noch umstritten, 
was darunter eigentlich zu verstehen ist13 ). 
Während traditionelle Versuche der Definition 
meist vom Inhalt ausgingen, hat man jetzt 
versucht, Social Studies von den Zielen her 
zu definieren. Danach können die Social Stu-
dies als eine „Sammlung von Zielen" (set of 
goals) begriffen werden, die beschreiben, wie 
der Inhalt für eine konkrete amerikanische 
Stäatsbürgererziehung ausgesucht, organi-
siert und gelehrt werden soll. Denn nach ame-
rikanischer Auffassung will die Staatsangehö-
rigkeit auch aktiv erworben sein. Ein guter 
Staatsbürgerkundeunterricht kann dazu beitra-
gen.

13) James L Barth and S. Samuel Shermis, Defining 
the Social Studies: An Exploration of Three Tradi-
tions, in: Social Education, Vol. 34, No. 8 (Novem-
ber 1970), S. 743—759.

14) Harvard Social Studies Project, Public Issues 
Series, Dohald W. Oliver and Fred M. Newmann, 
Middletown, Conn. 1967768/69.

15) American Political Behavior, An Experimental 
Ninth-Grade Course, Pilot Version — Revised Edi-
tion, The High School Curriculum Center in Go-
vernment, Indiana University 1968; In der Endaus-
gabe erscheint das Buch von den Autoren Ho-
ward D. Mehlinger and John J. Patrick, American 
Political Behavior, Ginn Pnd Company, Lexington, 
Mass. 1972.
16) Pädagogisches Zentrum, Didaktische Informa-
tionen, Antonius Holtmann, Social Studies. Neue 
Lehrpläne und Unterrichtsmittel in den USA, Ber-
lin, Mai 1969, S. 22; Ine Kayser, Zur Kritik ameri-
kanischer curricula in Social Studies, in: Bildung 
und Erziehung, Jg. 24, Heft 5, 1971, S. 452—463; 
Christoph Wulf, Die „New Social Studies" in den 
USA, in: Die Grundschule, Jg. 3, Heft 4, Okt. 1971, 
S. 19—24; Christoph Wulf, Curricuiumentwicklung 
in den New Social Studies in den USA. Entwick-
lungstendenzen und gegenwärtiger Stand, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, Beilage Zur Wochenzei-
tung „Das Parlament", B 6/72, S. 23.

Der traditionelle Social-Studies-Unterricht ist 
nach dieser Definition als „citizenship trahs-
mission“ (Übertragung von Staatsbürgerschaft) 
bezeichnet worden; gemeint ist damit die Form 
der Indoktrination der richtigen Werte und 
Glaubenspostulate.

Die „New Social Studies“ sind nach dieser 
Definition z. T. zumindest vom Anspruch her 
als „reHective ihquiry“ quaiifizierbar (kriti-
sche, reflektierende Untersuchung). Gemeint 
ist damit ein Verständnis von Staatsbürger-
schaft, das diese nicht als A-priöri-Verpflich-
tung gegenüber einem festen Satz vorgegebe-
ner Normen versteht, sondern als „einen Pro-
zeß, in dem Entscheidungen gefällt werden, die 
beschreibbar und nachvollziehbar sind". Mit 
Hilfe der Methode der „reflective inquiry" 
sollen die Kinder solche Entscheidungen selbst 
untersuchen ünd reflektieren und aufgrund 
der gewonnenen Erkenntnisse begreifen.
Zwei exemplarische Projekte sollen hier vor-
gestellt werden, die beide den Anspruch der 
„reflective ihquiry" an Sich stellen würden, 
die jedoch von Inhalt und Methode und den 
Materialien her völlig verschieden sind:

Das Harvard-Projekt (H. P.) 14 ) ist das bekann-
teste derjenigen amerikanischen Vorhaben, 
das die Behandlung von Problemen in den Mit-
telpunkt stellt. Diese „Public Issues Series" 
(Serie über öffentlich strittigen Fragen) be-
steht aus 20 Broschüren mit unterschiedlichen 
Themen, jede 40 bis 60 Seiten umfassend. Sie 
können in den Klassen 7 bis 12 beliebig ver-
wendet werden. Die Rechte für dieses Projekt 
sind bereits von einem deutschen Schulbuch-
verlag erworben worden.
Das zweite Projekt, das ich ebenfalls nach 
der Universität, an der es entstanden ist, be-
nenne, das Indiana Projekt (I. P.) 15 ), hat bisher 
ein vollständiges Textbuch von 670 Seiten er-
geben. Es ist für den kontinuierlichen täglichen 
Gebrauch für das ganze 9. Schuljahr hindurch 
geplant und trägt den Titel „American Politi-
cal Behavior". Dieses Projekt geht wie die 
Mehrzahl der New-Social-Studies-Projekte 
nach dem „social Science approach" vor, ist 
jedoch wohl im Gegensatz zu den meisten an-
deren zugleich problemorientiert.
Die Wahl ist sehr bewußt auf diese beiden 
Projekte gefallen, denn die bisherige Diskus-
sion in der Bundesrepublik hat die Tendenz, 
den Projekten, die kontroverse Fragen in den 
Mittelpunkt stellen, speziell das Harvard-
Projekt, mehr als den an den Sozialwissen-
schaften orientierten Realitätsnähe zuzuspre-
chen und damit größere Bedeutung für deut-
sche Curriculumrevisionen zukommen zu las-
s 16en ). Dieses Urteil soll überprüft werden. Die 
Fragen, die sich von diesem Anspruch her 
stellen, lauten: Welcher Art sind die kontro-
versen Fragen, die im H. P. zur Debatte ge-
stellt werden? In welchem Kontext stehen sie? 
Mit welchen Zielen werden sie behandelt? 
Werden Problemlösungen angeboten?



Das Harvard-Projekt
Zur Beantwortung dieser Fragen soll zunächst 
das Demokratieverständnis der Autoren des 
H. P. 17)  untersucht werden, da sie vorge

18

ben, 
die Struktur für das Projekt aus Überlegungen 
zur Natur der Staatsbürgerschaft, d. h. zur 
Rolle des Staatsbürgers in der Demokratie, 
herzuleiten. Die wesentlichen Punkte des De-
mokratieverständnisses sind die folgenden 
(0:6—15) ):
1. Verwirklichung und Schutz der Würde und 
des Wertes jedes Individuums ist der zentrale 
Wert der amerikanischen Gesellschaft und der 
vielfältigen Zwecke, die in ihr verfolgt wer-
den. So wenig begründbar dieses Ideal ist, so 
wenig ist es andererseits umstritten. Es ist 
aber auch ebensowenig exakt definierbar. Je-
doch lassen sich andere Werte von ihm ablei-
ten, die ihm Bedeutung verleihen.
2. Diese allgemein akzeptierten Werte der 
westlichen, speziell der amerikanischen Zivili-
sation finden ihren Ausdruck in solchen Begrif-
fen wie: Recht auf Eigentum, freie Rede, Frei-
heit der Religion, Vereinigungsfreiheit, Frei-
heit der Person, Ablehnung von Gewalt und 
der Glaube an die Vernunft als eine Methode, 
Konflikte zu regeln, die allgemeine Wohlfahrt 
aller, gleiche Chancen, Gleichheit vor dem Ge-
setz, Regierung durch Recht und Gesetz bzw. 
verfassungsmäßige Kontrolle der Regierung, 
Regierung mit Zustimmung der Regierten, Due 
Process of Law, Gewaltenteilung und lokale 
Kontrolle über lokale Probleme.
3. Die Anerkennung dieser Normen beinhal-
tet die Bejahung einer pluralistischen Gesell-
schaft, in der verschiedene Gruppen unter-
schiedliche Ansichten entwickeln, wie die 
grundlegenden Probleme einer Gesellschaft ge-
löst werden sollten. Pluralismus ,is the only 
natural mechanism which can insure some 
freedom of choice“ (Hervorhebung vom Ver-
fasser).

4. Da Pluralismus ohne Konflikte nicht denkbar 
ist und viele Probleme zu öffentlichen Streit-
fragen führen, müssen diese von der Gesell-
schaft als ganzer geregelt werden. Dazu be-
darf es gemeinsamer ethischer und politischer 
Verhaltensprinzipien.

Zu diesen Punkten sind verschiedene kritische 
Bemerkungen zu machen:
Obwohl die Autoren selbst zugeben, daß die 
„Würde des Individuums' nicht ein für alle 
Mal gültig definiert werden kann, wählen sie 
einen solchen Begriff als den zentralen ihres 
Curriculums. Zwar bieten sie einige andere 
Begriffe zur inhaltlichen Definition des Ober-
begriffes an, aber schon an diesen zeigt sich 
deutlich, daß sich sehr unterschiedliche Ver-
ständnisse unter dem Begriff subsumieren las-
sen, außerdem erweist sich, wie sehr die Inter-
pretation der Autoren der augenblicklichen 
historischen Ausprägung der Demokratie mit 
all ihren Mängeln verhaftet ist. Daß ausgerech-
net das Recht auf Eigentum als erster Begriff 
zur Definition dessen, was Würde des Men-
schen umfaßt, herangezogen wird, ist dafür be-
sonders bezeichnend. Nicht auf einer kriti-
schen Analyse der vorhandenen Gesellschaft 
und daraus sich ergebenden Zielsetzungen für 
eine bessere Gesellschaft beruht dieses Demo-
kratieverständnis, sondern auf einer unreflek-
tierten, unkritischen Übernahme von Idealen, 
die in einer bestimmten geschichtlichen Situa-
tion formuliert worden sind und die seitdem so 
betrachtet werden, als hätten sie — in der mit 
ihrer Hilfe errungenen historischen Gesell-
schaftsform — nicht nur verfassungsrechtliche 
Gültigkeit für alle Menschen, sondern auch die 
Chance der Verwirklichung für jeden. Nach 
dieser Feststellung erstaunt es nicht mehr, daß 
weder der Begriff des Pluralismus noch der des 
Konfliktes hinterfragt wird auf möglicherweise 
durch diese Begriffe verschleierte Machtver-
hältnisse.
Wenn all diese in unserer heutigen Gesell-
schaft gültigen Dogmen nicht auf die sich hin-
ter ihnen verbergende Realität befragt werden, 
wird deutlich, daß eventuell vorhandene anta-
gonistische Konflikte von vornherein nicht in 
den Blick kommen können. Die Frage ist dann, 
welches Ziel die Autoren überhaupt bei der 
Behandlung von Konflikten verfolgen.
Aufgabe einer demokratischen Gesellschaft ist 
es nach Meinung der Autoren, durch die Lö-
sung von Konflikten zur Vermehrung der 
menschlichen Würde beizutragen. Das „juris-
Prudential Curriculum", wie sie Ihre Materia-
lien nennen, hat daher die Schüler mit Proble-
men vertraut zu machen, deren Brennpunkt ein 
rechtlich-ethischer Konflikt ist (O: 239), d. h. 

17) Bei allen Textdarstelluncen habe ich mich so eng 
wie möglich an die Ausführungen der Autoren ge-
halten, um möglichst authentisch zu berichten. Da 
meine Darstellungen jedoch in den seltensten Fäl-
len direkte Übersetzungen sind, sind sie nicht durch 
Anführungsstriche gekennzeichnet.
18) Donald W. Oliver and James P. Shaver, Teach-
ing Public Issues in the High School, Boston 1966. 
Die folgenden Seitenzahlen dieses Kapitels bezie-
hen sich auf das obige Buch, Zitierweise: (0:6), d. h. 
Shaver Oliver, S. 6.; Donald W. Oliver, The Selec-
tion of Content in Social Sciences, in: Edwin Fen-
ton (ed.), Teaching the New Social Studies in Se-
condary Schools. An Inductive Approach, New 
York 1966, S. 98—114.) James P. Shaver and Ha-
rold Berlak (eds.), Democracy Pluralism and the 
Social Studies. Readings and Commentary, An 
Approach to Curriculum Decisions in the Social 
Studies, Boston, New York 1968.



ein Konflikt, der letztlich rechtlich entschie-
den werden kann und in dem die sich strei-
tenden Gruppen jeweils auf anerkannte Werte 
berufen können. Ziel der Autoren, wie sie 
selbst sagen, ist es, Kindern durch die Konfron-
tation mit öffentlich strittigen Fragen allge-
mein gültige Prinzipien ethischen und mora-
lischen Verhaltens zu vermitteln, nach denen 
sie ihr Leben führen, also Einstellungen erzie-
len können, die ihnen im Konfliktfall zum 
„richtigen" Kompromiß zwischen Aufgabe und 
Beibehaltung von Werten verhelfen (O: 28), so 
daß letztendlich die „Würde des Menschen" 
unangetastet bleibt oder aber vermehrt wird. 
Die Autoren wollen auf diese Art einen Bei-
trag dazu leisten, daß zukünftige Konflikte auf 
vorhersagbare Weise gelöst werden (O: 59). 
Indem sie die Aufmerksamkeit der Kinder vor 
allem auf die positiven Werte der amerikani-
schen Gesellschaft lenken, erwarten sie, daß 
größere Zerreißproben für Institutionen, die 
die Erbschaft des Pluralismus schützen, vermie-
den werden können. Durch Behandlung der 
wichtigsten gegenwärtigen Probleme hoffen 
sie, sowohl die demokratischen Spielregeln als 
auch die Ehrfurcht vor den Werten, auf denen 
jene beruhen, vermitteln zu können (O: 237).

Die Diskussion — und damit der Lernpro-
zeß —, durch den der Schüler zu Entseheidun-
gen kommen soll, steht im Zentrum dieses 
Unterrichts, weil der Dialog (nach Meinung der 
Autoren) zwei Funktionen erfüllt. Er enthüllt 
a) die impliziten gesellschaftlichen Wert- und 
Ordnungsvorstellungen des Studenten und gibt 
somit b) dem Lehrer die Möglichkeit, in diese 
zu intervenieren, Unzulänglichkeiten zu klären 
und Elemente hinzuzufügen. Die Autoren sind 
daher der Meinung, daß der Unterricht nicht 
schon dann beginnt, wenn der Student anfängt, 
über Probleme zu lesen, sondern erst dann, 
wenn er auf herausfordernde Konfrontationen 
reagiert und anfängt zu diskutieren (O: 150 ff.). 
Mit Hilfe des analytischen Denkens sollen die 
Kinder Probleme identifizieren (Q; 172 ff,)- Der 
Dialog dient dazu, Meinungsverschiedenheiten 
über die rechtlichen und ethischen Aspekte des 
Problems und die Tatsachen, um die es geht, 
zu klären. Die Kinder sollen erkennen lernen, 
ob einem Konflikt unterschiedliche Werte zu-
gründe liegen oder ob ein und derselbe Wert 
nur verschieden interpretiert wird. Alle Aus-
sagen sollen daher typisiert werden in solche 
über allgemeine oder besondere Werte bzw. 
rechtliche Ansprüche, in solche über allgemeine 
oder spezifische Beweisquellen und Tatsachen, 
in Aussagen zur Definition, zur Klarstellung 
oder zur Wiederholung, in Aussagen über 
Analogien oder beispielhafte Fälle. Der Stu-
dent lernt in der Diskussion mit dem Lehrer 

und anderen Schülern, die Informationen aus-
zuwählen und zu sammeln, die von beson-
derer Wichtigkeit für die Kontroverse sind. Er 
soll schließlich erkennen, wie die neuen Infor-
mationen zu seinem Wissen und seinen eige-
nen Werten in Beziehung stehen, und er soll 
Gespür für den allgemeinen Prozeß entwickeln, 
in dem der Fall geklärt werden könnte. Die 
kognitiven Ziele, die so mit Hilfe der Diskus-
sion verfolgt werden, lassen sich sehr kurz 
zusammenfassen: „Der Schüler soll in die Lage 
versetzt werden, einen intelligenten Stand-
punkt einnehmen zu können" (O: 235).

Die bereits anhand der Demokratievorstellun-
gen geleistete Kritik hatte den Rahmen der 
Erwartungen schon relativ eng begrenzt. Die 
Darlegung der affektiven und kognitiven Ziele 
der Autoren enttäuscht erneut, sogar noch mehr 
als erwartet. Hatte man nach dem am Status 
quo orientierten Bekenntnis zur derzeitigen 
amerikanischen Demokratie erwartet, daß die-
ses Curriculum die Schüler innerhalb des be-
stehenden Systems zumindest zu engagierten 
Staatsbürgern erziehen wollte, so erweist sich 
an den affektiven Zielen, daß vor allem das 
moralische Bewußtsein des Schülers ausgebil-
det und gestärkt werden soll und daß er von 
da aus die Befähigung erlangen soll, in Streit-
fragen eine eigene Position zu beziehen.

Abstrakte moralische und ethische Kategorien 
reichen auf keinen Fall aus, soziales und politi-
sches Handeln zu motivieren oder gar auszu-
lösen. Mit den kognitiven Zielen bestätigen die 
Autoren dann auch, daß sie den Schülern keine 
Grundregeln politischen Verhaltens oder gar 
aktiver politischer Tätigkeit vermitteln wollen. 
Die Kinder lernen nicht, wie akute gesellschaft-
liche Konflikte gelöst werden können, welche 
Mechanismen es zur Bewältigung gibt. Sie 
werden mit Hilfe des Curriculums allenfalls in 
die Lage versetzt, selbst eine wie auch immer 
geartete wertorientierte Stellungnahme zu for-
mulieren. Da die zukünftigen Staatsbürger an-
hand der Materialien früh darauf vorbereitet 
werden sollen, daß Konflikte „natürlicher-
weise" zur pluralistischen Demokratie dazuge-
hören, ihre Unterstützung eben dieser Demo-
kratie jedoch affektiv durch ethische und mo-
ralische Einstellungen abgesichert werden soll, 
muß man möglicherweise folgern, daß das Er-
gebnis eines Unterrichts aufgrund der Public 
Issues Series keineswegs die „Vermehrung der 
Würde des Individuums" ist, wie die Autoren 
es wahrscheinlich ehrlichen Herzens anstreben, 
denn zu aktivem Engagement hierfür wird 
durch die Serie nichts beigetragen.

Die didaktischen Implikationen, die die Auto-
ren für die Auswahl eines Themas bzw. eines 



Konflikts als relevant erachten, sind die fol-
genden (O: 141 ff.):
1. Das Thema muß so präsentierbar sein, daß 
es für den Studenten zu einem persönlichen 
Interesse werden kann.
2. Es müssen daher Materialien mit starker 
emotionaler Komponente geboten werden, die 
geeignet sind, eine Einführung in das Thema 
zu ermöglichen.
3. Materialien zur begrifflichen und histori-
schen Klärung sind vonnöten.
4. Die zu behandelnden Fälle müssen situa-
tionsbezogene Hinweise auf generelle soziale 
und politische Vorgänge enthalten, d. h., sie 
müssen Analogiebildungen ermöglichen und 
insofern Beispiele für allgemeingültige Pro-
bleme sein.
Nach diesen Kriterien und danach, welche Kon-
fliktbereiche heute allgemein von Wissen-
schaftlern und Männern des öffentlichen Le-
bens (men of practical affairs) als zentrale an-
gesehen werden, wählen die Autoren die Pro-
bleme, die sie behandeln, aus. Obwohl sie, im 
Gegensatz zu vielen anderen Social-Studies-
Projekten, ihr Demokratieverständnis und da-
mit den Rahmen für ihr Curriculum ausführlich 
darlegen, zeigt die Begründung für die Aus-
wahl der im H. P. behandelten Konflikte noch 
einmal, daß der Erstellung des Curriculums 
keine eigene Analyse der vorhandenen Ge-
sellschaft, ihrer Mängel und Möglichkeiten zu 
deren Behebung vorausgegangen ist. Die Frage 
erhebt sich, in welchen Kontext die Probleme 
überhaupt gestellt werden.
Die Struktur für ihr „jurisprudential Curri-
culum" hatten die Autoren zunächst nur durch 
die Notwendigkeiten begründet, die sich aus 
der Natur der Staatsbürgerschaft ergeben. Im 
Verlauf der Darstellung wird jedoch deutlich, 
daß sie eine zusätzliche Struktur für den So-
cial-Studies-Unterricht befürworten und die 
einzelnen Lehrplanelemente (units) in einen 
weiten historischen Rahmen stellen, so daß die 
Ordnung bzw. der Aufbau einer Einheit im 
groben durch eine chronologische Anordnung 
diktiert wird (O: 147). Sie begründen diese 
Entscheidung damit, daß ein aktuelles Pro-
blem auch in seinem historischen Kontext und 
in seiner Entstehung gesehen werden muß, 
um verstanden zu werden, und daß der Stu-
dent daher einen großen Teil seiner Zeit da-
mit zuzubringen hat, Geschichte zu studieren, 
allerdings nur unter dem Gesichtspunkt, Wis-
sen zu sammeln für die Analyse eines fort-
dauernden übergeordneten Problems (O: 234 f.). 
Doch geht es den Autoren nicht nur darum, 
die Gegenwart als Ergebnis der Geschichte be-
greifbar zu machen. Denn neben dem Zugang 

von einem Problem her, das zum Thema ge-
macht wird (problem topic approach), haben 
sie noch einen zweiten Zugang gewählt über 
Krisen in der Geschichte (historical crisis 
approach) (O: 158 ff.). Nach diesem approach 
sollen Krisen, die geschichtliche Parallelen er-
lauben, auf nützliche Generalisierungen hin 
untersucht werden, die eventuell helfen kön-
nen, gegenwärtige Probleme besser zu erfas-
sen und zu erklären. Ziel soll jedoch auch hier 
nicht die Vermittlung von Geschichtswissen 
sein, sondern wiederum die Diskussion ak-
tueller Probleme. Diesem approach liegt die 
Annahme zugrunde, daß sich strittige Fragen 
an geschichtlich und geographisch entfernten 
Problemen rationaler diskutieren lassen und 
daß es keine Schwierigkeiten macht, die ge-
wonnenen Ergebnisse dann auf eigene Streit-
fragen zu übertragen.
Es ist wohl nach wie vor umstritten, ob es 
möglich und sinnvoll ist, in der Geschichte 
Gesetzmäßigkeiten zu finden, die den Ver-
gleich verschiedener geschichtlicher Phasen er-
lauben, den Vergleich historischer Phäno-
mene, die sich möglicherweise vor einem ganz 
andersgearteten sozioökonomischen Hinter-
grund abspielen. Wieweit der Transfer der 
— an einer in der Vergangenheit liegenden 
Krise — gewonnenen Erkenntnisse auf heutige 
amerikanische Probleme in dem H. P. gelungen 
ist, soll anhand der Beispiele beleuchtet wer-
den.
Noch eine Voraussetzung ist für die Anwen-
dung beider Zugänge vonnöten, die hier ge-
nannt werden muß (O: 13 f.). Zwar erheben 
die Autoren den Anspruch, einen analytischen 
und kritischen Zugang entwickelt zu haben, 
aber sie fordern sehr bald, daß der Student, 
wenn er frühestens im 7. Schuljahr mit dem 
„jurisprudential curriculum" konfrontiert 
wird, einmal bereits beschreibendes Wissen 
besitzen muß über die amerikanische Kultur 
und über die Kultur von Ländern, die der ame-
rikanischen entgegenstehen. Und er muß sich 
den grundlegenden Idealen der amerikani-
schen Gesellschaft, die der demokratischen Tra-
dition westlicher Zivilisation entspringen, ver-
pflichtet fühlen. Zum anderen muß er das all-
gemeine sozialwissenschaftliche Vokabular 
kennen, das man braucht, um über Streitfragen 
zu reden und um die amerikanische Gesell-
schaft zu verstehen(l).
Um es deutlicher zu sagen: Wie die politische 
Sozialisationsforschung gezeigt hat, haben die 
Kinder die amerikanischen Ideale und Glau-
benssätze zu diesem Zeitpunkt längst verinner-
licht. Sie sind in der Regel bereits „gute De-
mokraten“, die jedoch eventuell zu diesem 
Zeitpunkt anfangen, Gelerntes in Frage zu stel-



len. Die Diskussion zentraler gesellschaftlicher 
Konflikte wird daher sicherlich bei ihnen auf 
großes Interesse stoßen. Das H. P. erweckt den 
Anschein, daß es sich mit solchen Konflikten 
auseinandersetzt; es fängt dadurch möglicher-
weise freiwerdendes kritisches Interesse auf 
und lenkt es in ungefährliche Bahnen, so daß 
es ohne konkrete Folgen bleibt. Da es den Au-
toren offensichtlich weder um die Vermittlung 
von Konfliktlösungsmechanismen noch über-
haupt um aktives Engagement geht, zeichnet 
sich die Gefahr ab, daß das Projekt dazu bei-
trägt, daß die in der amerikanischen Gesell-
schaft derzeit zutage tretenden Ungerechtig-
keiten hingenommen und damit eventuell so-
gar gefestigt werden. Diese Befürchtung soll 
anhand der Hefte selbst überprüft werden.
Vom Schema her sind alle Hefte gleich aufge-
baut: Jedes Heft enthält verschiedene Lese-
stücke über ein Problem oder mehrere ge-
sellschaftliche Konflikte. Die Texte beschreiben 
wahre oder fiktive Begebenheiten und Charak-
tere und ihr jeweiliges Verhalten. Am Schluß 
einer Lektion muß der Student (in den USA 
wird der Ausdruck „Schüler" [pupil] nicht mehr 
gebraucht, sondern einheitlich nur noch „Stu-
dent"; hier werden Schüler und Student syno-
nym verwandt) zunächst Fragen beantworten, 
die zeigen, daß er die wichtigsten Informatio-
nen verstanden und behalten hat. Von Zeit 
zu Zeit erscheinen unter dem Titel „Persisting 
Questions of History" bzw. „Persisting Ques-
tions of Modern Life“ (bleibende Fragen der 
Geschichte bzw. des modernen Lebens) Fragen, 
die den Studenten zum Nachdenken anregen 
sollen und an denen der beschriebene Diskus-
sionsprozeß geübt werden soll. Am Ende des 
Heftes gibt es eine Lektion (Review, Reflec-
tion, Research = Rückblick, Nachdenken, For-
schung), die verschiedene Möglichkeiten vor-
schlägt, um das Problem in einen größeren Zu-
sammenhang zu stellen. Jedes Heft wird von 
zwei Seiten „teaching instructions" und zwei 
Seiten „tests“ begleitet. Ein „general teacher's 
guide" von 14 Seiten gibt dem Lehrer Erklä-
rungen zur Unterrichtsform. Das Heft „Taking 
a Stand" beschreibt für die Schüler die Ele-
mente der Diskussion mit einigen Beispielen, 
an denen sie den Dialog einüben sollen. Die 
in den 20 Heften behandelten Themen sind 
folgende:
1. Status: Achievement and Social Values
2. The American Revolution: Crisis of Law 
and Change
3. The Railroad Era: Business Competition 
and the Public Interest
4. Taking a Stand: A Guide to Clear Discus-
sion of Public Issues

5. Religious Freedom: Minority Faith and 
Majority Rule
6. The Rise of Organized Labor: Worker 
Security and Employer Rigths
7. The Immigrant's Experience: Cultural 
Variety and the „Melting Pot“
8. Negro Views of America: The Legacy of 
Oppression
9. Municipal Politics: Interest Groups and the 
Government
10. The New Deal: Free Enterprise and Public 
Planning
11. Rights of the Accused: Criminal Proce-
dure an Public Security
12. The Lawsuit: Legal Reasoning and Civil 
Procedure
13. Cummunity Change: Law, Politics, and So-
cial Attitudes
14. Colonial Kenya: Cultures in Conflict
15. Communist China: Communal Progress 
and Individual Freedom
16. Nazi Germany: Social Forces and Perso-
nal Responsibility
17. 20th Century Russia: Agents of the Revo-
lution
18. The Civil War: Crisis in Federalism
19. Race and Education: Integration and Com-
munity Control
20. Science and Public Policy: Uses and Con-
trol of Knowledge.
Zur Veranschaulichung seien hier zwei der 
Hefte vorgestellt, von denen das eine für den 
Sozialkunde-Unterricht in Deutschland von be-
sonderer Relevanz ist und dem „historical 
crisis approach“ zuzuordnen ist, und das an-
dere vom „problem topic approach“ ausgeht 
und Rassenprobleme behandelt, die wohl zu 
den heikelsten Themen gehören, die im Social-
Studies-Unterricht in den USA angeschnitten 
werden können.
Das erste behandelt „Nazi-Deutschland: Ge-
sellschaftliche Kräfte und persönliche Verant-
wortung":
In den Richtlinien für den Lehrer heißt es, daß 
Nazi-Deutschland einen adäquaten Rahmen ab-
gibt, um im Hinblick auf den Krieg in Vietnam 
folgende Fragestellungen zu behandeln: „Kann 
ich (als Amerikaner) für die Zerstörung in 
Vietnam persönlich verantwortlich gemacht 
werden, entweder als Soldat oder aber als ein 
einfacher Bürger, der schweigt? Wenn mein 
Gewissen mir sagt, daß Gesetze mich zwingen, 
unmoralisch zu handeln, habe ich dann das 
Recht oder gar die Pflicht, däs Gesetz zu bre-
chen oder mich meinen Vorgesetzten zu wider-
setzen? Rechtfertigen bestimmte Ziele wie die 



nationale Sicherheit oder die Selbstbestim-
mung den Gebrauch eines jeden Mittels, wie 
z. B. Napalm, Entlaubung usw.? Wieviel Macht 
sollte der Kongreß oder das Volk an die Exe-
kutive delegieren? In welchem Grade sind 
gesellschaftliche Probleme Ergebnis sozioöko-
nomischer Kräfte bzw. wieweit sind indivi-
duelle Entscheidungsträger verantwortlich?"
Das Heft enthält eine Fülle von Erzählungen 
und Berichten persönlicher Art über Erlebnisse 
von Bürgern und Familien:
1. Drei kurze Schilderungen, die die Dimen-
sion abstecken von der Hoffnung, daß die Na-
tionalsozialisten und Hitler Deutschland aus 
Arbeitslosigkeit und Verzweiflung führen kön-
nen, bis zum Entsetzen eines deutschen Bürger-
meisters nach dem Krieg, als er mit dem Aus-
maß der Vernichtungspolitik in Konzentra-
tionslagern konfrontiert wird und Selbstmord 
begeht (1 Seite);
2. Ernst Töllers Erfahrungen beim Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges (7 Seiten);
3. Die Weimarer Republik, Probleme der mi-
litärischen Niederlage, des wirtschaftlichen 
Chaos' und der politischen Konflikte (9 Sei-
ten);
4. Hitler und die Nazis während der Spät-
phase der Weimarer Republik (5 Seiten);
5. Halberg, eine Kleinstadt, wird durch die 
Wahlen vom Juli 1932 nationalsozialistisch 
(19 Seiten);
6. Hitler wird Führer (6 Seiten);
7. Konzentrationslager, Folterungen einerseits 
und die Verteidigungsrede von Rudolf Höß 
(Auschwitz-Kommandant) andererseits (8 Sei-
ten).
In der abschließenden Lektion (3 Seiten) wer-
den vier Fragenkomplexe behandelt:
a) Untersuchung des persönlichen Verhaltens 
unter politischem Druck;
b) die Frage, ob die Deutschen den National-
sozialismus wollten;
c) die Frage, ob es positive Seiten an Hitlers 
Politik gab;
d) zum Thema Staatsfeinde; das Problem der 
Loyalität.
An drei Kapiteln soll verdeutlicht werden, wie 
die sich an die Lektionen anschließenden „Per-
sisting Questions of History" aussehen:

Zu 4.:
Nachdem Fragen über das Parteiprogramm und 
über die Verantwortlichkeit von Parteimitglie-
dern für Programm und Aktionen der Partei 
gestellt worden sind, behandelt die dritte

Frage das Thema „Herrenrassen — Groß-
mächte“ folgendermaßen:
„Die Geschichte hat gezeigt, daß Menschen 
gemeinhin glauben, ihre eigene soziale oder 
nationale Gruppe sei anderen überlegen. Hit-
ler sprach von der Überlegenheit der arischen 
Rasse. Amerikaner sprechen von der Überle-
genheit des .American Way of Life'. Um den 
Wert ethnischer Gruppen oder ganzer Zivili-
sationen bestimmen zu können, diskutiere die 
Wichtigkeit verschiedener möglicher Kriterien, 
wie Grad der Industrialisierung und der wirt-
schaftlichen Prosperität, Grad der persönlichen 
Höflichkeit und des ethischen Verhaltens, mili-
tärische Stärke, Leistungen in Wissenschaft 
und Kunst, Form der Regierung; nationale 
Opfer, um minderbemittelten Gruppen zu hel-
fen.
In welchem Ausmaß ist es nützlich (welch 
eine Kategorie!) zu entscheiden, daß andere 
Menschen oder Nationen .besser' oder ande-
ren .überlegen' (superior) sind? Sollte man 
andere Völker nur als .anders' (different) be-
trachten, anstatt sie als niedriger oder höher-
wertig auf bestimmten Wertskalen einzustu-
fen? Teste Deine Methode der Wertung, indem 
Du die Weimarer Republik und die gegenwär-
tigen USA vergleichst."

Zu 5.:
In diesem Kapitel wird das Leben der Familie 
Barten aus Halberg zwischen 1930 und Juli 
1932 geschildert. Die Mutter ist Hausfrau und 
unpolitisch, der Vater ein geachteter Geschäfts-
mann, vom Elternhaus her Sozialdemokrat, je-
doch mehr ein Mitläufer. Die drei Kinder sind 
zwischen 12 und 16 Jahre alt. Sie kommen 
durch Schule und Jugendorganisationen mit 
der Politik in Berührung, während der Vater 
durch die Forderung der Nazis, nicht mehr an 
Juden zu verkaufen, mit dieser konfrontiert 
wird. Er hatte es einmal abgelehnt, national-
sozialistische Plakate in seinem Schaufenster 
auszuhängen. Man hatte es ihm in der Nacht 
darauf zerschlagen. Die polizeilichen Ermitt-
lungen blieben ergebnislos, die Machtverhält-
nisse in der Stadt wurden damit schon vor 
den Kommunalwahlen deutlich. Nach diesem 
Ereignis bangte er um das Wohl seiger Familie 
und stellte mit Bedauern den Verkauf an seine 
besten Kunden, einige Juden, ein.
In den anschließenden „bleibenden Fragen" 
werden die Schüler aufgefordert, darüber zu 
urteilen, ob Herr Barten richtig gehandelt hat. 
Indem sie ihre Meinung zu dieser Frage recht-
fertigen, sollen die Schüler gleichzeitig zu drei 
verschiedenen Analogien Stellung nehmen.
In der ersten geht es um ein überfülltes Le-
bensrettungsboot. Der erste Matrose fordert 



die beiden schwersten Männer auf, über Bord 
zu springen, um das Leben von 17 anderen 
Passagieren zu retten, 12 davon Frauen und 
Kinder. Frage an die Schüler: Sollen die bei-
den Männer springen?

In der zweiten Analogie beobachtet ein Junge, 
wie Klassenkameraden in ein Geschäft einbre-
chen. Die Gruppe entdeckt, daß er der einzige 
Zeuge ist und droht ihm derbe Prügel an, falls 
er der Polizei etwas erzählt. Am nächsten Tag 
wird er von der Polizei verhört. Soll er die 
Wahrheit sagen?

Die dritte Analogie schildert, daß jüngere 
Schüler von älteren Schülern einer anderen 
Nationalität provoziert und geschlagen wer-
den und daß dies von einem neuen Klassen-
kameraden der älteren Schüler miterlebt wird. 
Der Neue fühlt, daß dies falsch ist, glaubt 
jedoch, die Freundschaft seiner Kameraden zu 
verlieren, wenn er eingreift. Sollte er trotzdem 
versuchen, den Kampf zu stoppen?

Im Anschluß an diese Analogien steht die 
Frage: In welcher Weise unterscheiden sich 
bzw. ähneln diese Analogien dem Fall Barten. 
Die Schüler werden aufgefordert, eine gene-
relle Position zu entwickeln, die ihnen hilft zu 
entscheiden, wann man von jemandem erwar-
ten kann, ein Opfer zu bringen, um anderen zu 
helfen oder um soziale Ungerechtigkeiten zu 
korrigieren.

Zu 7.:
Das zentrale Verteidigungsargument von 
R. Höß ist die Berufung auf den Befehl, den 
er erhalten hat. In den „Persisting Questions" 
werden die Kinder über das Prinzip der Be-
fehlsverweigerung zur Vermeidung „ernsthaf-
ten moralischen Unrechts" informiert, das im 
Nürnberger Prozeß aufgestellt worden ist. Sie 
sollen mit diesem Wissen anhand von zwei 
Analogien entscheiden, ob es richtig war, Höß 
trotz der Berufung auf den ihm erteilten Be-
fehl zum Tode zu verurteilen.

Die Analogien handeln von zwei Fliegern in 
Vietnam, „Vorwärts-Verteidigern", die aus 
der Luft Vietcong-Aktivitäten kontrollieren, 
melden und in Übereinstimmung mit dem Be-
fehlshaber des Bereiches den Angriffsbefehl 
erteilen. Der eine Pilot war vom Dienst su-
spendiert worden, weil er sich nach einer sol-
chen Aktion, bei der unschuldige Zivilisten 
getötet worden waren, als schuldig bezeichnet 
hatte. Da die „Vergeltungsaktion" von Zerstö-
rern von tobender See aus unternommen wor-
den war, hatte man die Ziele nicht so genau 
treffen können. Der zweite Flieger hatte den 
Befehl erhalten, die Artillerie gegen ein Dorf 

zu richten, weil dort drei Vietcong ausgemacht 
worden waren. Da er außer Zivilisten nieman-
den entdecken konnte, meldete er dies dem 
leitenden Kommandanten, erhielt jedoch den 
erneuten Befehl. Er befolgte ihn, ließ die Ar-
tillerie jedoch daneben schießen, so daß nie-
mand getötet wurde.
Hierzu werden in dem Heft nochmals Fragen 
an die Schüler gestellt: Meinst Du, daß der 
erste Pilot bestraft werden sollte, weil er sei-
ner Pflicht ausgewichen ist (er hatte sich als 
schuldig bezeichnet!), oder der zweite, weil er 
den Angriff vorsätzlich fehlgeleitet hat?
In welcher Weise ist der jeweilige Angel-
punkt in ihren Situationen ähnlich und auch 
verschieden von dem Sachverhalt im Fall Ru-
dolf Höß?
Um die Vergleichsmöglichkeiten mit dem I. P. 
zu verbessern und um die Basis für die Kritik 
am H. P. noch zu vergrößern, sei hier ein 
zweites Heft kurz vorgestellt: „Ansichten von 
Negern über Amerika: Erbschaft der Unter-
drückung".
Die wichtigsten Fragen für diese Einheit lau-
ten: „Sind Neger vom Wesen her anders als 
Weiße? Sollte man von den Negern der städ-
tischen Ghettos erwarten, daß sie sich an 
ihrem eigenen Schopf aus dem Elend ziehen? 
Fühlen sich Neger als minderwertige Rasse? 
Wer sollte die Verantwortung für die Lösung 
von Problemen der Rassenbeziehungen tragen? 
Welches ist die effektivere Antwort auf die 
Probleme der Neger: Integration der Rassen 
oder „Black Power"?"
Die Abfolge der dargestellten Themen sieht so 
aus:
1. Ein berühmter Neger erzählt, was es be-
deutet, Sklave zu sein.
2. In den dreißiger Jahren erinnert sich ein 
früherer Sklave an seine Sklavenzeit.
3. In den zwanziger Jahren wehrt sich ein 
junger Neger gegen Unterdrückung.
4. Eine Negerfamilie steht vor dem Problem, 
ein Haus in einer weißen Nachbarschaft zu 
kaufen.
5. Ein junger Schwarzer, Boß einer Gang, be-
schreibt einen Streifzug durch die Straßen von 
Harlem.
6. Ein junger Neger erzählt einem Senator, 
wie er den Sprung aus dem Ghetto in Watts 
nach Harvard schaffte.
7. Statistiken beschreiben die vergleichbare 
Position von anderen Nichtweißen in den USA.
8. Drei Theorien, die rassische Unterschiede 
zu erklären versuchen.



9. Ein schwarzer Millionär schlägt Negern vor, 
etwas zu entwickeln, was die Leute gern kau-
fen würden.
10. Radikale Ansichten zeitgenössischer 
schwarzer Führer.
Ein Beispiel sei gebracht, über welche Fragen 
die Kinder diskutieren sollen:
„Ein 35jähriger Schwarzer hat sechs Kinder. Er 
heiratete mit 20 Jahren, mit 16 hatte er die 
Schule vorzeitig verlassen, weil sie zu lang-
weiligwar, und seitdem als ungelernter Arbei-
ter in vielen verschiedenen Berufen gearbeitet. 
Er hat zusammen mit seiner Frau und den Kin-
dern vier Räume, denn er verdient nicht genug, 
um sich ein besseres Leben zu ermöglichen. 
Die Kinder haben nie genügend warmes Zeug 
oder genug zu essen.
Ist es richtig, daß die Kinder nicht ausreichend 
zu essen und anzuziehen haben, nur weil der 
Vater nicht ehrgeizig (!) genug ist? Was sollte 
die Gesellschaft oder die Regierung in so 
einem Fall tun, falls Du der Meinung bist, daß 
sie etwas tun sollte. Hier sind einige Möglich-
keiten: Der Vater sollte (mit Gefängnis oder 
anderen Mitteln) bestraft werden; solche Leute 
sollten in Ruhe gelassen werden; man sollte 
ihnen geben, was sie brauchen, z. B. Lebens-
mittel, Zeug, Schutz und medizinische Betreu-
ung; man sollte ihren Ehrgeiz erhöhen, indem 
man von ihnen verlangt, Kurse zu belegen, um 
ihr Streben, voranzukommen, zu verbessern. 
Diskutiere, welche Methode Du bevorzugst.“ 
Bei einer ersten Konfrontation mit den The-
men und Fragestellungen der Hefte mag man 
erstaunt sein, wie weitreichend sie sind. Tabus 
werden aufgegriffen, lang gehegte amerika-
nische Ideale in Frage gestellt. Bei einer ge-
naueren Überprüfung erweist sich jedoch, daß 
die Fragestellungen im Hinblick auf eine Dis-
kussion gesellschaftlich relevanter Probleme 
größtenteils verfehlt sind. Wie die Fragen in 
den Lehrerrichtlinien für Nazi-Deutschland 
und die besonders dazugehörigen Beispiele — 
das Verhalten des Herrn Barten und der US-
Flieger in Vietnam, aber auch die Fragen zur 
Notlage der Neger — zeigen, werden Konflikte 
personalisiert. Das Elend der Negerfamilie 
liegt am mangelnden Ehrgeiz des Vaters. Nach 
gesellschaftlichen Ursachen wird nicht gefragt. 
Daß z. B. die „drop-out-rate" (vorzeitiges Ver-
lassen der Schule) bei den Negern besonders 
hoch liegt, erfährt der Leser nicht, geschweige 
denn warum. Als Einzelperson ist Herr Barten 
machtlos dem Druck einer ihm gegenüberste-
henden organisierten, brutalen Partei ausge-
setzt.
Auch bei den beiden US-Soldaten geht es in 
dem jeweilig offensichtlich einmaligen Fall 

darum, daß sie persönlich zu entscheiden ha-
ben, wie sie handeln müssen. Ihre Fälle wer-
den ganz am Schluß des Heftes behandelt. Wie 
jedoch aus den leitenden Fragestellungen an 
den Lehrer zu schließen ist, sollen am Beispiel 
Nazi-Deutschlands, ohne daß die Schüler es 
gleich wissen, Probleme, die durch den Viet-
namkrieg aktuell sind, diskutiert werden. Wie 
die Darstellungen des Heftes insgesamt, ma-
chen auch die Geschichten der beiden Ameri-
kaner in Vietnam deutlich, daß der Krieg als 
solcher nicht in Frage gestellt wird. Da er 
existent ist, ist er vorgegebenes Geschehen. 
Derlei „Konflikte“ gehören eben offensicht-
lich „natürlicherweise" zur pluralistischen Ge-
sellschaft dazu. Die Frage kann daher nur sein, 
ob der Krieg im Einzelfall vielleicht zu grau-
sam geführt wird, ob man nicht doch besser 
die Anwendung von Napalm vermeiden sollte, 
etc. Warum es zu diesem Krieg gekommen ist, 
kann nicht analysiert werden, weil die Ausein-
andersetzung mit ihm nicht im Mittelpunkt 
steht, sondern nur immanent am Beispiel Nazi-
Deutschlands geführt wird. Aber auch für die 
Behandlung Nazi-Deutschlands fehlen die Ana-
lysen. Warum konnte es zur Errichtung der 
Diktatur kommen? Wer hat Hitler finanziell 
unterstützt? Das wiederum sind Fragen, die 
den Autoren unwichtig erscheinen mögen, weil 
es nicht in erster Linie um das Dritte Reich 
geht, sondern um den Krieg in Vietnam. An 
diesen Ausführungen wird deutlich, daß die 
Autoren den „historical crisis approach’ nur 
benutzen konnten, weil ihre Beispiele völlig 
losgelöst vom sozioökonomischen Hintergrund 
abgehandelt werden und weil sie rein auf 
einer persönlichen moralisch-ethischen Ebene 
verbleiben. Was das damit zusammenhängende 
Problem des Transfers, die Übertragbarkeit 
des Gelernten, betrifft, so sollen die Analogien 
zum Fall Barten beleuchtet werden. Besonders 
die erste Analogie vom Rettungsboot ist über-
haupt nicht geeignet, gesellschaftliche Pro-
bleme in ihrer tatsächlichen Dimension ins 
Blickfeld zu bekommen, da es in ihr um ein 
nur durch das Opfer des eigenen Lebens zu be-
einflussendes Schicksal geht, das politisch gar 
nicht gestaltet werden kann. Die beiden ande-
ren Analogien wollen den Schluß nahelegen, 
daß es in der Politik um Werte wie Wahrheit 
und menschliche Anständigkeit geht und nicht 
um die Durchsetzung von Interessen. Am Bei-
spiel des Rettungsbootes soll noch ein ande-
rer schwerwiegender Kritikpunkt klargemacht 
werden. Es war bereits hingewiesen worden 
auf die Gefahr, daß eine vordergründige Be-
handlung von Konflikten, wie sie im H. P. vor-
liegt, dazu beitragen kann, daß Ungerechtig-
keiten hingenommen und dadurch noch gefe-
stigt werden. Diese Befürchtung wird durch die 



Hefte verstärkt. Die Geschichten und die dazu 
gehörigen Fragen berühren größtenteils solche 
Grenzsituationen, daß Kinder ihnen gegenüber 
nur Ohnmacht empfinden können. Selbst 
Erwachsene können nicht entscheiden, ob die 
beiden angesprochenen Männer ihr Leben zu-
gunsten der 17 anderen Passagiere opfern müs-
sen. Weder diese Frage noch die „Entschei-
dung", die Herr Barten zu treffen hatte, kann 
rechtlich gelöst werden, wie das „jurispru-
dential curriculum" es doch vom Anspruch 
her verlangt. Da Handlungsalternativen 
in vielen der Fälle nicht aufgezeigt werden, 
kann das Ergebnis nur eine große Verunsiche-
rung der Kinder sein oder bestenfalls eine 
Schicksalsgläubigkeit der Art, „man kann ja 
doch nichts ändern". Daß es den Autoren nicht 
um Problemlösung geht, war bereits gesagt 
worden und wird hieran nochmals bestätigt. Es 
läßt sich jetzt sogar der Schluß ziehen, daß 
staatsbürgerliche Aktivitäten geradezu ge-
lähmt werden. Im Fall der Negerfamilie steht 
sogar zur Debatte, ob überhaupt die Regierung 
etwas gegen die Not tun sollte bzw. die Ge-
sellschaft. übrigens: Wer sind eigentlich die 
Gesellschaft oder die Regierung? Davon wird 
den Kindern keine Vorstellung vermittelt. Daß 
die aufgezeigten „Methoden" zur „Bekämp-
fung" des Elends der Familie, geschweige denn 
des amerikanischen Rassenproblems ohnehin 
inadäquat sind, braucht wohl nicht besonders 
betont zu werden. Die didaktische Konzeption 
hat über das Transferproblem hinaus noch 
einen gravierenden Mangel. Affektives Ziel 
der Autoren war, Einstellungen moralischer 
und ethischer Art beim Schüler zu erreichen. 
Doch zu welchem Zweck und in welche Rich-
tung? Von manchem Lehrer vielleicht als Pro-
sitivum betrachtet, liegt hier m. E. eine emi-
nente Schwäche des H. P. Ziel und Zweck der 
jeweiligen Diskussion werden ganz dem Leh-
rer überlassen. Es kann den Dialog in eine 
progressive Richtung lenken, die von den 
Autoren wahrscheinlich intendiert ist. Aber da-
zu müßte er dringend entsprechendes zusätz-
liches Material beibringen, wenn die Schüler 
sich selbst eine Meinung bilden sollen. Denn 
in der Regel werden Schüler zwischen 13 und 
16 nicht über die notwendigen Informationen 
verfügen, um beispielsweise der Aufforderung 
nachkommen zu können, die USA und die 
Weimarer Republik hinsichtlich ihrer militä-
rischen Stärke bzw. des Grades der persön-
lichen Höflichkeit und des ethischen Verhal-
tens (welche Kriterien!) zu vergleichen. Eine 
Frage, die sich darüber hinaus hieran knüpft, 
ist, ob derlei Aufforderungen nicht ohnehin 
viel zu pauschal und schwierig sind. Aufgaben 
von zu großen Schwierigkeitsgraden sind ent-
mutigend. Bleibt die Frage, wohin die Beant-

wortung führen soll. Einerseits sollen Weimar 
und die USA verglichen werden, andererseits 
werden Nazi-Deutschland und die USA auf 
eine Ebene gestellt. Mehrdeutigkeiten, die auf-
grund mangelnder Information und fehlender 
Materialien möglich sind, gestatten auch einem 
konservativen Lehrer, mit den Heften zu ar-
beiten und die Diskussion in die von ihm ge-
wünschte Richtung zu lenken, denn selbst die 
eigene Position, die der Schüler beziehen soll, 
wird in jeder Hinsicht offen gelassen.

Das Indiana Projekt

Anders als im H. P., deren Autoren ein rein 
affirmatives Pluralismusverständnis haben, 
sprechen die Autoren des I. P. von den Ver-
einigten Staaten als einer pluralistischen Ge-
sellschaft, die das Recht zu Nonkonformität 
und Abweichung, solange diese vertretbar sind 
(reasonable), einbegreift19 ) (P: 3). Da das In-
dividuum in der amerikanischen Gesellschaft 
von verschiedenen Faktoren sozialisiert wird, 
ist es offen, auch miteinander in Konflikt lie-
gende Werte zu lernen. Mehrheitsprinzip und 
Minderheitenrechte spielen daher eine ent-
scheidende Rolle im Pluralismusverständnis 
der Autoren20 ) (M: 37). Ein wichtiges Kenn-
zeichen der amerikanischen Demokratie ist 
nach Meinung der Autoren gleichzeitig immer 
politische Stabilität gewesen. Sie beruht vor 
allem auf der generell positiven öffentlichen 
Einstellung zu Regierung, politischer Autorität, 
Gesetz und dem amerikanischen politischen Sy-
stem allgemein. Dazu gehören nach ihrem Ver-
ständnis der Wille zur praktischen Teilnahme 
und die Überzeugung, daß diese politisch 
effektiv ist (P: 6 f.). Die politische Sozialisa-
tionsforschung hat herausgefunden, daß Col-
lege graduates (Studenten mit dem Abschluß 
B. A.) noch geneigter als High-School-Absol-
venten (etwa Abiturienten) sind, die Forde-
rungen der Bill of Rights ganz zu akzeptieren 
(P: 33).

19) National Council for the Social Studies, Re-
search Bulletin No. 3: John J. Patrick, Political So-
cialization of American Youth: Implications for Se-
condary School, Social Studies, A Review of 
Research, Washington, D. C. 1967. Diese Broschüre 
ist als das erste „occasional paper“ der Autoren 
des Indiana Projektes verfaßt worden, um die Vor-
aussetzungen, von denen sie in der Erstellung ihres 
Curriculums ausgehen, offenzulegen, Zitierweise: 
(P:3).
20) Howard D. Mehlinger, The Study of American 
Political Behavior, Indiana University, Dec. 1967. 
Dies ist das 2. „occasional paper". Zitierweise (M: 
37) (unpublished paper).

Die Autoren, die sich als liberale Demokraten 
verstehen, sehen in den Idealen, wie sie in 
der Bill of Rights verkörpert sind, den Ur-
sprung für die kontinuierliche Kraft und Vita-



lität der amerikanischen Gesellschaft (P: 66). 
Als besonders positiv nennen sie individuelle 
Rechte, Freiheit und Chancengleichheit. Sie 
sehen es als ein Stück Verwirklichu

22

ng von 
Chancengleichheit und als Verpflichtung an, 
auch den ärmeren Schülern, die vielleicht nicht 
einmal zwölf Jahre zur Schule gehen, Gele-
genheit zu geben, an den Erkenntnissen der 
neueren politikwissenschaftlichen Forschung 
teilzunehmen (M: ). Es geht ihnen dabei dar-
um, allgemein die politische Sozialisation ame-
rikanischer High-School-Studenten durch for-
male politische Erziehung zu verbessern (P: 18). 
Sie verweisen in diesem Zusammenhang bei-
spielsweise darauf, daß zwar rd. 95 % der ame-
rikanischen Bevölkerung die generellen Prin-
zipien der Bill of Rights befürworten, in kon-
kreten Fällen jedoch oft mehr als die Hälfte 
der Interviewten die Umsetzung dieser Prin-
zipien, z. B. die Anwendung von Bürgerrechten 
auf Kommunisten, strikt ablehnt21 ) (R: 26). Die 
Autoren wollen zur Politisierung der Massen 
beitragen. Es ist allerdings auch eine ihrer 
Sorgen (vgl. H. P.), wie sie dies tun können, 
ohne durch die Vermittlung kritischer Unter-
sudmngsmethoden (critical inquiry) die Loya-
lität zum amerikanischen politischen System zu 
unterminieren und so etwa zu politischem Auf-
ruhr beizutragen (P: 65). Andererseits geht es 
ihnen aber gerade nicht um das Auswendig-
lernen von Verantwortlichkeit und Pflichten 
des amerikanischen Bürgers, sondern darum, 
dem Schüler anhand von vielen Beispielen aus 
dem Schulleben selbst 22) und aus der Gesell-
schaft die Möglichkeiten, sich seine Rechte — 
demokratisch — zu erkämpfen, aufzuzeigen, 
also ihm ein Gefühl für seine eigene mögliche 
politische Macht zu vermitteln, falls er bereit 
ist, sich zu engagieren und unter Wahrung der 
!21) Leroy N. Rieselbach, The Behavioral Approach 
to the Study of Politics: An Overview, Indiana Uni-
yersity, May 1969, „Occasional Paper No. 3", Zi-
tierweise (R: 26) (unpublished paper).
22) Das High School Curriculum Center in Govern-
ment hat bereits mit der Entwicklung neuer Curri-
culummaterialien für das 12. Schuljahr begonnen, 
die anstelle der bisherigen government courses tre-
ten sollen. Die Materialien sollen „American and 
Comparative Political Systems“ behandeln. Ihr 
Ansatz wird im „Occasional Paper No. 4" sichtbar: 
Judith A. Gillespie and Allen D. Glenn, Politics 
and Participation. An Alternative Approach to the 
Study of Politics and Government in Senior High 
Schools, Indiana University, April 1971. Als poli-
tisches System wird u. a. auch die Schule begriffen. 
Um der Frustration der jungen Leute, die von allen 
wesentlichen Entscheidungen ausgeschlossen sind, 
zu begegnen, verspricht das „Politics and Participa-
tion program" zahlreiche Lernerfahrungen aufzu-
nehmen, die die praktische Anwendung des Wis-
sens und der Fähigkeiten, die im Unterricht er-
lernt werden, erlauben. Die Schule selbst soll als 
politisches Experimentierfeld dienen, da die Stu-
denten über Schulpolitik mitentscheiden sollen.

demokratischen Spielregeln zusammen mit 
einer gleichgesinnten Gruppe politisch aktiv 
zu werden.
Das Verständnis der Autoren von politischer 
Sozialisation umfaßt also einerseits die Siche-
rung der Stabilität des gegebenen demokrati-
schen pluralistischen Systems, andererseits 
gleichwohl die Veränderung der politischen 
Wirklichkeit zugunsten von mehr Chancen-
gleichheit, mehr Gerechtigkeit, mehr indivi-
dueller Freiheit auch für heute in dem System 
Unterprivilegierte. Dies soll weiter unten an 
Beispielen verdeutlicht werden.
Schon das Demokratieverständnis scheint mir 
damit weiter zu sein als das der Harvard-
Autoren. Auch wenn die Indiana-Autoren die 
Notwendigkeit politischer Stabilität betonen 
und den gesellschaftlichen Grundkonsens und 
die demokratischen Spielregeln nicht in Frage 
stellen, scheinen sie doch einzelne Werte, wie 
Nonkonformität und Chancengleichheit, mehr 
in den Vordergrund zu stellen und auch die 
Notwendigkeit für aktive Veränderungen in 
dieser Richtung stärker zu sehen, während das 
Hauptziel des H. P. in erster Linie auf Anre-
gung zur Reflexion hinausläuft.
Die Autoren haben daher auch nicht nur ein-
zelne „units" (thematische Lehreinheiten) ent-
wickelt, die man, wie im Fall des H. P., über-
all in der High School in die althergebrachten 
Kurse einbringen kann, sondern sie haben 
einen ganzen zweisemestrigen Kurs entworfen, 
der fünf aufeinander aufbauende „units* ent-
hält. Der gesamte Kurs soll die bisherige Form, 
„civics" (Staatsbürgerkunde) zu unterrichten, 
ersetzen, jedoch unter Beibehaltung der tradi-
tionellen „objectives“ (der spezifischen Ziel-
vorstellungen für den Social-Studies-Unter-
richt), d. h., Ziel des Unterrichts ist nach wie 
vor die Erziehung eines demokratischen Staats-
bürgers. Der neue Kurs unterscheidet sich je-
doch in Inhalt und Perspektive, im pädagogi-
schen Zugang und in dem, was von Lehrern 
und Schülern verlangt wird (M: 23). Geändert 
hat sich vor allem der „approach". Definiert 
man den formal als „social Science approach* 
gekennzeichneten wissenschaftlichen Zugang 
inhaltlich, so läßt er sich als „behavioral 
approach to the study of politics* klassifizie-
ren, als ein Studium von Politik und Regierung 
unter dem Gesichtspunkt der politischen Ver-
haltensweisen von Individuen in der amerika-
nischen Demokratie.
Aus dem Demokratieverständnis der Autoren 
ergeben sich die affektiven Ziele, die das 
Indiana Projekt verfolgt (M: 37 ff.):
1. Steigerung des politischen Interesses und 
des Gefühls, politisch effektiv zu sein.



2. Verminderung des politischen Zynismus.
3. Vermehrte Anerkennung der Legitimität 
von speziellen Mehrheitsentscheidungen.
4. Konform zu dem unter 3. gesagten mehr 
politische Toleranz, vor allem gegenüber Min-
derheiten.
5. Mehr Bereitschaft, Pluralismus im politi-
schen Bereich anzuerkennen.
6. Abbau von Ethnozentrismus.
7. Eine wissenschaftlichere Haltung, wenn es 
um die Erklärung politischer Phänomene geht. 
Der Großteil dieser Ziele richtet sich auf Ein-
stellungen der Schüler, die allerdings sehr viel 
spezifizierter als beim H. P. angegeben wer-
den, m. E. dem angeführten „weiteren“ Demo-
kratieverständnis dieser Autoren entspre-
chend. Vor allem der erste Punkt weist über 
bloße Einstellungen hinaus darauf, daß das 
Curriculum auch zu staatsbürgerlicher Aktivi-
tät erziehen will und nicht nur zu Reflexion.
Aus dem Interesse an individuellen Verhal-
tensweisen ergibt sich der Kenntniskatalog 
(M: 32 ff.), den die Autoren dem Schüler ver-
mitteln wollen. Die Studenten sollen lernen, 
daß der Inhaber eines Amtes eine Rolle aus-
übt, wie er sie ausübt, da er als Inhaber von 
Rollen gewissen Zwängen unterliegt, und war-
um er sie ausübt. Warum beteiligt sich ein Teil 
der Amerikaner an jeder Wahl, ein anderer 
höchst selten? Wie gelingt es einigen Bürgern, 
Druck auszuüben, um strittige Fragen in ihrem 
Interesse zu entscheiden? Es geht den Autoren 
vor allem um ein vernunftbestimmtes, funktio-
nales Verständnis von Staatsbürgerschaft. Der 
Schüler soll anhand einiger zentraler Konzepte 
der politischen Wissenschaft ein Grundver-
ständnis erwerben, das ihm hilft, größere poli-
tische Erfahrungen zu sammeln, um Erfolg oder 
Mißerfolg politischer Verhaltensweisen ab-
schätzen zu können. Da die amerikanischen Er-
ziehungswissenschaften es bisher ablehnten, 
Kinder mit der harten Wirklichkeit zu befas-
sen, begründen die Autoren ihre dem entge-
genstehende Entscheidung wie folgt:
In den USA ist es der Deweyschen Tradition 23) 
zufolge üblich, auch nach den „Bedürfnissen 
und Interessen der Kinder" zu fragen, wenn 
man ein Curriculum plant und erstellt. Die 
Autoren des Indiana Projektes sind der Mei-
nung, daß auch ein Kind in einer demokrati-
schen Gesellschaft wissen muß, wie das poli-
tische System funktioniert. Sie gehen von der

23) John Dewey, Democracy and Education. An In-
troduction to the Philosophy of Education, New 
York 1916; John Dewey, Reflective Thinking, in: 
Edwin Fenton (ed.), a. a. O., S. 118—124.

Beobachtung aus, daß Kinder in ihren eigenen 
Spielen Macht ausüben und Konflikte lösen, 
und folgern, daß es keinen Grund gibt zu der 
Annahme, daß Kinder nicht interessiert seien 
zu erfahren, wie Politik, Konflikte und Macht-
ausübung miteinander verknüpft sind (M: 28).

Außerdem gehen sie aus von der schon mehr-
fach erwähnten Erkenntnis der Sozialisations-
forschung, daß Jugendliche etwa zwischen 12 
und 14 Jahren anfangen, einen politischen Ent-
idealisierungsprozeß durchzumachen und Poli-
tiker und ihre sonstige Umwelt kritisch zu be-
trachten (P: 10 f.).

Zur Analyse gesellschaftlicher Konflikte sollen 
dem Studenten durch den Unterricht außerdem 
eine Reihe von kognitiven Fähigkeiten vermit-
telt werden, die den Prozeß der Erkenntnis, der 
wissenschaftlichen Untersuchung (inquiry) be-
treffen (M: 35 f.), nämlich die Fähigkeit:
1. die Fragen zu stellen, die wichtige brauch-
bare Daten ergeben;
2. induktive Schlußfolgerungen aus diesen Da-
ten zu ziehen;
3. Generalisierungen zu finden, die plausibel 
sind;
4. Hypothesen zu bilden und diese zu testen;
5. begriffliche Modelle für Untersuchungen 
auszuwerten;
6. selbst Unterscheidungen treffen zu kön-
nen zwischen beschreibenden, erklärenden und 
vorschreibenden Aussagen;
7. normative Aussagen Und Wertentscheidun-
gen zu erkennen und zu beurteilen und von 
Aussagen über Tatsachen zu unterscheiden.

Im Gegensatz zu Harvard sind die im I. P. an-
gegebenen Zielvorstellungen, bis auf das ab-
strakte, nicht weiter definierte Ziel des demo-
kratischen Staatsbürgers, rein formal. Zur Be-
urteilung ist man daher auf das Studium der 
Materialien angewiesen. Festzustellen ist hier, 
daß die Punkte 2 bis 5 über die Ziele des 
H. P. weit hinausgehen. Sie könnten Grundlage 
sein für das Einüben forschenden Lernens, das 
das I. P. anstrebt. Es ist das Ziel, den Schülern 
die Grundlagen für logisches Denken und für 
empirische Untersuchungen beizubringen, in-
dem sie die dafür notwendigen Schritte immer 
wieder an neuen Fragen selbst üben, um sich 
so Problemkreise teilweise eigenständig zu er-
arbeiten (M: 55 f.).

Die Frage, die sich im Anschluß an die kogni-
tiven Ziele stellt, ist, ob Fünfzehnjährige nicht 
überfordert sind, wenn sie wissenschaftliche 
Grundbegriffe und Methoden lernen sollen. Die



Antwort des Psychologen Bruner 24 ) — bisher 
offensichtlich durch keine gegenteilige For-
schung widerlegt — lautet, daß man „jedem 
Kind auf jeder Stufe einer Entwicklung jedes 
Thema (subject) sinnvoll in ein

25
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redlichen Form vermitteln kann" )  (F: 88). 
Kriterium für die Auswahl des Stoffes soll 
sein, ob er wichtig und wertvoll für den er-
wachsenen Menschen ist. In diesem Sinne wer-
den die großen Streitfragen (issues), Prinzi-
pien und Werte als wichtig erachtet, denen die 
beständige Aufmerksamkeit der Mitglieder der 
Gesellschaft zuteil wird (F: 91).
Bruner ist der Überzeugung, daß die Vermitt-
lung solcher „issues" am besten mit Hilfe eines 
Strukturansatzes bewältigt werden kann, da 
dieser lernpsychologisch viele Vorzüge hat. 
Aufgabe des Curriculums ist es, die zugrunde 
liegenden Prinzipien und Theorien eines The-
mas zu erfassen, die
1. den Sachzusammenhang eines Problems 
verständlicher und interessanter machen, die
2. die Erinnerung an bestimmte Phänomene 
erleichtern, die
3. der beste Weg zu angemessenem Transfer 
des Gelernten, also zur Anwendung auch auf 
andere Problemstellungen sind und die
4. es am ehesten ermöglichen, die Kluft zwi-
schen grundlegenden und fortgeschrittenen 
Kenntnissen zu verkleinern (F: 85 f.).
In Anlehnung an Bruners Vorstellungen über 
Struktur haben die Autoren des I. P. nicht die 
Probleme selbst, sondern eine Disziplin, die 
politische Wissenschaft, in das Zentrum ihres 
Kurses gestellt. Sie definieren Struktur als 
einen „Weg", das vorhandene Wissen eines 
Gebietes zu organisieren, um es (das Wissen) 
weiter voranzutreiben. Da die Struktur ihrer 
Auffassung nach nicht als „Ding" verstanden 
werden kann, ist es auch nicht möglich, „die 
Struktur der politischen Wissenschaft" zu iden-
tifizieren; trotzdem kann man politische Wis-
senschaft strukturieren, da Struktur als gegen-
wärtig geläufige Theorie, die einige Wissen-
schaftler vertreten, verstanden wird, um das, 
was derzeit über ihr Wissenschaftsgebiet be-
kannt ist, zu ordnen (M: 44 f.).

24) Jerome S. Bruner, The Process of Education, 
New York 1960; Jerome S. Bruner, The Act of 
Discovery, in Edwin Fenton (ed.), a. a. O., S. 124 bis 
134. — So wie John Dewey seinerzeit „father of the 
Progressive School Movement" war, ist Jerome 
S. Bruner (der Dewey unserer Tage) „Vater" der 
auf der Struktur einer Disziplin aufbauenden Curri-
culumentwicklung.
25) Jerome S. Bruner, The Importance of Structure, 
in: Edwin Fenton (ed.), a. a. O., S. 82—96. Zitier-
weise (F: 88).

Die Autoren tun das, indem sie den Kindern 
eine Anzahl von „concepts" vermitteln, die da-
zu dienen sollen, Daten zu klassifizieren und 
einzuordnen und wissenschaftliche Untersu-
chungen zu leiten. „Konzepte" sind Kategorien, 
wie z. B. der Begriff „Revolution". Während 
die amerikanische oder französische Revolu-
tion Ereignisse sind, ist der Begriff „Revolu-
tion" für den Wissenschaftler ein brauchbares 
„Konzept" (M: 46—49). Da der Behaviorist an 
den Einflüssen auf individuelle Überzeugun-
gen und daraus folgenden Aktivitäten und an 
den Gründen dafür interessiert ist, muß er nach 
allen relevanten Variablen, die individuelles 
Verhalten beeinflussen, suchen. Vier solche 
Variablen werden genannt: die kulturelle, die 
soziale, die psychologische und die soziali-
sierende (R: 22).
Didaktisch sind die Unterrichtseinheiten des 
I. P. jeweils in einer vierstufigen Sequenz auf-
gebaut. Der 1. Unterrichtstyp dient der Kon-
frontation zur Erzeugung von Aufmerksamkeit 
und Motivation und zur Erstellung einer Hy-
pothese. Der 2. Unterrichtstyp bringt das 
Regelbeispiel. Dieser Teil dient der systemati-
schen Entwicklung des Themas und der Über-
prüfung der Hypothese. Im 3. Unterrichtstyp 
geht es um die Anwendung und die Erprobung 
des Gelernten an neuen Tatbeständen. Der 
4. Unterrichtstyp ist der Wertung vorbehalten. 
Die Schüler werden aufgefordert, selbst Wert-
urteile abzugeben und dementsprechend Ent-
scheidungen zu fällen.

Einem jeden Unterrichtstyp sind nicht nur die 
unterschiedlichsten methodischen Zugänge zu-
geordnet, sondern darüber hinaus differierende 
Lektionstypen. Diesen sind wiederum verschie-
dene Lehrerrollen zugedacht, so daß der Leh-
rer sehr voneinander abweichende Verhaltens-
weisen wahrzunehmen hat, was einer teilwei-
sen Demokratisierung seiner Funktionen 
gleichkommt.
Dem Unterrichtstyp Konfrontation sind 5 ver-
schiedene Lektionstypen zugeteilt: 1. Fallstu-
dien mit offenem Ausgang, 2. Test von Schüler-
haltungen und -meinungen in der eigenen 
Klasse, 3. Schülerreaktion auf das Zeigen von 
sozialen und politischen Symbolen, 4. provo-
zierendes Fragen ohne vorherige Informations-
vermittlung, 5. Simulationsspiel mit verteilten 
Rollen.
Die dem Lehrer für diesen Unterrichtstyp zu-
gedachten Rollen sind folgende: a) Leitung der 
Diskussion ohne abschließende Meinungsbil-
dung, b) keine Richtigstellung der Schülerant-
worten durch den Lehrer, c) Provozierung der 
Schüler durch Stichworte zur Stimulierung der 
Diskussion.



Die Lektionstypen der Regelbeispiele sind: 
1. die darlegende Beschreibung, 2. die Ablei-
tung von Generalisierungen von statistischen 
und/oder dokumentarischen Informationen und 
3. Übungen zur Klassifikation. Die hier vorgese-
henen Lehrerrollen sind: a) gezielte Steuerung 
der Diskussion zur Erreichung des spezifischen 
Unterrichtsziels, b) Hilfestellung, um dem 
Schüler eine Beurteilung seiner eigenen Ant-
wort zu ermöglichen, c) abschließende An-
nahme oder Verwerfung der Schülerantworten. 
Dem 3. Unterrichtstyp, der Anwendung, sind 
wieder fünf Lektionstypen zugeordnet: 1. Übun-
gen zur Klassifikation, 2. Interpretation von 
Fallstudien, 3. Simulationsspiele, 4, analyti-
sche Fragen, 5. Prüfungen und Tests.
Dafür vorgesehene Lehrerrollen sind: a) Lei-
tung der Diskussion, die in einer Beurteilung 
der Schülerantworten durch Lehrer und Schü-
ler gemeinsam endet, b) Hilfestellung, um dem 
Schüler die Einschätzung des Gelernten zu er-
möglichen, c) Hilfestellung, um dem Schüler 
die Identifizierung und die Überwindung von 
Schwächen im Verständnis des Gelernten zu 
ermöglichen.
Auch im letzten Unterrichtstyp, der "Wertung, 
gibt es fünf verschiedene Lektionstypen: 
1. Debatten, 2. Interpretationen von Fallstu-
dien, 3. Reaktionen auf dokumentarische und 
statistische Informationen, 4. Simulations-
spiele, 5. die Annahme von Rollen von poli-
tischen Entscheidungsträgern.
So wie im ersten Unterrichtstyp, der der Moti-
vierung diente, ist auch in diesem Typ, der zur 
eigenen Urteilsbildung der Schüler dient, dem 
Lehrer größte Zurückhaltung vorgeschrieben. 
Er soll hier entweder a) Diskussionen leiten, 
jedoch ohne abschließendes Werturteil durch 
ihn, oder er soll b) Diskussionen zwischen den 
Schülern provozieren und c) kann er zu einer 
gemeinsamen Beurteilung der Antworten zu-
sammen mit den Schülern ermuntern, jedoch 
nicht in Termini wie gut oder schlecht, sondern 
unter Berücksichtigung der Modalitäten und 
Folgerichtigkeiten.
Diese Lektionstypen unterschiedlichster Art 
verteilen sich auf fünf Lehreinheiten (units), 
von denen drei im ersten Semester behandelt 
werden sollen, zwei in der zweiten Hälfte des 
Schuljahres. Während für die „Einführung in 
das Studium des politischen Verhaltens" eine 
Woche geplant ist, werden für die übrigen 
vier Lehreinheiten je acht bis neun Wochen 
täglichen Unterrichts veranschlagt. Jede hat 
120 bis 180 Lehrbuchseiten und im Schnitt 
50 Seiten Anweisungen im Handbuch für den 
Lehrer. Das I. P. ist damit nicht nur von der 
Zielsetzung, sondern auch vom Aufbau, von 

den Methoden und von den Anforderungen an 
die Schüler sehr viel differenzierter und inter-
essanter als das H. P., das sich mit jedem der 
20 Hefte an ein und dasselbe Schema hält.

Die erste thematische Lehreinheit des I. P. be-
handelt unter der Überschrift „Soziale Umwelt 
und politisches Verhalten" besonders ausführ-
lich die Faktoren: I. Soziales Milieu, II. Po-
litische Einstellungen, III. Sozioökonomischer 
Status und IV. Ethnische Gruppen. Die fol-
gende Lehreinheit hat „Wahlen und Wahlver-
halten" zum Thema. Behandelt werden I. die 
Auswahl politischer Führer, II. das Wahlver-
halten der Amerikaner, III. Präferenzen für 
politische Parteien, IV. politische Konsequen-
zen des Wahlverhaltens, V. Einstellungen und 
Werte der Demokraten und Republikaner, 
VI. der Einfluß des Wahlkampfes auf Wähler-
verhalten, VII. eine Fallstudie über die Präsi-
dentenwahl von 1964, VIII. die Auswertung 
von Vorschlägen — und Gesetze zur Änderung 
der Wählbarkeit. In den letzten beiden Lehr-
einheiten werden politische Spezialisten, die 
offizielle Rollen in den USA innehaben, vorge-
stellt bzw. Rollen inoffizieller politischer Spe-
zialisten: so die präsidentielle Rolle, die Rolle 
des Kongreßmitgliedes, des Richters, des Ober-
sten Gerichtshofs und des Bürokraten, weiter 
Repräsentanten von Interessengruppen und 
Massenmedien, politische Experten und Vor-
sitzende politischer Parteien. Das Buch endet 
mit einem Kapitel „Durchdenken grundsätz-
licher Fragen über die Rolle von inoffiziellen 
politischen Spezialisten".
Da der Katalog der Themen — der auf den 
ersten Blick sogar relativ konventionell er-
scheinen mag — die Vielfältigkeit und Leben-
digkeit des Lehrbuches und der angebotenen 
Lernmöglichkeiten kaum erkennen läßt, sei 
auch hier ein Beispiel aus einer Lehreinheit 
(der 1. thematischen) gegeben, der besseren 
Vergleichsmöglichkeit halber mit dem H. P. 
aus dem Kapitel IV über ethnische Gruppen. 
Untersucht wird die Beziehung zwischen Sub-
kultur und politischem Verhalten dreier Grup-
pen, der „Old Order Amish", einer eingewan-
derten religiösen Sekte, der Afro-Amerikaner 
und der Mexican-Americans. Abschnitt D be-
handelt auf 35 Seiten „das politische Verhal-
ten von schwarzen Amerikanern". Der 1. Teil 
dient der Hypothesenbildung über politische 
Einstellungen und politisches Verhalten der 
„Black- oder Afro-Americans". Er enthält drei 
Dokumententeile: a) aus Martin Luther Kings 
Deklaration von 1963, „Warum wir nicht län-
ger warten können", b) aus einer Fernseh-
ansprache John F. Kennedys aus demselben 
Jahr über die fortwährende Unfreiheit durch 
Segregation, c) die Schilderung eines schwar-



zen Arbeiters über das Leben im Ghetto von 
Boston 1968. Ein 2. Teil fordert auf, aus einer 
Menge statistischen Materials Aussagen über 
Negerverhalten und -einstellungen abzuleiten. 
Weiße und Schwarze sollen — wie schon vor-
her am sozioökonomischen Status arm und 
reich eingeübt — hinsichtlich folgender Kate-
gorien verglichen werden: a) politische Ent-
fremdung, b) Gefühl für politische Effektivi-
tät, c) die Ebene politischer Aktivität, d) poli-
tische Techniken und e) politische Mittel (um 
Einfluß auszuüben). Der 3. Abschnitt versucht 
dann, die Ergebnisse des vorigen Teils zu er-
klären mit Hilfe von Texten, Diagrammen, 
ökonomischen Statistiken, die die Ungleich-
heit und Benachteiligung der Schwarzen do-
kumentieren, mit Schaubildern u. a. m. (auf 
11 Seiten). Z. B. liest man hier: „Die Tatsache 
von mehr als 200 Jahren Sklaverei in Amerika 
hat für alle Individuen unserer Gesellschaft 
bleibende Merkmale hinterlassen. Die Skla-
verei beraubte schwarze Amerikaner ihrer 
Freiheit, ihres Rechtes zu wählen, wie sie le-
ben möchten, und des Rechtes, zu ihrem eige-
nen Nutzen und dem ihrer Kinder zu arbeiten. 
Zusätzlich dazu hat die Sklaverei die Art und 
Weise, wie Weiße über Schwarze denken, aufs 
Tiefste beeinträchtigt, und auch die Art und 
Weise, wie Schwarze von sich selbst denken“ 
(Übersetzung d. Verf.). Nach diesem Teil ha-
ben die Kinder Fragen zu beantworten; durch 
die richtigen Antworten werden typische ame-
rikanische Vorurteile über Neger als falsch 
abqualifiziert.

Es folgen dann im 4. Teil zwei detaillierte Fall-
studien (7 und 9 Seiten lang): 1. des gewalt-
losen, aber erfolgreichen Montgomery-Busboy-
kotts von 1955/56, durch den Martin Luther 
King zum Führer der Civil-Rights-Bewegung 
wurde, und 2. in Gegenüberstellung einer Stu-
die der zerstörerischen Washingtoner Riots 
von 1968 und ihrer Ursachen. Nach Darstellung 
des Lehrbuchs hatten die Riots neben immen-
sen Verwüstungen, Tote, Verhaftete und schär-
fere Spannungen und Konflikte zur Folge. Die 
Wertungen zu diesem Kapitel sollen von den 
Kindern erst am Schluß des nächsten Kapitels 
(E) vorgenommen werden, das sich mit den 
Mexican-Americans befaßt

Hervorgehoben werden soll hier die Schilde-
rung des Busboykotts, der sich insgesamt bis 
zur letzten höchstrichterlichen Entscheidung 
ein halbes Jahr hinzog. Die Darstellung zeigt 
in allen einzelnen Schritten, warum diese Bür-
gerrechtsaktionen, die mit vielen Verhaftun-
gen begannen, weil sie sich gegen die Segrega-
tionsgesetze des Staates Alabama richteten, 
schließlich erfolgreich waren. Zusammen mit 
späteren Beschreibungen erfolgreicher, aber 

auch erfolgloser Demonstrationen und Bürger-
rechtsaktivitäten soll dem Schüler hierdurch 
konkret vor Augen geführt werden, welche 
Aktionsmöglichkeiten demokratische Staats-
bürger, auch wenn sie Minoritäten angehören, 
haben, um Staat und Politik in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. Handlungsalternativen werden 
immer wieder aufgezeigt. Andererseits wird 
die Sinnlosigkeit und Gefährlichkeit von Riots 
deutlich gemacht, jedoch nicht ohne zu erklä-
ren, durch welche Versäumnisse von Politik 
und Gesellschaft es zu solchen verzweifelten 
Ausbrüchen kommt. Als ein wesentliches Ele-
ment, das schließlich mit zu Riots führt, wird 
die politische Entfremdung und Ohnmacht der 
gesellschaftlichen „Outsider" begriffen.

Ein Ziel oder besser eine Hoffnung der Auto-
ren von „American Political Behavior“ ist es, 
auch politisch Ohnmächtige und potentiell Ent-
fremdete schon als Kinder im Social-Studies-
Unterricht zu erreichen, ihnen durch den wis-
senschaftlich aufgebauten Unterricht Mittel der 
Analyse ihrer eigenen Situation und demokra-
tische Wege zur Verbesserung ihrer Lage auf-
zuzeigen (M: 73). Es soll daher noch kurz be-
leuchtet werden, wieweit gesellschaftliche und 
politische Machtverhältnisse und der Zusam-
menhang zwischen Staat und Wirtschaft deut-
lich werden. Im Kapitel III „Sozioökonomischer 
Status" wird in derselben Lehreinheit der Zu-
sammenhang zwischen hohem Einkommen, 
großen materiellen Besitztümern und Ressour-
cen einerseits und hohem Sozialprestige, Zu-
gehörigkeit zur Oberschicht und dem daraus 
resultierenden spezifischen politischen Ver-
halten andererseits hergestellt. An eklatanten 
Fällen werden Mechanismen politischer Ein-
flußnahme durchsichtig gemacht. Der Erfolg 
einer Vereinigung von Hausbesitzern, ein 
neues Gesetz zu verändern, das sie zur In-
standhaltung von Slumwohnungen zwingen 
soll, wird dargestellt und im Kontrast dazu der 
Mißerfolg der betroffenen Slumbewohner bei 
einem Mietstreik, mit dem sie sich gegen Un-
gerechtigkeiten und Ausbeutung durch die 
Hausbesitzer zu wehren suchen.
In einem der vorhergehenden Kapitel ist den 
Kindern bewußt gemacht worden, daß die Zu-
gehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Klasse (bzw. zu einer Nation) keineswegs an-
geboren und unveränderlich ist, sondern im 
wesentlichen durch den Status der Eltern und 
die durch sie und die Schulbildung beeinflußte 
Sozialisation bedingt ist. Auch wird vermittelt, 
daß Regierungsform, Gesetze und Spielregeln 
von Land zu Land differieren, weil sie von 
Menschen gesetzt, also auch veränderbar sind, 
und daß Verfassungsrecht und Verfassungs-
wirklichkeit weit voneinander entfernt sind. 



Am Beispiel des Präsidenten wird exemplifi-
ziert, daß heute in der Regel vor allem großer 
Reichtum eine Voraussetzung dafür ist, ein 
hohes politisches Amt zu übernehmen.
Aus der Lehreinheit über „offizielle Rollen po-
litischer Spezialisten" soll unter den vielen 
Rollen, die der Präsident wahrnimmt, die des 
„Obersten Planers der Wirtschaft' (Chief 
Economic Planner) herausgegriffen werden, 
um auch für das I. P. die Basis der Kritik zu 
verbreitern. In der Lektion „Eine Einführung in 
präsidentielles decision-making“ wird diese 
Rolle exemplarisch an der spannend geschil-
derten Auseinandersetzung um die Stahlpreis-
erhöhungen von 1962 vorgestellt: Eines der 
wichtigsten wirtschaftlichen Ziele der Ken-
nedy-Administration war die Verlangsamung 
der Inflation. Inflation schädigt vor allem Leute 
mit kleinem fixen oder nur langsam wachsen-
den Einkommen. Inflation schadet außerdem 
der Handelsbilanz. Als eine der wichtigsten 
Ursachen für die Inflation hatten präsidentielle 
Berater die „Lohn-Preis-Spirale" in der Stahl-
industrie identifiziert, die die übrige Wirt-
schaft regelmäßig in Mitleidenschaft zog. Ken-
nedy rief daher zu einer Art „konzertierter 
Aktion“ auf, indem er einerseits die Stahl-
arbeitergewerkschaften aufforderte, keine 
Lohnforderungen zu stellen, die über den Pro-
duktivitätszuwachs hinausgingen, und anderer-
seits den Unternehmen nahelegte, die Stahl-
preise in dem Fall nicht zu erhöhen, da schon 
der Produktivitätszuwachs den Profit vergrö-
ßere. Die Gewerkschaften hielten sich an die-
sen Appell, nicht jedoch die Arbeitgeber. 
U. S. Steel, wie gewöhnlich Preisführer, er-
höhte die Preise. Der Präsident hat keine ge-
setzliche Macht, Preisentscheidungen zu kon-
trollieren. „Denn in einer Nation, die auf Wer-
ten einer freien Wirtschaft aufbaut, ist es 
immer als unzulässig erachtet worden, daß die 
Regierung sich in das ökonomische Leben der 
Nation einmischt.' Doch in diesem Fall war 
der Präsident entschlossen, alle ihm zur Ver-
fügung stehenden Möglichkeiten einzusetzen, 
um die Erhöhung rückgängig zu machen und 
weitere zu verhindern. Allerdings konnte er 
kaum mehr tun, als die amerikanische Öffent-
lichkeit durch eine provozierende Rede zu mo-
bilisieren und die übrigen Stahlgesellschaften 
durch Telefonate zu beeinflussen, die Preise 
nicht zu erhöhen. Beides war wenig erfolg-
reich. Bis auf drei erhöhten alle übrigen Stahl-
gesellschaften die Preise, so daß Kennedy eine 
Untersuchung einleiten ließ, um zu prüfen, ob 
ein Verstoß gegen die Antitrust-Gesetze vor-
lag. Der Verteidigungsminister MacNamara er-
hielt überdies den Auftrag, Stahlprodukte für 
die Armee nur noch bei den drei Finnen, die 
die Preise nicht erhöht hatten, zu kaufen. Als 

U. S. Steel jedoch erfuhr, daß drei Firmen ihre 
Preise endgültig nicht erhöhten, entschlossen 
sie (und alle anderen) sich notgedrungen, ihre 
Preise wieder zu senken.
Nachforschungen des Präsidenten, warum die 
drei Firmen ihre Preise nicht geändert hatten, 
ergaben, daß nicht der politische Drude durch 
den Präsidenten entscheidend für die Firmen-
leitungen gewesen war, sondern hauptsächlich 
geschäftliche Überlegungen der Art, daß man 
glaubte, Preiserhöhungen würden die Ver-
kaufs- und damit auch die Gewinnrate ver-
ringern.
So weit die Darstellung des I. P., die hoffent-
lich die Vorzüge gegenüber dem H. P. schon 
deutlich machen konnte. Da das I. P. innerhalb 
des verhaltenswissenschaftlichen Zugangs 
immer wieder konkrete Fälle politischen Ver-
haltens vor dem jeweiligen sozioökonomischen 
Hintergrund bringt, werden tatsächliche Macht-
verhältnisse in der amerikanischen Gesell-
schaft heute, wenn auch nicht grundsätzlich, 
so aber doch in vielen Einzelfällen immer wie-
der deutlich. Da das ganze Buch von politi-
schem Verhalten und politischen Aktivitäten 
handelt, werden laufend alternative Hand-
lungsweisen aufgezeigt und Gründe für Erfolg 
und Mißerfolg bei Erreichung jeweils ver-
schiedener Ziele untersucht. Da die Fälle oft 
gerade große Ungerechtigkeiten, wie Armut 
und Diskriminierung, aufgreifen und speziell 
hier Wege der Veränderung aufzeigen, ist es 
sehr unwahrscheinlich, daß das Ergebnis des 
Studiums des I. P. Hinnahme der bestehenden 
Zustände oder Schicksalsgläubigkeit sein 
könnte, zumal die Autoren selbst betonen, daß 
das Ziel des Sozialwissenschaftlers letzten 
Endes die Veränderung des sozialen Systems 
ist (M: 72). Da die Schüler nicht nur Denken, 
Diskutieren und Beurteilen ständig üben, son-
dern selbst forschen, Hypothesen aufstellen, 
zur Überprüfung statistische Erhebungen an-
fertigen, mit unterschiedlichsten Materialien 
arbeiten, Quellen interpretieren, Schlußfolge-
rungen ziehen etc., müßte der Transfer des Ge-
lernten auch auf Fragestellungen und Pro-
bleme, die in den Lehrmaterialien nicht auf-
tauchen, ohne Schwierigkeiten sein.
Und die wichtigste Voraussetzung für den Er-
folg des Projektes ist: Da der didaktische Auf-
bau des Lehrbuches und der dazugehörigen 
Materialien hervorragend, der Inhalt hoch ak-
tuell und spannend ist, ist zu hoffen, daß Inter-
esse, Motivation und Beteiligung der Kinder 
über das übliche Maß hinausgehen, zumal es 
auch durch multimediale Materialien immer 
erneut angeregt wird.
Ein letzter Unterschied zum H. P. soll hier 
vermerkt werden, der jedoch zu voneinander 



abweichenden Beurteilungen führen mag (be-
sonders unter deutschen Lehrern und Curri-
culumentwicklern) 26 ). Da jede Lehreinheit auf 
der anderen aufbaut und ohne Beherrschung der 
vorigen nicht zu bewältigen ist, bleibt zwar 
Raum für Kooperation und auch für Eigentätig-
keit, die durch das Lehrbuch immer wieder an-
geregt wird, aber nur relativ wenig Möglich-
keit für individuelles Lernen mit eigener The-
menwahl und Zielsetzung. Wie die vorher-
gehenden Punkte zu zeigen versuchten, kann 
forschendes Lernen m. E. trotzdem anhand 
von American Political Behavior gelernt wer-
den. Da amerikanische (wie auch deutsche) 
Lehrer für den politischen Unterricht z. T. fach-
wissenschaftlich wenig ausgebildet sind, be-
deuten detaillierte Hinweise auf das zu errei-
chende Ziel für sie eine nicht zu unterschät-
zende Hilfe (M: 24). Auch haben Lehrer an 
allen Stufen der Entwicklung des Projekts in-
tensiv 
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mitgearbeitet. Vor der endgültigen Ver-
öffentlichung Anfang dieses Jahres ist das 
Buch in etwa 40 über die ganze Nation ver-
teilten ländlichen wie städtischen Schulen drei 
Jahre lang von speziell dafür ausgebildeten 
Lehrern und auch von den Autoren selbst in 
Klassen verschiedener ethnischer, sozialökono-
mischer und religiöser Gruppen benutzt und 
aufgrund dieser Erfahrungen zweimal gründ-
lich revidiert worden ).
Trotz der vergleichsweise positiven Beurtei-
lung des I. P. ist zu sagen, daß American Po-
litical Behavior in toto keinesfalls einfach für 
einen deutschen politikwissenschaftlichen oder 
politischen Unterricht übersetzt werden könn-
te. übernommen werden könnten wahrschein-
lich Approach und Struktur, das didaktische Ge-
rüst und die Methoden. Aufbau und Aufma-
chung des Buches bieten zahllose Hinweise zur 
Orientierung, die so schnell nicht in einem an-
deren Lehrbuch zu finden sind. Der Inhalt, ob-
wohl ganz an amerikanischen Problemen orien-
tiert, enthält vielfältige Anregungen für Mate-
rialien und Themen, die in einem deutschen 
Lehrbuch verwendet werden könnten. Die Ziele 
würden — selbst unter Annahme eines ähnlich 
akzentuierten Demokratieverständnisses — 
schon teilweise anders gesetzt werden müssen. 
Die Präsentierung von Fällen jedoch, die inner-

“26) So z. B. bei Ingrid und Rolf Schmiederer, deren 
Reihe „Modelle für den politischen und sozialwis-
senschaftlichen Unterricht" „angesichts einer kon-
kreten Unterrichtssituation oft weniger als direkte 
Vorlage für die Durchführung eines Unterrichts als 
vielmehr zur Anregung und als Materialgrundlage 
dienen" soll. Modell 1, S. 6.
27) Howard D. Mehlinger and John J. Patrick, The 
Use of „Formative“ Evaluation in an Experimental 
Curriculum Project. A Case in the Practice of In-
structional Materials Evaluation, in: Social Educa-
tion, Vol 35, No. 8 (Dec. 1971), S. 884—887 und 892. 

halb des übergreifenden Systems behaviori-
stischer Konzepte zu analysieren sind, ist aus-
gesprochen gelungen und öffnet den Blick für 
sehr relevante Fragestellungen und Betrach-
tungsweisen politischer Tatbestände. Insge-
samt können diese Lehrmaterialien aus Indiana 
daher eine sehr gute Grundlage und Anleitung 
für die Erstellung eines deutschen Curriculums 
bieten.

Gerade unter dem Gesichtpunkt der Vorlage 
für deutsche Lehrmaterialien sind aber auch 
zum L P. eine Reihe von grundsätzlichen kri-
tischen Überlegungen festzuhalten. Die Gren-
zen des liberalen Demokratieverständnisses 
der Autoren werden an vielen Stellen immer 
wieder deutlich. So wird beispielsweise am 
Konzept der politischen Sozialisation klar auf-
gezeigt, daß diese von sozioökonomischen Fak-
toren abhängt. Ein Fall schildert knapp, daß 
ein Arbeitersohn anders sozialisiert wird als 
der Sohn des Bürgermeisters. Eine prägnante 
Zusammenfassung z. B. der Art, daß Soziali-
sation schichtspezifisch stattfindet, fehlt je-
doch. Im Gegenteil: die Schlußfolgerung des 
Lehrbuches muß eher verschleiernd genannt 
werden. Sie heißt: „Weil keine zwei Indivi-
duen genau die gleichen Erfahrungen haben, 
werden auch keine zwei Individuen in genau 
derselben Weise sozialisiert." Diese Kritik 
läßt sich an den Auseinandersetzungen um die 
Erhöhung der Stahlpreise und noch an manch 
anderer Stelle wiederholen. So übt Kennedy 
in seiner Fernsehansprache zwar vorsichtig 
Kritik an den Mächtigen der Stahlkonzerne: 
„. . . eine winzige Handvoll Stahlmanager, de-
ren Streben nach Macht und Profit ihren Ver-
antwortungssinn für die Allgemeinheit über-
steigt aber auch hier werden keine grund-
sätzlichen Erwägungen über das Verhältnis 
von Politik und Wirtschaft beispielsweise an-
gestellt, geschweige denn über Strukturfehler 
des Wirtschaftssystems allgemein. Machtstruk-
turen kommen nicht ins Blickfeld. Unter sechs 
sozialen Faktoren, die präsidentielles decision-
making beeinflussen, werden zwar public 
opinion und social Situation genannt (Beispiel: 
der Verzicht Johnsons auf erneute Kandida-
tur u. a. wegen starker Opposition zum 
Vietnamkrieg), nicht jedoch der Druck mäch-
tiger Militärs oder der Wirtschaft. Dies ist 
gleichzeitig als Ausdruck für eine tendenzielle 
Überbewertung des tatsächlichen Einflusses 
von public opinion und staatsbürgerlicher Ak-
tivität zu sehen. Diese Kritik läßt sich weiter 
ausdehnen, beispielsweise auf die vielfach auf-
gezeigten alternativen Handlungsweisen. So 
sehr sie immer wieder konkret dargestellt 
werden, so sehr wird gleichzeitig ständig be-
tont, daß dieser Wandel innerhalb der gesetz-



ten Spielregeln und des vorhandenen Systems 
möglich ist, daß man nur seine politischen 
Mittel kennen und nutzen muß.
Hier läßt sich die Frage stellen, ob diese Art 
von Social Studies nicht einfach ein moderner 
Versuch von Integrationspolitik ist, eine sehr 
viel klügere und anscheinend demokratische 
Form einer neuerlichen Amerikanisierungs-
politik, in einer Zeit, in der unterprivilegierte 
Minderheiten anfangen, sich zu emanzipieren 
und ein eigenes Identitätsbewußtsein zu ent-
wickeln, in einer Zeit, in der die Gefahr des 
Auseinanderbrechens der amerikanischen Na-
tion besteht. Zumindest muß die Frage gestellt 
werden, ob diese Art von Social Studies ein 
erfolgreicher Weg ist, die amerikanische Ge-
sellschaft wirklich demokratischer zu gestalten, 
so daß gleiche Rechte nicht nur proklam
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iert 
werden, sondern gleiche Chancen einmal tat-
sächlich bestehen. Marxisten werden behaup-
ten, daß Lehrbücher dieser Art nur ein raffi-
nierter Versuch der herrschenden Klasse sind, 
die wirklichen Machtverhältnisse zu ver-
schleiern. Indem sie den unteren Klassen poli-
tische Effektivität und Macht einredeten, hiel-
ten sie sie von radikaler Veränderung ab, um 
im großen und ganzen letztlich — abgesehen 
von partiellen Zugeständnissen — alles, vor 
allem aber die Verteilung der Macht, beim 
alten zu belassen. Die Autoren dagegen glau-
ben an die Macht des Wissens und der Auf-
klärung und an die Kräfte der amerikanischen 
Demokratie, die ihrer Meinung nach in der 
schrittweisen Veränderung liegen. Nur in der 
demokratischen Wahrnehmung ihrer politi-
schen Macht, die die unterprivilegierten Grup-
pen zunächst erkennen müssen, aber mit genü-
gend Wissen auch als Minderheit ausüben kön-
nen, liegt nach ihrer Ansicht die Chance für die 
Zukunft der amerikanischen Gesellschaft und 
ihres Regierungssystems. Denn so sehr die 
Autoren Kritik an vorhandenen Ungerechtig-
keiten in den USA üben, so wenig stellen sie 
„die grundlegenden Prinzipien der freiheit-
lichen Ordnung" in Frage ).
Ob eine grundsätzliche Kritik an Prinzipien 
und Institutionen der amerikanischen Demokra-

tie und am amerikanischen Wirtschaftssystem 
in Materialien für den Social-Studies-Unter-
richt jedoch möglich ist, wenn die Materialien 
die Chance der Veröffentlichung und Verbrei-
tung in vielen Schulen haben sollen, ist zumin-
dest eine offene Frage, wenn man es nicht ohne-
hin bezweifelt. 1965 schrieb ein amerikanischer 
Autor: „The social studies still appear to be 
very much at the mercy of curriculum evan-
gelism and powerful pressure groups" 29),  wor-
auf auch Mehlinger 1967 hinweist. Die Frage, 
ob die Sozialwissenschaften überhaupt ernst 
genommen werden können, ob die Gesellschaft 
bereit ist, im sozialwissenschaftlichen Unter-
richt dieselbe ruhelose Suche nach Wahrheit 
zu tolerieren wie im Physik- und Biologie-
unterricht, beantwortet er mit einer Deutlich-
keit, die nichts zu wünschen übrigläßt und die 
den vielfältigen Druck, dem Curriculum-Auto-
ren ausgesetzt sind, veranschaulicht: „It would 
mean the end of textbook adoption committees 
that carefully read each page searching ior 
passages that might offend influential groups 
of citizens. It would end the practice of text-
book publishers and authors submitting to all 
sorts of censorship in Order to secure adop-
tions, a practice that finds modern ,medie-
valists' kept in line by the Iure of profits 
rather than inquisitions" (M: 73) (Hervorhebg. 
vom Verf.).
Daß diese Äußerungen Wünsche geblieben 
sind und für lange Zeit bleiben werden, macht 
ein Zitat aus einem Überblick über neue So-
cial-Studies-Projekte deutlich: „Curriculum 
innovation is big business. IBM, Raytheon, 
Time-Life Inc, RCA, GE etc. have all gotten 
into the field by merging with Publishing 
houses" 30).

28) Robert Multhoff, Neue Ziele und Wege im Un-
terricht der Social Studies amerikanischer Schulen, 
in: Internationales Jahrbuch für Geschichts- und 
Geographie-Unterricht, Bd. XII, Braunschweig 1968/ 
69, S. 141—148, S. 148.

29) John P. Lunstrum, The Treatment of Contro-
versial Issues in Social Studies Instruction, in: By-
ron G. Massialas and Frederick R. Schmith (eds.), 
New Challenges in the Social Sciences, Belmont, 
Calif. 1965, S. 121—147, S. 147.

30)  Sid Lester, David Bond and Gary Knox, a. a. 0., 
S. 3.

In der nach Fertigstellung dieses Aufsatzes 
herausgekommenen endgültigen Fassung von 
„American Political Behavior" ist das hier be-
sprochene Beispiel der Auseinandersetzungen 
um die Stahlpreiserhöhungen — das einzige, 
das sich mit wirtschaftlichen Fragen auseinan-
dersetzt — ersatzlos gestrichen worden!



Ulrich Lohmar: Die Produktivkraft Wissenschaft als publizistisches Problem

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/72, 3—15

Der Kreislauf von Forschung, Entwicklung und gesellschaftlichen Wandlungen ist das 
entscheidende Merkmal unserer Industriegesellschaft. Das Aufkommen etwa der Daten-
verarbeitung, des Fernsehens und der Kernenergieverwendung für wirtschaftliche Zwecke 
in den letzten zwei Jahrzehnten zeigen dies beispielhaft. Die Wissenschaft ist zur wesent-
lichen Produktivkraft unserer Gesellschaft geworden, ohne daß deren Selbstverständnis 
diesen Tatbestand bislang hinreichend erkannt hätte. Das drückt sich auch in der Wissen-
schaftspublizistik aus. Das Fernsehen beschränkt sich auf eine populär-wissenschaftliche 
Information über Technik und Forschung, im Hörfunk hat man vorwiegend das wissen-
schaftliche Feature entwickelt, in der Tagespresse wurde die Wissenschaft in das Feuille-
ton abgedrängt, die wissenschaftlichen Zeitschriften sind in ihrer Thematik parzelliert und 
vermitteln keinen Gesamteinblick in den Stand von Forschung und Entwicklung. Der 
vermutete Dualismus von Zivilisation und Kultur, von Technik und Geist überlagert die 
Einsicht in das Wesen der Produktivkraft Wissenschaft. Wissenschaftliche Experten, 
Ideologen und Intellektuelle haben noch keinen gemeinsamen Zugang zur Einschätzung 
dieses Phänomens gefunden. Hinzu kommt, daß die Fachsprachen der Wissenschaft die 
„Übersetzung" wissenschaftlicher Arbeit in die allgemeine Umgangssprache erschweren. 
Gerade im entstehenden Multimediamarkt kommt es deshalb zugleich auf die Demokrati-
sierung der Wissenschaftspublizistik und auf ihre größere Wirksamkeit an. Dies kann 
durch eine Zusammenarbeit der verschiedenen Medien und durch eine Kooperation von 
Staat, Wissenschaft und Wirtschaft erreicht werden. Die Produktivkraft Wissenschaft ist 
ein weiterer Anlaß für die demokratische Gesellschaft, ihr Selbstverständnis neu zu durch-
denken.

Jutta-Barbara Lange-Quassowski: Curriculumreform und „New Social Studies" 
in den USA

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/72, S. 16—38

1. Materialien für einen politischen und sozialwissenschaftlichen Unterricht, die einer-
seits das Ziel haben, die Emanzipation des Menschen zu fördern und die Demokrati-
sierung der Gesellschaft voranzutreiben, die andererseits nach didaktischen Kriterien 
aufgebaut und in der Lage sind, Motivation und Lernfähigkeit der Schüler zu fördern, 
haben in der Bundesrepublik Seltenheitswert. Bieten die USA bessere Möglichkeiten, 
die für unseren Unterricht übernommen werden könnten?

2. Zur Beantwortung dieser Frage sind zunächst die gesellschaftlichen Voraussetzungen 
der umfassenden amerikanischen Curriculumreform, weiter der traditionelle, aber 
offensichtlich reformbedürftige Social-Studies-Unterricht und schließlich die Erkennt-
nisse der Sozialisationsforschung darzustellen. Bei der Anordnung der Materialien 
lassen sich zwei wissenschaftliche Zugänge unterscheiden.

3. Die Materialien des Harvard-Projektes stehen als Beispiel für die Ansätze, die 
gesellschaftliche Konflikte in den Mittelpunkt stellen. Welcher Art sind die Probleme, 
die zur Debatte gestellt werden, und in welchem Kontext stehen sie? Werden Pro-
blemlösungen angeboten oder welche Ziele verfolgt man? Fördern die Materialien 
politisches Engagement?

4. Die Indiana-Materialien stehen als Beispiel für die Ansätze, deren Ziel es ist, die 
Schüler mit Grundstrukturen der Sozialwissenschaft vertraut zu machen. Allerdings 
ist das Indiana-Projekt zugleich problemorientiert und an einer „Verbesserung" der 
Gesellschaft interessiert. (Projekte, denen es allein um die Vermittlung sozialwissen-
schaftlicher Grundbegriffe geht, sind für die Diskussion in der Bundesrepublik unter 
der Zielsetzung der Förderung der Emanzipation unzureichend und daher nicht 
brauchbar.) An Hand welcher Probleme der Gesellschaft werden sozialwissenschaft-
liche Konzepte vorgestellt und Untersuchungsmethoden eingeübt? Sind die Frage-
stellungen und das vom Schüler zu lernende methodische Vorgehen geeignet, gesell-
schaftliche Zusammenhänge und Machtverhältnisse für ihn deutlich zu machen? Be-
fähigen sie ihn zu eigenem kritischen Urteil? Zeigen sie konkrete politische Hand-
lungsmöglichkeiten auf?
Aus der kritischen Gegenüberstellung der Projekte werden die Möglichkeiten und 
Grenzen der amerikanischen Materialien und damit ihre Bedeutung für eine Über-
nahme in der Bundesrepublik deutlich.
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